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1. Vorwort

«Liechtenstein gemeinsam nachhaltig und verlässlich zu 

gestalten», – so lautet das übergeordnete Ziel der Regie-

rung für die Legislaturperiode 2021–2025. Nachhaltig 

heisst dabei im klassischen Sinn, dass nicht mehr Ressour-

cen verbraucht als wiedergewonnen werden. Nachhaltig-

keit heisst auch, nicht stillzustehen, sondern Erneuerung 

und Weiterentwicklung voranzutreiben und die Zukunft ge-

meinsam zu gestalten. 

Verlässlichkeit hat für uns mit Planbarkeit und Langfris-

tigkeit zu tun – innenpolitisch und aussenpolitisch. Liech-

tenstein befindet sich dank der in den letzten Jahrzehnten 

gebildeten Reserven in vielen Bereichen in einer privile-

gierten Lage, um aktuelle Herausforderungen und auch 

Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte proaktiv an-

zugehen. Die COVID-19-Pandemie hat uns vor Augen ge-

führt, wie schnell einschneidende Entscheidungen getrof-

fen werden müssen, um Herausforderungen zu begegnen. 

Dank des guten Gesundheitssystems kam es nicht zu gra-

vierenden Engpässen in der gesundheitlichen Versorgung 

und aufgrund einer robusten Wirtschaft sowie umfangrei-

cher wirtschaftspolitischer Stützungsmassnahmen konn-

ten die wirtschaftlichen Folgen insgesamt gut eingedämmt 

werden. Im Bericht werden zahlreiche Strategien und 

Massnahmen aufgezeigt, mit denen wir gegenwärtigen 

und zukünftigen Herausforderungen begegnen wollen und 

deren Umsetzung teilweise bereits angestossen wurde. 

Die Nachhaltigkeit steht somit im Zentrum der laufenden 

Regierungstätigkeit. Die Regierung macht damit deutlich, 

dass die Umsetzung der SDGs essenziell ist, um künftigen 

Generationen einen lebenswerten Planeten und ein lebens-

wertes Liechtenstein zu erhalten. Die SDGs stellen mehr als 

eine internationale Verpflichtung dar. Liechtenstein hat ein 

Eigeninteresse an deren Umsetzung.

International bleibt Liechtenstein ein verlässlicher Partner 

zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit, des humanitären Völ-

kerrechts und der Menschenrechte. Im Kontext des bruta-

len russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine hat dieses 

Engagement an neuer Bedeutung gewonnen. Auch dieser 

wichtige Einsatz wird im Bericht ausgeleuchtet.

Nicht zuletzt zeigt der Bericht auf, dass privatwirtschaftli-

che und zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure eine 

wichtige Rolle in der Umsetzung der SDGs spielen. Auch in 

Zukunft spielt die Zusammenarbeit aller eine übergeordne-

te Rolle, um die UNO-Agenda 2030 mit ihren 17 Nachhaltig-

keitszielen gemeinsam umzusetzen. 
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2. Zusammenfassung und Hauptaussagen

Nationale Umsetzung

Die Umsetzung der SDGs in Liechtenstein entwickelt sich 

insgesamt positiv. Der Bericht zeigt auf, dass eine Reihe 

von SDGs in Liechtenstein gut umgesetzt sind. Hierzu ge-

hören insbesondere die SDGs 1 (Armut), 2 (Hunger), 3 (Ge-

sundheit), 4 (Bildung), 6 (Wasser), 8 (Arbeit) und SDG 16 

(Friedliche Gesellschaften). Die COVID-19-Pandemie hat 

die hohe Krisenresilienz von Staat, Wirtschaft und Gesell-

schaft sowie die zentrale Bedeutung der grenzüberschrei-

tenden Zusammenarbeit bei der Bewältigung solcher Kri-

sen deutlich aufgezeigt.

Trotz insgesamt positiver Entwicklung zeigt der Bericht 

auch klaren Handlungsbedarf auf:

• Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie die politi-

sche Teilhabe von Frauen müssen verbessert werden, um 

die faktische Geschlechtergleichstellung zu erreichen. 

• Die Mobilität in Liechtenstein ist derzeit nicht nachhaltig 

und entwickelt sich weiter negativ, mit zunehmendem 

motorisiertem Individualverkehr.

• Der Klimaschutz entwickelt sich positiv, muss aber 

durch griffige Massnahmen weiter verstärkt werden, um 

die Klimaneutralität bis 2050 zu erreichen.

• Zwar steigt Recyclingquote und die Energie- und CO2-

Intensität der Wirtschaft sinken. Der Ressourcenver-

brauch ist aber aufgrund des aktuellen Konsum- und 

Produktionsverhaltens weiterhin zu hoch.

• Ungeachtet steigender Ausgaben erreicht der ODA-Pro-

zentsatz nicht das internationale Ziel von 0.7.

Seit der Berichterstattung 2019 wurden mehrere Strate-

gien und Konzepte zur Verbesserung der Nachhaltigkeit be-

schlossen, die allesamt mit breiter Einbindung aller Stake-

holder entstanden sind. Diese Strategien bauen teilweise 

aufeinander auf und berücksichtigen die Zusammenhänge 

zwischen den verschiedenen SDGs: 

• Die Bildungsstrategie 2025+ verfolgt das Ziel, dass das 

Bildungssystem Menschen in allen Altersgruppen bei 

der Entfaltung ihrer individuellen Potenziale unterstützt 

und sie dazu befähigt, sich aktiv, verantwortungsvoll so-

wie selbstbestimmt an einer menschlichen, offenen und 

demokratischen Gesellschaft zu beteiligen.

• In der Klimavision 2050 wurde das Ziel der Klimaneut-

ralität Liechtensteins bis 2050 formuliert und gesetzlich 

verankert. Zur Erreichung dieses Ziels wurden insbe-

sondere in der Energievision 2050, der Energiestrate-

gie 2030, dem Mobilitätskonzept 2030, der Klimastra-

tegie 2050 sowie dem agrarpolitischen Bericht 2022 

konkrete Massnahmen definiert. 2023 wurde zudem das 

Ziel zur Reduktion der Treibhausgasemissionen bis 2030 

von 40 % auf 55 % gegenüber dem Referenzjahr 1990 er-

höht.

Die Umsetzung ist durch regelmässige Monitoringberichte 

an den Landtag begleitet. 

Zur Stärkung der Politikkohärenz im Hinblick auf die Nach-

haltigkeit hat sich die Regierung im Jahr 2022 selbst dazu 

verpflichtet, alle neuen Gesetzesvorlagen sowie internatio-

nale Verträge einer SDG-Analyse zu unterziehen. So sind 

die SDGs fixer Bestandteil bei allen Vernehmlassungsbe-

richten sowie Berichten und Anträgen an den Landtag.

Beitrag zur globalen Umsetzung

Mit der internationalen Solidarität unterstützt Liechten-

stein Entwicklungsländer bei der Umsetzung der SDGs. 

Der Fokus liegt auf der Bekämpfung von Armut (SDG 1), 

dem Zugang zu Bildung (SDG 4), der Ernährungssicher-

heit (SDG 2), der Förderung der Menschenrechte und der 

Rechtsstaatlichkeit (SDG 16), dem Umwelt- und Klimaschutz 

sowie der Migration (SDG 10). Aufgrund der Krisen und 

Konflikte wurden die Ausgaben für die internationale Soli-

darität deutlich erhöht: Die gesamten ODA-Ausgaben sind 

2022 im Vergleich zu 2018 um rund 22 % gestiegen und 

haben mit CHF 31.5 Millionen einen neuen Rekordwert er-

reicht.

Der Privatsektor und die Zivilgesellschaft zeigen ebenfalls 

ein hohes Ausmass an internationaler Solidarität. Insbe-

sondere der Philanthropie-Sektor leistet Beiträge, welche 

das staatliche Engagement deutlich übersteigen.

Leitgedanke des Engagements Liechtensteins in internati-

onalen Organisationen ist die Überzeugung, dass interna-

tionale Herausforderungen nur durch multilaterale Zusam-

menarbeit gelöst werden können. Dies zeigt sich im Einsatz 

für einen effektiveren Umwelt- und Klimaschutz, aber auch 

im langjährigen Engagement Liechtensteins für den Schutz 

und die Förderung der Menschenrechte, für die Bekämp-

fung der Straflosigkeit für schwerste Verstösse gegen die 

Menschenrechte, das humanitäre Völkerrecht sowie das 

Verbrechen der Aggression.
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Teilhabe der Zivilgesellschaft

In der breiten Bevölkerung ist eine zunehmende Sensibi-

lisierung auf die Bedeutung der SDGs oder nachhaltiger 

Entwicklung im Allgemeinen festzustellen. Der Erarbei-

tungsprozess wurde durch eine Konsultation mit Interes-

sensvertretungen und der Privatwirtschaft begleitet. Die 

hohe Anzahl an Rückmeldungen zeigt, dass die Umsetzung 

der SDGs auf ein hohes Interesse stösst. 
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3. Umsetzungsprozess in Liechtenstein

Der erste Umsetzungsbericht Liechtensteins wurde im Jahr 

2019 verfasst und am High-Level Political Forum on Sus-

tainable Development (HLPF) der UNO vorgestellt. Seit-

dem sind die Herausforderungen, welche die nachhaltige 

Entwicklung an alle Staaten dieser Welt stellt, nicht we-

niger geworden. Im Regierungsprogramm 2021 bis 2025 

hält die liechtensteinische Regierung fest, dass die Umset-

zung der Nachhaltigkeitsziele eine globale und eine nati-

onale Notwendigkeit darstellt. Sie gründet das Programm 

entsprechend auf den unterschiedlichen Dimensionen der 

Nachhaltigkeit. Die COVID-19-Pandemie hat diese Heraus-

forderungen zum Teil verschärft; gleichzeitig hat sie die 

Verflechtungen zwischen Ländern, Menschen und Volks-

wirtschaften unmissverständlich aufgezeigt.

Im Regierungsprogramm ist eine breite Palette an konkre-

ten Zielen und Massnahmen enthalten:

Soziale Nachhaltigkeit: Langfristige Finanzierung des 

Sozial- und Gesundheitssystems, bessere Vereinbar-

keit von Familie und Beruf, Erhalt und Förderung des 

hochwertigen Bildungssystems und des lebenslangen 

Lernens, Förderung der Kulturlandschaft, Förderung 

des Breiten- und Spitzensports, Fortsetzung des star-

ken internationalen Engagements zum Schutz und zur 

Stärkung der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit 

und des Völkerrechts.

Ökologische Nachhaltigkeit: Vorantreiben von Klima-

schutz und Energiesicherheit, Stärkung der nachhalti-

gen Landwirtschaft, Attraktivität der Arbeits-, Wohn- 

und Lebensräume erhöhen, Schutz vor Naturgefahren 

gewährleisten.

Ökonomische Nachhaltigkeit: Erhalt und Weiterent-

wicklung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts-

standorts, Sicherstellung der internationalen Konfor-

mität und der Zukunftsfähigkeit des Finanzplatzes, 

Sicherstellung des internationalen Marktzugangs für 

Wirtschaftsakteure, Umsetzung von kurz-, mittel- und 

langfristigen Mobilitätslösungen.

Finanzielle Nachhaltigkeit und staatliche Verlässlich-

keit: Finanzielle Unabhängigkeit sichern und Aufgaben-

entflechtung des Staates und der Gemeinden prüfen, 

bestmögliche Vernetzung Liechtensteins in der Region 

und mit strategischen Partnern, aktives Mitwirken in in-

ternationalen Organisationen, Gestaltung einer kunden-

orientierten Verwaltung, attraktive Arbeitsplätze beim 

Staat ermöglichen, gezielte Weiterentwicklung des Jus-

tizwesens. 
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Diese genannten Ziele und Massnahmen sind mit be-

stehenden und neuen Strategien verknüpft, auf die im 

folgenden Kapitel näher eingegangen wird. Im Mai 2023 

veröffentlichte die Regierung ein Update zum Regie-

rungsprogramm und schaltete gleichzeitig die Webseite  

www.regierungsprogramm.li auf, auf der die Umset-

zungsfortschritte der Massnahmen eingesehen werden 

können. Der Stand wird laufend aktualisiert.

Im Bericht 2019 wurden mehrere Schlüsselprojekte ge-

nannt, die mittlerweile beschlossen wurden und sich in der 

Umsetzung befinden, darunter die Bildungsstrategie 2025+ 

(SDG 4), die Energiestrategie 2030 (SDG 7) und das Mobili-

tätskonzept 2030 (SDG 9). Den verabschiedeten Strategien 

und Konzepten gemein sind konkrete Massnahmen, die 

kurz-, mittel- und langfristig umgesetzt werden. Teilwei-

se beinhalten diese jährliche Berichterstattungen an den 

Landtag (Parlament) zum Umsetzungsstand. 

Die Erarbeitung der unterschiedlichen Strategien und Kon-

zepte erfolgte und erfolgt unter engem Einbezug aller Sta-

keholder. So finden beispielsweise öffentliche Konsultatio-

nen im Rahmen von Workshops oder andere partizipative 

Massnahmen statt. Bei Gesetzgebungsprozessen können 

während einer Vernehmlassungsphase alle Interessier-

ten eine Stellungnahme zu den stets öffentlich zugängli-

chen Vernehmlassungsberichten abgeben. Externe Stel-

lungnahmen zu Vernehmlassungsberichten sind öffentlich 

zugänglich, ebenso wie Berichte und Anträge der Regie-

rung an den Landtag. Sowohl Vernehmlassungsberichte 

als auch Berichte und Anträge an den Landtag enthalten 

seit dem zweiten Halbjahr 2022 ein Kapitel zu den SDGs, 

in dem die Auswirkungen einer Gesetzesvorlage oder eines 

staatlichen Projekts auf die SDGs erläutert werden. Somit 

werden in jedem Gesetzgebungsverfahren und bei jedem 

Massnahmenpaket, das dem Landtag vorgeschlagen wird, 

die wechselseitigen Abhängigkeiten der Nachhaltigkeits-

ziele untereinander mitgedacht. Das fördert die Politikko-

härenz zur Erreichung einer höheren Nachhaltigkeit.

In der Zivilgesellschaft und in der Privatwirtschaft nimmt 

das Bewusstsein für die Nachhaltigkeitsziele stetig zu: In 

den vergangenen Jahren entstand eine Nichtregierungsor-

ganisation zur Vernetzung jener Organisationen, die sich 

der Umsetzung der SDGs widmen, und neue Initiativen zur 

Umsetzung bestimmter Aspekte der Agenda 2030 wur-

den lanciert. Bestehende Initiativen setzten sich vermehrt 

mit den SDGs auseinander und Unternehmen gingen Part-

nerschaften mit NGOs ein, um die Umsetzung der SDGs 

schneller voranzutreiben. Wirtschaft und Finanzplatz rich-

ten ihr Handeln zudem verstärkt an Nachhaltigkeitskriteri-

en aus und haben teilweise entsprechende Strategien ent-

wickelt. Auch die Gemeinden orientieren sich zunehmend 

an den SDGs. So hat die Gemeinde Vaduz beispielsweise im 

Jahr 2022 eine Nachhaltigkeitsstrategie erlassen, welche 

im Rahmen eines partizipativen Prozesses entstanden ist. 

Nicht zuletzt darum war der Einbezug dieser Akteure auch 

ein zentrales Anliegen für die Erstellung dieses Berichts: 

Die Akteure wurden in einer Online-Umfrage dazu befragt, 

wie sie die Umsetzung der einzelnen SDGs in Liechtenstein 

einschätzen und konnten eigenen Projekte und Massnah-

men nennen, die zur Umsetzung der SDGs beitragen. 

Für die Umsetzung der einzelnen SDG-relevanten Projek-

te sind die fachlich zuständigen Ministerien verantwortlich. 

Das Amt für Auswärtige Angelegenheiten wurde mit der 

Erstellung des vorliegenden Berichts beauftragt. 
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4. Umsetzung der einzelnen SDGs

Gesamttrends zur Entwicklung der einzelnen SDGs

Für die Gesamtanalyse der SDGs ist zwischen dem Umset-

zungsstand und der Entwicklungsrichtung zu unterschei-

den. Für die Bewertung des Umsetzungsstandes wurden 

Informationen aus Berichten, Strategien, Zahlen und wei-

teren Beiträgen aller relevanten staatlichen Stellen gesam-

melt. Die Bewertung des Umsetzungsstandes basiert im 

Wesentlichen auf diesen Informationen.

Das Amt für Statistik Liechtensteins führt seit vielen Jah-

ren ein nationales Indikatorensystem für eine nachhaltige 

Entwicklung, welches aus insgesamt 55 Indikatoren be-

steht und jährlich veröffentlicht wird. Seit 2021 sind zu-

dem 33 Gleichstellungsindikatoren erhältlich, weiters ste-

hen 26 Umweltindikatoren zur Verfügung. Die Indikatoren 

sind derzeit nicht direkt an die SDGs angelehnt. Für die-

sen Bericht wurden bestehende Indikatoren den dazu pas-

senden SDGs zugeordnet. Es wurden zudem weitere rele-

vante Indikatoren aus nationalen Statistiken herangezogen, 

sodass für diesen Bericht insgesamt 69 Indikatoren ver-

wendet wurden.

Die Indikatoren dienen dabei der Bewertung der Entwick-

lungsrichtung der einzelnen SDGs und nicht dem Umset-

zungsstand. Für die meisten SDGs liegen mehrere Indi-

katoren zur Ermittlung der Entwicklungsrichtung vor. Für 

jedes SDG wurde aus mehreren Indikatoren ein Gesamt-

trend ermittelt, welcher in der nachfolgenden Grafik dar-

gestellt ist. Für Erläuterungen zur Methodik wird auf das 

Kapitel 7 verwiesen.

Die nachfolgende Grafik zeigt, dass die Entwicklung von 

insgesamt 12 SDGs tendenziell positiv verläuft. Drei SDGs 

hingegen entwickeln sich negativ, namentlich die SDGs 9 

(Industrie, Innovation und Infrastruktur), 10 (Ungleichheit) 

und 11 (Nachhaltige Städte und Gemeinden) – sprich die 

Nachhaltigkeit nimmt in diesen Bereichen tendenziell ab. 

Bei SDG 17 ist die Entwicklung neutral. SDG 14 wird nicht 

bewertet, wie auf S. 60 näher erläutert.
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SDG 1: Armut in allen ihren Formen und  
überall beenden

Gesamtbeurteilung
• Das SDG 1 ist in Liechtenstein insgesamt gut umgesetzt und das Land verfügt über ein gutes Sozialsystem.

• Extreme Armut existiert nicht. Wenige Haushalte sind auf Sozialhilfe angewiesen, weil sie das Existenzminimum  

aus eigener Kraft nicht erreichen.

Situation im Inland

Mit einem Bruttonationaleinkommen (BNE) von über CHF 

161 000 pro Einwohnerin bzw. Einwohner gehört Liechten-

stein zu den wohlhabendsten Ländern der Welt. Absolute 

Armut, wie sie in Unterziel 1.1 definiert ist (1.25 Dollar pro 

Tag), existiert in Liechtenstein nicht. Das ausserordentlich 

hohe Pro-Kopf-Einkommen geht jedoch gleichzeitig mit ei-

nem hohen Preisniveau einher. Dementsprechend sind die 

Existenzminima in absoluten Beträgen höher als in ande-

ren Ländern. 

Um die Armutssituation sowie die bestehenden Armutsrisi-

ken in Liechtenstein besser beurteilen und mit anderen 

Ländern vergleichen zu können, liess die Regierung einen 

neuen Armutsbericht erarbeiten, den sie im Mai 2023 vor-

stellte. Der Bericht zeigt auf, dass 14.1 % der liechtensteini-

schen Bevölkerung armutsgefährdet sind. Damit befindet 

sich Liechtenstein im Mittelfeld der europäischen Ver-

gleichsstaaten. Werden hingegen auch Vermögenswerte 

berücksichtigt, gelten noch 5.4 % der liechtensteinischen 

Bevölkerung als armutsgefährdet. Die Armutsgrenze, wel-

che basierend auf dem nationalen Sozialhilfegesetz berech-

net wurde, lag 2020 bei einem verfügbaren Einkommen 

von CHF 23 400 für einen Einpersonenhaushalt. Insgesamt 

 erreichten 3.1 % der Bevölkerung diesen Wert nicht und 

sind daher armutsbetroffen. Nach Berücksichtigung der 

Vermögenwerte gelten allerdings lediglich 0.9 % der liech-

tensteinischen Bevölkerung als einkommens- und vermö-

gensarm. 

Die Sozialschutzsysteme in Liechtenstein sind insgesamt 

sehr gut ausgebaut und tragen signifikant zur Reduktion 

der Armutsgefährdung bei. Der Armutsbericht zeigt, dass 

der Anteil der armutsgefährdeten Personen ohne staatliche 

Transferleistungen um 33 % höher liegen würde. Der Staat 

bietet allen Personen und Familien, die das nationale Exis-

tenzminimum aus eigener Kraft nicht erreichen, entspre-

chende Unterstützung an. Hierfür stehen allen Einwoh-

nerinnen und Einwohner des Landes grundsätzlich zwei 

Instrumente zur Verfügung:

Mit der wirtschaftlichen Sozialhilfe wird das Existenzmini-

mum gesichert. Gemäss Sozialhilfegesetz existiert in Liech-

tenstein kein fixes Existenzminimum. Vielmehr wird es auf 

Basis der individuellen Situation der betroffenen Personen 

oder Familien festgelegt und soll in angemessenem Ver-

hältnis zum allgemeinen Lebensstandard stehen und die in-

dividuelle Situation der Hilfsbedürftigen berücksichtigen. 

Es besteht Anspruch auf wirtschaftliche Sozialhilfe, sofern 

das individuell ermittelte Existenzminimum aufgrund ei-

nes ungenügenden Einkommens nicht erreicht wird. Dabei 

werden auch kurzfristige Massnahmen zur Existenzsiche-
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rung erlassen, wie zuletzt im Rahmen der COVID-19-Pan-

demie oder aufgrund der steigenden Energiekosten.

Für Personen in Rente, deren Einkommen aus der Alters- 

und Hinterlassenenversicherung (AHV) oder der Invaliden-

versicherung (IV) nicht ausreicht, um einen angemesse-

nen Lebensstandard zu ermöglichen oder einen Aufenthalt 

in einem Pflegeheim zu finanzieren, werden Ergänzungs-

leistungen gewährt. Auch hier besteht ein rechtlicher An-

spruch auf diese Leistungen, sofern die persönlichen und 

wirtschaftlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

Im Jahr 2021 betrug die Sozialhilfequote in Liechtenstein 

lediglich 2.2 %. Damit sind nur sehr wenige Haushalte in 

Liechtenstein auf wirtschaftliche Sozialhilfe angewiesen, 

um das Existenzminimum zu erreichen. Die Quote von Er-

gänzungsleistungen bei Personen, die eine Rente bezie-

hen, fällt mit 8.8 % (2021) ebenfalls moderat aus.

Neben diesen Unterstützungsleistungen existieren weite-

re Unterstützungsmöglichkeiten für einkommensschwache 

Haushalte. Hierzu gehören etwa Mietbeiträge sowie Prä-

mienverbilligungen für die Krankenversicherung.

Finanziell schwache Haushalte weisen in Liechtenstein so-

mit eine relativ hohe Widerstandsfähigkeit gegen Krisen 

auf. Das Armutsrisiko ist entsprechend gering.

Herausforderungen

Die Armut in Liechtenstein fällt äusserst tief aus, zudem 

ist die Anzahl an einkommensschwachen Haushalten ge-

sunken. Auch die COVID-19-Pandemie hatte in den Jah-

ren 2020 und 2021 keinen Anstieg der armutsbetroffenen 

Haushalte zur Folge. Dies ist nicht zuletzt darauf zurück-

zuführen, dass die Regierung rasch effektive Massnahmen 

zur Abfederung der wirtschaftlichen Folgen der COVID-

19-Pandemie ergriffen hat. 

Insbesondere die Wiedereingliederung von Arbeitslosen 

in das Erwerbsleben mit einem ausreichenden Einkommen 

wird auch künftig eine Herausforderung bleiben. Ausser-

dem gilt es, die staatliche Finanzierbarkeit von kurzfristi-

gen Massnahmen, bedingt durch Krisensituationen, lang-

fristig zu sichern.

Massnahmen

Der Armutsbericht, der im Mai 2023 veröffentlicht wurde, 

bietet eine Grundlage, um zu evaluieren, ob in Bezug auf 

die Bekämpfung von Armutsrisiken in Liechtenstein künf-

tig Handlungsbedarf besteht. 

In den vergangenen Jahren war es mehrfach notwendig, 

kurzfristig auf Krisen zu reagieren und punktuelle Mass-

nahmen zu beschliessen. Im Zusammenhang mit den wirt-

schaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie unterstütze 

die Regierung Unternehmen mit diversen Mitteln. Damit 

wurden erfolgreich Arbeitsplätze und Einkommen für die 

Haushalte gesichert. Die anhaltend tiefe Arbeitslosenquote 

ist ein Beleg für die Wirkung der ergriffenen Massnahmen 

(siehe hierzu auch die Ausführungen zu SDG 8). 

Zur Abfederung der aufgrund des russischen Angriffs-

kriegs gegen die Ukraine gestiegenen Energiepreise hat 

die Regierung für das Jahr 2023 mehrere Massnahmen 

ergriffen, um einkommensschwache Haushalte zu entlas-

ten. Einerseits wurde die Grundbedarfspauschale der wirt-

schaftlichen Sozialhilfe um jenen Prozentsatz erhöht, den 

Haushalte im Schnitt für Energie ausgeben. Zudem kön-

nen einkommensschwache Haushalte eine Energiekosten-

pauschale beantragen, die sich an der Haushaltsgrösse und 

dem Einkommen bemisst. Auch die Mietbeiträge für Fami-

lien wurden erhöht. Rentnerinnen und Rentner, die Ergän-

zungsleistungen beziehen, haben Anspruch auf eine höhe-

re Wohnnebenkostenpauschale.

Aus Sicht der Regierung ist es zentral, Sozialhilfebeziehen-

de zu befähigen, ein eigenverantwortliches Leben zu füh-

ren. Dabei steht eine möglichst nachhaltige (Wieder-) Ein-

gliederung aller Menschen in den Arbeitsmarkt im 

Vordergrund. Nur durch ein geregeltes Erwerbseinkom-

men kann die Armut langfristig auf tiefem Niveau gehalten 

werden. 

Die liechtensteinischen Behörden bieten persönliche Hilfe, 

Beratung, Beschäftigungsprogramme, finanzielle Unter-

stützung von Sprachkursen oder für ausserhäusliche Be-

treuung an. Auf diese Weise soll die Abhängigkeit von So-

zialhilfe künftig weiter abgebaut werden.
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Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung 
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Zunahme, starke Abnahme seit 2017
Erläuterungen zur Grafik: Die Anzahl Haushalte mit Sozialhilfe ist über den Messzeitraum von 1995 bis 2021 um 93 % angestiegen.  
Zu berücksichtigen ist aber, dass auch die Anzahl der Haushalte im Zeitraum von 1990 bis 2020 um 166 % gestiegen ist.

Working Poor

Anzahl Haushalte

Bewertung  Positiv

Die Zahl der Working Poor-Haushalte (inkl. Selbständige) hat abgenommen.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung 
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme
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SDG 2: Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit 
und eine bessere Ernährung erreichen und eine 
nachhaltige Landwirtschaft fördern

Situation im Inland

Die Ausführungen zu SDG 1 verdeutlichen, dass sich die 

Armutsrisiken auf nationaler Ebene auf tiefem Niveau be-

wegen. Daraus lässt sich gleichzeitig schliessen, dass nie-

mand in Liechtenstein Hunger leiden muss. Wie für die 

meisten Staaten auf der Welt spielt aber auch für Liechten-

stein die Gewährleistung der Ernährungssicherheit sowie 

einer gesunden Ernährung eine wichtige Rolle und stellt 

eine langfristige Aufgabe des Staates dar. 

Die Versorgung der Bevölkerung mit einer breiten Diver-

sität an Nahrungsmitteln ist einerseits über die landwirt-

schaftliche Produktion im Inland, vor allem aber über Im-

porte gewährleistet. Durch den Zollvertrag mit der Schweiz 

ist Liechtenstein an das schweizerische Zollgebiet ange-

schlossen und hat daher uneingeschränkten Zugang zum 

Agrar- und Lebensmittelmarkt.

Der Agrarsektor im Inland ist relativ klein. Lediglich 0.7 % 

aller Beschäftigten waren im Jahr 2021 im landwirtschaft-

lichen Bereich tätig. Gleichzeitig trug der Agrarsektor im 

Jahr 2020 mit 0.2 % zur Bruttowertschöpfung im Inland 

bei. 

Die Sicherung der Einkommen von Landwirtinnen und 

Landwirten ist für die Sicherstellung einer langfristig nach-

haltigen landwirtschaftlichen Produktion von grosser Be-

deutung. Ebenfalls liegt die Erbringung von ökologischen, 

landschaftspflegerischen und tiergerechten Leistungen im 

öffentlichen Interesse und wird vom Staat gefördert und fi-

nanziell unterstützt. Landwirtinnen und Landwirte haben 

vielfältige Möglichkeiten, finanzielle Unterstützung vom 

Staat zu erhalten.

Die liechtensteinische Regierung bekennt sich seit Jahren 

zu einer ökologischen Ausrichtung der Landwirtschaft. Ein 

schonender Umgang mit den Ressourcen ist zudem ein zen-

trales Anliegen aller Landwirtschaftsbetriebe. Die von der 

Regierung getroffenen Massnahmen zur Förderung einer 

nachhaltigen Landwirtschaft zeigen entsprechende Wir-

kung. Die biologisch bewirtschaftete landwirtschaftliche 

Fläche steigt seit 2005 konstant an und hat im Jahr 2020 

vergleichsweise hohe 41 % erreicht. In der Europäischen 

Union bemass sich der Anteil im gleichen Jahr auf 9.1 % 

und in der Schweiz auf 17 %. Damit nimmt Liechtenstein 

im Bereich der nachhaltigen Landwirtschaft einen interna-

tionalen Spitzenplatz ein. Die biologische Landwirtschaft 

trägt auch unmittelbar zu einer gesünderen Ernährung für 

die Bevölkerung bei.

Gesamtbeurteilung
• Die Ernährungssicherheit ist gewährleistet, somit ist SDG 2 insgesamt gut umgesetzt.

• Der Anteil der biologischen Landwirtschaft in Liechtenstein ist sehr hoch und nimmt weiter zu.
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Herausforderungen

Wie kaum ein anderer Wirtschaftssektor ist die Landwirt-

schaft von den klimatischen Bedingungen abhängig und 

entsprechend stark vom Klimawandel betroffen. Der tro-

ckene Sommer 2018 oder der trockene Winter 2022/23 ha-

ben das Bewusstsein der Landwirtinnen und Landwirte 

und der Öffentlichkeit für den Klimawandel und insbeson-

dere für die Konflikte zwischen den verschiedenen Perso-

nen, die die vorhandenen Wasserressourcen nutzen, wei-

ter gestärkt. Die Landwirtschaft muss sich daher mit einer 

nachhaltigen Bewirtschaftungsweise dem fortschreiten-

den Klimawandel anpassen. Gleichzeitig ist die Landwirt-

schaft Mitverursacherin des Klimawandels und muss sich 

gemeinsam mit den anderen Wirtschaftssektoren und der 

Bevölkerung an der Senkung der Treibhausgasemissionen 

(THG-Emissionen) beteiligen. Dafür besteht seitens der 

liechtensteinischen Landwirtschaftsbetriebe eine hohe Be-

reitschaft, sofern die Anstrengungen fair abgegolten wer-

den.

Der agrarpolitische Bericht 2022 geht auf diese Heraus-

forderungen ein und beinhaltet konkrete Massnahmen im 

Bewertung  Negativ

Die landwirtschaftliche Nutzfläche (inkl. Alpen) hat 

 abgenommen.

Quelle: Amt für Statistik – Umweltindikatoren 
Gewünschte Entwicklung: Stabilität
Trend: Abnahme
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Massnahmen

Mit dem agrarpolitischen Bericht 2022 konkretisiert die 

Regierung die Vision einer Landwirtschaft, die nachhaltige 

Lebens- und Nahrungsmittel erzeugt sowie die Kulturland-

schaft pflegt und erhält. Aufgabe des Staates ist es, die not-

wendigen Rahmenbedingungen für eine professionelle und 

existenzfähige Landwirtschaft zu schaffen. 

Konkrete politische Massnahmen sind in die Handlungs-

felder Bildung, Soziales und Gesellschaft, Märkte, Ökono-

mie und technischer Fortschritt sowie Ökologie und Klima-

schutz eingeteilt. So ist beispielsweise die verpflichtende 

Teilnahme an Weiterbildungsprogrammen für in Landwirt-

schaftsbetrieben tätige Personen, der Aufbau einer zentra-

len Vermarktungseinrichtung in privater Trägerschaft, die 

Einführung einer Nachhaltigkeitsbewertung der Landwirt-

schaftsbetriebe, die Reduktion der Entstehung von THG-

Emissionen oder die Optimierung des Einsatzes von Pflan-

zenschutzmitteln vorgesehen.

Bewertung  Positiv

Der Anteil der ökologischen Ausgleichsflächen an der 

landwirtschaftlichen Nutzfläche erhöht sich.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung 
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme
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Bewertung  Positiv

Der Anteil der biologisch bewirtschafteten Fläche an der landwirtschaftlichen Nutzfläche ist angestiegen.

Quelle: Amt für Statistik – Umweltindikatoren; Eurostat 
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme
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SDG 3: Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden 
Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen fördern 

Situation im Inland

Im Allgemeinen kann in Liechtenstein von einer hohen 

Qualität und Verfügbarkeit in der Gesundheitsversorgung 

gesprochen werden. Dies zeigte sich nicht zuletzt während 

der COVID-19-Pandemie, als das Gesundheitssystem stets 

voll funktionsfähig blieb. 

Alle in Liechtenstein wohnhaften Personen haben uneinge-

schränkten und diskriminierungsfreien Zugang zu Gesund-

heitsdienstleistungen. Es besteht für alle Einwohnerinnen 

und Einwohner eine obligatorische Krankenpflegeversi-

cherung (OKP), welche die Versorgung gewährleistet. Jede 

versicherte Person bezahlt eine Kopfprämie und eine Kos-

tenbeteiligung, wobei Kinder unter 16 Jahren von der Prä-

mienleistung und der Kostenbeteiligung befreit sind. Per-

sonen im Alter zwischen 16 und 20 Jahren bezahlen die 

Hälfte der Prämien erwachsener Personen über 20 und kei-

ne Kostenbeteiligung. Mit 1. Januar 2023 sind neuerdings 

auch Versicherte, die das ordentliche Rentenalter erreicht 

haben, von der Kostenbeteiligung befreit. Erwachsene Ver-

sicherte mit niedrigem Haushaltseinkommen erhalten ei-

nen Beitrag an Prämien und an die Kostenbeteiligung. Der 

Staat unterstützt die Gesundheitsversorgung durch subs-

tanzielle Beiträge aus allgemeinen Steuermitteln.

Gesamtbeurteilung
• Die liechtensteinische Gesundheitsversorgung bewegt sich auf einem sehr hohen Niveau und Leistungen sind für alle 

schnell verfügbar.

• Als Herausforderung bleiben jedoch die Kosten im Gesundheitssektor, die sich aktuell auf sehr hohem Niveau 

 stabilisieren.
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Bewertung  Neutral

Die Gesamt-Sterberate vor dem 65. Lebensjahr hat sich 

nicht wesentlich verändert.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung 
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: keine wesentliche Veränderung

Statistische Indikatoren

Sterberate

vor dem 65. Lebensjahr pro 100 000 Einwohner/innen

 Gesamt   Männer   Frauen
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Die Ärztedichte ist mit rund 315 Einwohnerinnen und Ein-

wohnern pro praktizierender Ärztin oder praktizierendem 

Arzt im internationalen Vergleich hoch, zumal ein Grossteil 

der Spitalleistungen im nahegelegenen Ausland erbracht 

wird. Neben der stationären Grundversorgung durch das 

Liechtensteinische Landesspital gibt es Vereinbarungen 

mit 22 Spitälern, Kliniken, Therapie- und Rehabilitations-

zentren im Ausland, vor allem in der Schweiz. Im Bereich 

der Langzeitpflege stehen sechs Pflegeheime in Balzers, 

Triesen, Vaduz, Schaan, Eschen und Mauren sowie die 

Pflegewohngruppe in Triesenberg zur Verfügung. Für not-

wendige pflegerische Betreuung zu Hause erbringen die 

Familienhilfe Liechtenstein sowie die Lebenshilfe Balzers 

Leistungen auch kurzfristig. 

Während der COVID-19-Pandemie kam es nicht zu gravie-

renden Engpässen in der gesundheitlichen Versorgung. 

Liechtenstein war darüber hinaus in der Lage, rasch Struk-

turen aufzubauen, um der breiten Bevölkerung die teilwei-

se kostenbefreite Testung und stets unentgeltliche Imp-

fung zu ermöglichen. Zudem unterstützte Liechtenstein 

mit zusätzlichen Mitteln die globale Plattform zur Verbes-

serung der Verfügbarkeit von Impfstoffen, COVAX, und 

leistete damit einen aktiven Beitrag zur globalen Bekämp-

fung der Pandemie.

Die gute Gesundheitsversorgung in Liechtenstein spiegelt 

sich in der Entwicklung der statistischen Indikatoren wi-

der. Die Lebenserwartung bei Geburt ist seit Erhebungs-

beginn deutlich gestiegen. Nach einem durch die COVID-

19-Pandemie beeinflussten Rückgang im Jahr 2020 hat sie 

2021 wieder zugenommen und bei Frauen 86.4 Jahre und 

bei Männern 81.6 Jahre erreicht. Ebenfalls tendenziell ge-

stiegen ist die Lebenserwartung mit 65 Jahren. 

Die wichtigsten Todesursachen in Liechtenstein waren 

2021 Erkrankungen des Herz-/Kreislaufsystems (inklusive 

Diabetes mellitus) mit 31 %, Krebskrankheiten mit 26.6 %, 

COVID-19 mit 5.2 % und weitere Erkrankungen der At-

mungsorgane mit 4.8 %. Auf einem sehr tiefen Niveau be-

wegen sich die Mutter- und Kindersterblichkeit sowie die 

Zahl der verletzten Personen im Strassenverkehr.

Die Anzahl der meldepflichtigen Infektionskrankheiten 

bewegt sich seit Längerem zwischen 57 bis 98 Fällen pro 

Jahr – ohne Einbezug der COVID-19-Infektionen. Seit Be-

ginn der COVID-19-Pandemie wurden über 21 000 Men-

schen positiv auf SARS-CoV-2 getestet (Mehrfachinfektio-

nen eingeschlossen). 

Die Zahl der in Liechtenstein wohnhaften Personen, die mit 

dem HI-Virus infiziert sind, wird zwar erhoben und statis-

tisch erfasst, aber es erfolgt aufgrund der kleinen Fallzahl 

keine epidemiologische Auswertung. Im Schnitt kamen 

zwischen 2010 und 2021 0.75 HIV-Neuerkrankungen pro 

Jahr dazu. 

Herausforderungen

Grosse Herausforderungen bestehen in den im langjähri-

gen Durchschnitt um 3 % pro Jahr wachsenden Kosten der 

obligatorischen Krankenversicherung pro versicherter Per-

son. Durch verschiedene Massnahmen aufseiten der Tari-

fe sowie eine Erhöhung der Selbstbeteiligung ist es jedoch 

seit 2013 gelungen, die Kosten pro versicherter Person zu 

stabilisieren. Das ist im internationalen Vergleich eine be-

achtliche Leistung. Im Jahr 2021 stiegen die Kosten pro 

versicherter Person gegenüber dem Vorjahr jedoch wieder 

um gut 2 % an, im Jahr 2022 wurde eine Gesamtkostenstei-

gerung um 6 % gemessen. Die aktuelle Herausforderung 

besteht darin, die Kosten wieder zu stabilisieren.

Herausforderungen stellen sich generell im Gesundheits-

verhalten. Sehr viele gesundheitliche Probleme stehen im 

direkten Zusammenhang mit (fehlender) Bewegung, fal-

scher Ernährung und Übergewicht sowie dem Konsum von 

Nikotin und Alkohol. Gewisse Herausforderungen beste-

hen beim Konsum von legalen und illegalen Drogen bzw. 

beim Missbrauch von Medikamenten, insbesondere auch 

bei Jugendlichen.

Massnahmen

Das Land und die Gemeinden bieten eine Vielzahl an prä-

ventiven und gesundheitsfördernden Massnahmen an. 

Dazu gehören insbesondere kostenlose Vorsorgeunter-

suchungen alle fünf Jahre. Frauen werden zusätzlich alle 

2.5 Jahre zu einer gynäkologischen Vorsorgeuntersu-

chung eingeladen. Zudem existieren verschiedene Infor-

mationen, Kampagnen, Projekte oder zielgruppen- und 

themenspezifische Massnahmen. Durch Aufklärungskam-

pagnen über Ernährung, Bewegung, Nikotin und Alkohol 

wird Sensibilisierung betrieben und darauf hingewiesen, 

dass mit einfachen Massnahmen sehr viel erreicht wer-

den kann. 
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Bewertung  Positiv

Die Lebenserwartung bei der Geburt steigt an.

Quelle: Amt für Statistik
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Lebenserwartung bei Geburt

in Jahren
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Bewertung  Positiv

Die Lebenserwartung mit 65 Jahren nimmt zu.

Quelle: Amt für Statistik
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Lebenserwartung mit 65 Jahren

in Jahren
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Bewertung  Positiv

Die Zahl der Verletzten und Getöteten im 

 Strassenverkehr hat abgenommen.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Verletzte und Getötete im Strassenverkehr

pro 100 000 Einwohner/innen

Im Herbst 2021 haben der Verein für Menschenrechte in 

Liechtenstein (VMR) und das Amt für Gesundheit in Ab-

sprache mit der Ärztekammer Liechtenstein das Angebot 

interkulturellen Dolmetschens in Arztpraxen lanciert. Das 

Pilotprojekt läuft von Anfang 2022 bis Ende 2023 über zwei 

Jahre und ist für die Patientinnen und Patienten sowie für 

die Arztpraxen kostenlos. Damit wird ein für alle Menschen 

zugängliches und inklusives Gesundheitswesen weiter ge-

fördert.

Darüber hinaus wird im Strassenverkehr durch Kampagnen 

wie #streetfluencer auf Gefahren hingewiesen, um das Un-

fallrisiko zu minimieren. 
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Bewertung  Negativ

Die Kosten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung für versicherte Personen steigen.

Quelle: Amt für Statistik – Krankenkassenstatistik
Gewünschte Entwicklung: Stabilität oder Abnahme
Trend: Zunahme

Kosten der obligatorischen Krankenversicherung

pro versicherte Person und Monat in CHF

 Kosten pro versicherte Person und Monat in CHF   Trend: 3.16 % Wachstum pro Jahr
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SDG 4: Inklusive, gleichberechtigte und hoch-
wertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten 
des lebenslangen Lernens für alle fördern

Situation im Inland

Die liechtensteinische Regierung erachtet die Gewährleis-

tung einer qualitativ hochwertigen und inklusiven Bildung 

als eine ihrer wichtigsten Aufgaben. Der gleichberechtig-

te Zugang sowie die Ausgestaltung des Bildungssystems 

spielen für die Entwicklung Liechtensteins eine zentrale 

Rolle. Bürgerinnen und Bürgern steht ein breites Spektrum 

an Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten zum lebenslan-

gen Lernen zur Verfügung, mit einem Fokus auf inklusive, 

gleichberechtigte und hochwertige Bildung. 

Ein hohes Bildungsniveau ist entscheidend sowohl für die 

Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit eines Landes 

als auch für die Funktionsweise einer liberalen Demokra-

tie und Gesellschaft. Der Anteil der Bildungsausgaben am 

BNE in Höhe von 3 % unterstreicht die grosse Bedeutung 

der Bildung in Liechtenstein. 

Das öffentliche Bildungswesen beginnt im Alter von 4 Jah-

ren mit dem Kindergarten, wobei dessen Besuch im Er-

messen der Eltern liegt. Verpflichtend ist jedoch das zweite 

Kindergartenjahr für fremdsprachige Kinder. Die Schul-

pflicht beginnt im Alter von 6 Jahren und dauert insgesamt 

9 Jahre, bestehend aus 5 Jahren Primarschule sowie 4 Jah-

ren an einer Schule der Sekundarstufe I.

Das liechtensteinische Bildungssystem anerkennt den be-

rufsbildenden und den akademischen Bildungsweg glei-

chermassen und legt den Fokus auf Chancengleichheit und 

Inklusion. Das duale Bildungssystem ist ein zentraler Er-

folgsfaktor Liechtensteins. Im Rahmen der dualen Berufs-

bildung wechseln sich der Besuch einer spezialisierten 

Berufsschule mit Arbeitstagen im gewählten Ausbildungs-

betrieb ab, sodass die Jugendlichen eine umfassende the-

oretische als auch praktische Ausbildung erhalten, die sie 

später für die Ausübung eines Berufs qualifiziert. Die Be-

rufsqualifikation kann durch den anschliessenden Besuch 

der Berufsmaturitätsschule mit einer Matura erweitert 

werden, die den Zugang zu Fachhochschulen und ausge-

wählten Studiengängen an Universitäten ermöglicht. 

Gesamtbeurteilung
• Das Bildungssystem in Liechtenstein ist qualitativ sehr hochwertig und trägt massgeblich zur positiven gesellschaft-

lichen Entwicklung bei.

• Der Anteil an Personen mit einem höheren Bildungsabschluss wächst weiter und gleichzeitig sinkt der Geschlechter-

unterschied beim Bildungsniveau.

• Mit der dualen Berufsausbildung verfügt Liechtenstein über einen wesentlichen Erfolgsfaktor im Bildungsbereich.

• Bildung für nachhaltige Entwicklung bildet einen integralen Bestandteil des Lehrplans.
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Im Anschluss an die Sekundarstufe II eröffnet sich allen jun-

gen Erwachsenen gleichberechtigt der Zugang in weiterfüh-

rende Schulen der Tertiärstufe. Auch finanziell schwächer 

gestellte Personen erhalten über das sehr gut ausgebaute 

liechtensteinische Stipendienwesen die Möglichkeit zum Be-

such einer Tertiärausbildung. Der stetig steigende Anteil von 

Menschen aller Bevölkerungsgruppen mit tertiärer Ausbil-

dung zeugt von der hohen Qualität des Bildungssystems.

Die grosse Bildungswegdiversität in Liechtenstein umfasst 

ebenso die Förderung von Begabungen und Talenten und 

bietet diverse Ausbildungsmöglichkeiten in kulturellen Fer-

tigkeiten, beispielsweise durch die Musikschule oder die 

Kunstschule. Diese eröffnen einerseits den Weg an Musik-

akademien oder Kunsthochschulen und dienen anderer-

seits der persönlichen Weiterbildung. 

Nicht nur durch das breit gefächerte Angebot an Bildungs-

wegen, sondern auch durch integrative und inklusive För-

derung ermöglicht Liechtenstein allen Kindern, Jugendli-

chen und Erwachsenen die bestmögliche Förderung und 

Entfaltung. Kinder mit besonderem Bildungsbedarf (lern-

schwache genau wie begabtere) werden innerhalb des Un-

terrichts durch Binnendifferenzierung oder durch spezielle 

heilpädagogische Fachkräfte gefördert. Geistig oder kör-

perlich benachteiligte Kinder und Jugendliche werden in 

Regelschulen und -klassen inkludiert und durch spezielles 

Fachpersonal betreut. Ausgebildete Schulpsychologinnen 

und Schulpsychologen sowie Schulsozialarbeiterinnen und 

Schulsozialarbeiter stehen Lehrpersonen, Eltern und Kin-

dern beratend zur Seite. Darüber hinaus existieren speziel-

le Förderschulen wie das Heilpädagogische Zentrum oder 

die Timeout Schule. Sämtliche Bildungseinrichtungen sind 

durchwegs kinder-, behinderten- und geschlechtergerecht 

ausgebaut.

Die Schulklassen sind in Liechtenstein bewusst klein gehal-

ten und erlauben auf eine Lehrperson eine maximale Grös-

se von 24 Kindern pro Klasse. Dies ermöglicht einen hohen 

Grad an Individualisierung und Differenzierung. Das Be-

treuungsverhältnis liegt in Liechtenstein bei durchschnitt-

lich knapp 9 Kindern pro Lehrperson und hat sich in den 

vergangenen Jahren reduziert, was ein weiterer Beleg für 

die qualitativ hochstehende Bildung ist. 

Im Liechtensteiner Lehrplan LiLe für die Primar- und die 

Sekundarstufe I werden Akzente im Hinblick auf eine ganz-
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Bewertung  Negativ

Der Anteil der Bildungsausgaben am BNE hat sich 

 reduziert.

Anmerkung: Die Berechnungsmethode des BNE wurde 2013 von  
ESVG 95 auf ESVG 2010 umgestellt. Das Jahr 2013 ist das Bezugsjahr 
für die Bewertung.
Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Stabilität
Trend: Abnahme

Bewertung  Positiv

Das Betreuungsverhältnis der Schülerinnen und Schüler 

hat sich verbessert.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Stabilität
Trend: Abnahme (weniger Schülerinnen und Schüler pro Lehrer)

Statistische Indikatoren

Öffentliche Bildungsausgaben

in Prozent des Bruttonationaleinkommens

Betreuungsverhältnis der Schülerinnen und Schüler

Anzahl Schüler/innen pro Lehrperson

 Gesamt   Primarstufe (inkl. Kindergarten)   Sekundarstufe
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heitliche und nachhaltige Bildung gesetzt. Fächer und Dis-

ziplinen werden nicht isoliert betrachtet, sondern vernetzt. 

Die Kompetenzziele des Lehrplans fördern gleichzeitig 

fachliche, methodische, personale und soziale Kompeten-

zen. Ein besonderes Merkmal des LiLe ist die Akzentuie-

rung der naturwissenschaftlichen, mathematischen und 

technischen Fächer, deren Nutzung und Anwendung darü-

ber hinaus im pepperMINT-Experimentierlabor unterstützt 

wird. In diesem Labor, das allen Kindern und Jugendlichen, 

aber auch Lehrpersonen für die Gestaltung des Schulunter-

richts zur Verfügung steht, werden Kreativität, Forscher-

geist, Spass an der Bildung und Freude an naturwissen-

schaftlichen Inhalten geweckt. Insbesondere bei Mädchen 

wird das Interesse an mathematisch-technischen Fächern 

gefördert, was wiederum direkte Auswirkungen auf die 

Chancengleichheit für Frauen in Bezug auf den Zugang 

zu und den Einstieg in eher männerdominierte Berufe hat. 

Dabei ist besonders erwähnenswert, dass pepper MINT ein 

vom Staat und von Privaten gemeinsam getragenes Ange-

bot darstellt.
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Bewertung  Positiv

Der Anteil der frühzeitigen Schulabgänge hat sich 

 reduziert.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Bewertung  Positiv

Das Verhältnis der Gymnasialquote von Ausländerinnen und Ausländern  

zu Inländerinnen und Inländern hat sich erhöht.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Frühzeitige Schulabgänge

Anteil in Prozent nach Herkunft

Gymnasialquote nach Herkunft

in Prozent

 Liechtensteinerinnen und Liechtensteiner 
 Ausländerinnen und Ausländer 

 Ausländerinnen und Ausländer   Inländerinnen und Inländer   Verhältnis Gymnasialquote AusländerInnen zu InländerInnen
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Nachhaltige Bildung wird im LiLe verstärkt durch die Ein-

führung des Fachbereichs «Bildung für Nachhaltige Ent-

wicklung BNE», in welchem sieben fächerübergreifende 

Aspekte im Unterricht thematisiert werden: Politik, Demo-

kratie und Menschenrechte, natürliche Umwelt und Res-

sourcen, Geschlechter und Gleichstellung, Gesundheit, 

globale Entwicklung und Frieden, kulturelle Identitäten 

und interkulturelle Verständigung, Wirtschaft und Kon-

sum. Hierdurch wird den Kindern verdeutlicht, dass poli-

tische, ökonomische, ökologische, soziale und kulturelle 

Prozesse vernetzt sind und dass das heutige Handeln Aus-

wirkungen auf die Zukunft hat und zwischen lokalem und 

globalem Handeln Wechselwirkungen bestehen. Damit 

leistet der LiLe einen spezifischen Beitrag zur Vermittlung 

der SDGs an die Schülerinnen und Schüler. 

Die Belastung durch die COVID-19-Pandemie war in den 

liechtensteinischen Bildungsstätten eher gering, wie eine 

nationale Umfrage ergab. So mussten die liechtensteini-

schen Schulen deutlich weniger lang auf virtuellen Fern-

unterricht umstellen als die Schulen in den meisten ande-

ren europäischen Staaten. Die Auswirkungen der Isolation 

oder Quarantäne wegen Corona-Erkrankung auf die schu-

lischen Leistungen wurden im Rahmen dieser Umfrage als 

eher gering eingeschätzt. Dies zeugt von einer guten Be-

treuung der Schulkinder in den liechtensteinischen Schu-

len.

Herausforderungen

Die Vision der Bildungsstrategie 2025+ lautet, dass das Bil-

dungssystem alle Menschen in Liechtenstein bei der Ent-

faltung ihrer individuellen Potenziale unterstützt und sie 

dazu befähigt, sich aktiv, verantwortungsvoll sowie selbst-

bestimmt an einer menschlichen, offenen und demokra-

tischen Gesellschaft zu beteiligen. Um diese Vision zu 

verwirklichen und im Sinne der Qualitätswahrung das Bil-

dungswesen stets weiterzuentwickeln und zu optimieren, 

wurden mehrere strategische Ziele definiert, die gleichzei-

tig die grossen Herausforderungen der Bildung im 21. Jahr-

hundert aufgreifen: Die Bildungsinstitutionen benötigen 

genügend Autonomie (Gestaltungsspielraum), um lokales 

Wissen optimal mobilisieren und den Bedürfnissen ihrer 

Anspruchsgruppen entsprechen zu können. Eine weitere 

Herausforderung besteht darin, die Individualisierung von 

Bildungswegen zu wahren und zu fördern. Berufsbildende 

und akademische Wege sollen auch in Zukunft in der Ge-

sellschaft und Wirtschaft gleichermassen anerkannt sein. 

Zudem gilt es, den Bildungserfolg aller zu sichern und le-

benslanges Lernen zu fördern. Die Bildungseinrichtungen 

sollen lernfreundlich und inklusiv sein. Ebenso ist es wich-

tig, für den Ausbau und die Förderung von inter- und trans-

kulturellen sowie sprachlichen Kompetenzen zu sorgen.

Massnahmen

In der Bildungsstrategie 2025+ wurden zu den strategi-

schen Zielen Handlungsfelder bestimmt. Vor dem Hinter-

grund der fortschreitenden gesellschaftlichen, wirtschaftli-

chen und technologischen Entwicklung sind diese bewusst 

nicht abschliessend definiert worden. Zu den Handlungs-

feldern zählen: 

• Die Weiterentwicklung der Qualitätskonzepte in den Bil-

dungseinrichtungen;

• die Leistungserhebung als Instrument zur Optimierung 

der Schul- und Unterrichtsqualität;

• das Fördern des Autonomiegrades der Bildungsinstitu-

tionen, um Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung 

an den zukünftigen Herausforderungen auszurichten;

• der Ausbau berufsbegleitender Studien- und Weiterbil-

dungsmöglichkeiten;
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Bewertung  Positiv

Der Anteil der Bevölkerung mit tertiärer Ausbildung hat 

sich erhöht.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Anteil der Bevölkerung mit tertiärer Ausbildung

in Prozent
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• die Sensibilisierung der Gesellschaft und des Bildungs-

personals für das Recht auf inklusive Bildung;

• und das Fördern generationenübergreifenden Lernens 

in Schulen und Ausbildungsbetrieben sowie in Weiter-

bildungsangeboten.

Zur dauerhaften und zukünftigen Gewährleistung eines 

zeitgemässen und qualitativ hochstehenden Unterrichts 

steht allen liechtensteinischen Lehrpersonen ein alljähr-

lich aktualisiertes Weiterbildungsangebot (WFL) zur Ver-

fügung, welches durch eine eigene Stelle im Schulamt ge-

führt wird. Die Kurse und Seminare sind für alle im Land 

in der Bildung tätigen Personen kostenfrei zugänglich und 

beziehen sich grundsätzlich auf aktuelle Themen in den 

Bereichen Unterricht, Erziehung, Bildung, Gesundheit, Er-

nährung, Nachhaltigkeit, Umwelt, Selbstmanagement so-

wie konkrete lehrplan- und fachbezogene Inhalte. 

Im Rahmen des sogenannten Informations- und Kommuni-

kationstechnologie-Projektes (ICT-Projekt) wird der digitale 

Bewertung  Positiv

Der Anteil von Frauen, die mindestens über eine berufliche Bildung verfügen (d. h. mehr als die obligatorische 

 Schule), nimmt stärker zu als jener der Männer. Damit nehmen die Bildungsunterschiede zwischen Frauen und 

 Männern tendenziell ab.
Quelle: Amt für Statistik – Volkszählung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme des Geschlechterunterschieds beim Bildungsniveau
Trend: Abnahme

Bildungsniveau Bevölkerung Liechtensteins

nach Geschlecht
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Ausbau an den Schulen vorangetrieben: Die Schulen wur-

den mit der notwendigen Infrastruktur und mobilen Endge-

räten ausgestattet. Lehrpersonen sind dazu verpflichtet, an 

Weiterbildungsprogrammen im IT-Bereich teilzunehmen. 

Das ICT-Projekt schafft somit die Grundlagen für einen aus-

reichenden Informatik- und Medienkompetenzerwerb, den 

die Schulkinder benötigen, um sich erfolgreich in einer zu-

nehmend digitalisierten Welt bewegen zu können. Es gibt 

neuerdings auch dreitägige Code Camps während der Som-

merferien, bei denen Kinder im Primarschulalter erste Er-

fahrungen im Programmieren sammeln und so die kreative 

Seite der digitalen Welt entdecken können.

Mit dem Beitritt zum Vertrag von Marrakesch im Jahr 2021 

schafft Liechtenstein die Voraussetzung für den Zugang 

zu barrierefreien Werken der Literatur, Wissenschaft und 

Kunst für Menschen mit Sehbehinderung und trägt so zur 

Verbesserung der Chancengleichheit zwischen Sehenden 

und Sehbehinderten bei. 
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SDG 5: Geschlechtergleichstellung erreichen und 
alle Frauen und Mädchen zur Selbstbestimmung 
befähigen

Situation im Inland

In den vergangenen Jahrzehnten wurden rechtliche Dis-

kriminierungen zwischen Männern und Frauen schritt-

weise beseitigt, sodass die Geschlechter heute rechtlich 

gleichgestellt sind. In Bezug auf die faktische Gleichstel-

lung wurden Fortschritte gemacht. Jedoch sind Frauen in 

Führungspositionen und in der Politik weiterhin unterre-

präsentiert und auch die Vereinbarkeit von Familie und Be-

ruf bleibt eine grosse Herausforderung.

Die liechtensteinische Verfassung hält in Art. 31 Abs. 2 fest, 

dass Frau und Mann gleichberechtigt sind. Darüber hin-

aus ist der Rechtsschutz vor Diskriminierungen aufgrund 

des Geschlechts durch das Gesetz über die Gleichstellung 

von Frau und Mann (Gleichstellungsgesetz) gewährleistet. 

Das Gesetz regelt die Rechtsansprüche und Klagemöglich-

keiten von Menschen, welche von einer geschlechtsspe-

zifischen Diskriminierung in der Arbeitswelt oder beim 

Zugang zu oder der Versorgung mit Gütern und Dienstleis-

tungen betroffen sind. Zugunsten der Betroffenen sieht das 

Gleichstellungsgesetz eine Beweiserleichterung vor, indem 

eine Diskriminierung lediglich glaubhaft gemacht wer-

den muss. Es verbietet unmittelbare und mittelbare Dis-

kriminierungen aufgrund des Geschlechts, des Ehe- oder 

 Familienstands sowie einer Schwanger- oder Mutterschaft 

in privat- und öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen 

sowie in der sonstigen Arbeitswelt. Dies gilt auch für den 

Zugang zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, 

die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen.

Im Jahr 2016 wurde das Strafgesetzbuch durch ein um-

fassendes Diskriminierungsverbot erweitert. Seither ist der 

öffentliche Aufruf zu Hass oder Diskriminierung unter an-

derem aufgrund des Geschlechts ein Straftatbestand und 

kann mit bis zu zwei Jahren Gefängnis bestraft werden. 

Der Begriff «Geschlecht» erfasst dabei nicht nur Frauen 

und Männer, sondern auch Transgender sowie Menschen 

mit nicht eindeutigen Geschlechtsmerkmalen. Ebenfalls 

strafbar ist es, eine angebotene Leistung, die für die All-

gemeinheit bestimmt ist, einer Person oder einer Gruppe 

von Personen aufgrund der oben genannten Merkmale zu 

verweigern.

2021 trat in Liechtenstein das Übereinkommen des Euro-

pa rats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt ge-

gen Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention) 

in Kraft. Im Rahmen des Ratifikationsprozesses wurden 

Anpassungen der Zivilprozessordnung und des Ausser-

Gesamtbeurteilung
• Männer und Frauen sind in Liechtenstein rechtlich gleichgesetzt.

• Die Gleichstellung im Berufsleben und in der Politik weist einen positiven Trend auf.

• Die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf bleibt die grösste Herausforderung.
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streitgesetztes im Bereich Opfer- und Zeugenschutz vor-

genommen und die Möglichkeit von abgesonderten Ver-

nehmungen, die Vernehmung minderjähriger durch 

Sachverständige sowie die Geheimhaltung der Wohnan-

schrift von Opfern und Zeugen und die Prozessbegleitung 

eingeführt. 

Das Übereinkommen schreibt die Umsetzung landesweit 

wirksamer, umfassender und koordinierter politischer Mass-

nahmen für eine ganzheitliche Antwort auf Gewalt gegen 

Frauen vor. Eine Vielzahl bestehender Massnahmen wurde 

bereits im Ratifikationsprozess durch weitere ergänzt. So 

passte beispielsweise die Landespolizei im Jahr 2020 die 

Datenerfassung zu häuslicher Gewalt unter Berücksichti-

gung der in der Konvention definierten Begrifflichkeiten 

an, wodurch die Vergleichbarkeit der Daten zu den Vorjah-

ren erschwert wird. Gleichzeitig kann daraus eine wach-

sende Sensibilisierung für diese Art von Gewalt abgeleitet 

werden. 
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Die faktische Gleichstellung der Frauen in der Politik, in der 

Gesellschaft und in der Arbeitswelt ist nach wie vor nicht 

vollumfänglich erreicht. Die Unterschiede zwischen den 

Geschlechtern zeigen sich in vielerlei Hinsicht. Im Berufs-

leben sind Frauen nach wie vor deutlich seltener in Füh-

rungspositionen anzutreffen als Männer: 2020 waren 75 % 

der Führungskräfte männlich. Bei Direktionsposten kamen 

auf eine Frau im Schnitt fünf Männer. In Verwaltungsrä-

ten liegt die Frauenquote aktuell bei 32.2 %, wobei die Ten-

denz steigend ist. Lediglich in Stiftungsräten ist seit 2019 

ein Ungleichgewicht zugunsten der Frauen festzustellen. 

In der vollamtlichen Richterschaft (inklusive Staatsanwalt-

schaft) jedoch hat der Anteil von Frauen in den vergange-

nen Jahren abgenommen.

In Bezug auf die Löhne zeigen sich ebenfalls Unterschiede. 

Der Medianlohn der Frauen entsprach im Jahr 2020 86 % 

des Medianlohns der Männer, wobei der Lohnunterschied 

tendenziell sinkt. Eine Analyse aus 2016 hat ergeben, dass 

42 % der Lohnunterschiede nicht auf objektive Merkma-

le wie der beruflichen Stellung, der Branche oder des Bil-

dungsgrades zurückzuführen sind. Es gibt derzeit keine 

generellen Studien über die Höhe des objektiv nicht er-

klärbaren Lohnunterschiedes. Studien unter Einbezug der 

konkreten Ausbildung und Funktion in Unternehmen zei-

gen hingegen, dass die nicht erklärbaren Lohnunterschie-

de sehr gering sind. 

In der Politik ist hervorzuheben, dass in der aktuellen Legis-

laturperiode (2021–2025) erstmals mehr Frauen als Män-

ner in der Regierung vertreten sind. Generell sind Frauen 

aber weiterhin unterrepräsentiert, denn weder im Land-

tag noch in den Gemeinderäten besteht ein Geschlechter-

gleichgewicht. Der Frauenanteil im Landtag  beträgt in der 

laufenden Legislaturperiode 28 %, auf Ebene der Gemein-

deräte sind die Frauen in der  Mandatsperiode 2023–2027 
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mit einem Anteil von 36.5 % vertreten. Dies entspricht ei-

ner Abnahme gegenüber dem historischen Hoch der Man-

datsperiode 2019–2023 (41.3 %), im langfristigen Trend ist 

aber eine Steigerung des Frauenanteils in den Gemeinde-

räten festzustellen.

Herausforderungen

In den vergangenen Jahrzehnten wurde im Bereich der 

Geschlechtergleichstellung in Liechtenstein viel erreicht, 

insbesondere bei der rechtlichen Gleichstellung. Die sta-

tischen Daten zeigen jedoch, dass sowohl bei der Gleich-

stellung im Berufsleben wie auch bei der politischen Teil-

habe von Frauen weiterhin Handlungsbedarf besteht, auch 

wenn die Entwicklung in Bezug auf SDG 5 insgesamt posi-

tiv bewertet wird. 

Um eine tatsächliche Gleichstellung in allen Lebensberei-

chen zu erreichen, ist insbesondere die Verbesserung der 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf von höchster Bedeu-

tung. Diese ist speziell für Frauen, aber auch für Männer 

noch nicht ausreichend gewährleistet. Dies stellt einen we-

sentlichen Hinderungsgrund für die Karriereentwicklung 

von Frauen dar. Aktuell dreht sich die öffentliche Debat-

te um die Einführung einer bezahlten Elternzeit und eines 

bezahlten Vaterschaftsurlaubs sowie um den Anspruch auf 

Pflegeurlaub. 

Eine weitere Herausforderung ist die paritätische Vertre-

tung der Frauen in politischen Ämtern. In der Legislatur-

periode 2021–2025 sind in der Regierung erstmals mehr 

Frauen als Männer vertreten und sowohl im Landtag als 

auch in den Gemeinderäten zeigt der Trend in Richtung Pa-

rität. Die Erfolgsquote von Kandidatinnen für den Landtag 

und für die Gemeinderäte weisen ebenfalls eine positive 

Entwicklung auf. Zur Erreichung der Parität in den beiden 

politischen Gremien sind bei gleichbleibender Zunahme je-

doch noch Jahrzehnte notwendig.

Massnahmen

Bereits vor der Ratifikation der Istanbul-Konvention exis-

tierte eine Vielzahl von Massnahmen zur Bekämpfung und 

Verhütung von häuslicher Gewalt. Das liechtensteinische 

Recht enthält umfassende Verbote geschlechtsspezifischer 

Gewalt an Mädchen und Frauen und dient somit der Prä-

vention und Strafverfolgung. Hierzu gehört ein Gewalt-

schutzrecht, welches die vorsorgliche Wegweisung der 

potenziellen Täterschaft sowie die Auferlegung eines Be-

tretungsverbots der gemeinsamen Wohnung ermöglicht. 

Ausserdem gehört eine Reihe von Straftatbeständen im 

Zusammenhang mit häuslicher Gewalt zu den Offizialde-

likten. Mit den Anpassungen der Zivilprozessordnung und 

des Ausserstreitgesetzes im Rahmen der Ratifikation der 

Istanbul-Konvention wurden weitere Schritte zum besse-

ren Opfer- und Zeugenschutz unternommen. Opfer häusli-

cher Gewalt können sich auch an die Opferhilfestelle rich-

ten. Seit 2019 gibt es bei der Landespolizei die Fachstelle 

Bedrohungsmanagement mit einer Koordinationsstelle für 

häusliche Gewalt. 2021 wurde die Koordinierungsgruppe 

gemäss Art. 10 der Istanbul-Konvention geschaffen zur Ko-

ordinierung, Umsetzung, Beobachtung und Bewertung der 

politischen und sonstigen Massnahmen zur Verhütung und 

Bekämpfung der in der Konvention erfassten Formen von 

Gewalt. Daneben unterstützt der Staat eine Reihe von Sen-

sibilisierungskampagnen zur Prävention geschlechtsspezi-

fischer Gewalt, darunter niedrigschwellige Angebote wie 

die in acht Sprachen erhältliche Notfallkarte «Hilfe bei Ge-

walt in Ehe und Partnerschaft».

Die Regierung hat sich in ihrem  Regierungsprogramm  

2021–2025 zur Förderung der besseren Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf bekannt. Zu den Massnahmen zählen 

eine laufende Beobachtung der Auslastung und Finanzie-

rung der Kinderbetreuungsinstitutionen und die bedarfs-

gerechte Anpassung des Angebots, ein Dialog mit der 

Wirtschaft zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf sowie die Weiterentwicklung der Familienpolitik 

auf Basis der Ergebnisse einer landesweiten Umfrage un-

ter Familien. Zudem ist die partizipative Ausarbeitung ei-

ner nationalen Gleichstellungsstrategie geplant. 

Im Herbst lancierte die Regierung ein Vernehmlassungs-

verfahren zur Einführung einer bezahlten Elternzeit und ei-

nes bezahlten Vaterschaftsurlaubs sowie eines Anspruchs 

auf Pflegeurlaub. Die Vorschläge stiessen auf breites Inter-

esse in der Zivilgesellschaft und der Privatwirtschaft. Aktu-

ell prüft die Regierung die Eingaben zur Vernehmlassung, 

die konkrete Einführung bzw. die Erweiterung der beste-

henden Regelungen sind noch für das Jahr 2023 vorgese-

hen.

Auch der Privatsektor ist bestrebt, die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf zu verbessern. Mehrere liechtensteini-

sche Unternehmen unterstützen die ausserhäusliche Be-

treuung u. a. mittels finanzieller Beiträge, aber auch durch 
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Bewertung  Positiv

Die Erwerbsquoten der Frauen und Männer haben sich 

zwischen 2000 und 2019 angenähert.

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Statistische Indikatoren

Erwerbsquote

in Prozent
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Bewertung  Positiv

Die Erwerbsquoten der Frauen und Männer haben sich 

zwischen 2000 und 2019 angenähert.

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Anteil Führungskräfte nach Geschlecht

in Prozent

 Männer   Frauen

die Errichtung eigener Kindertagesstätten. Die Liechten-

steinische Industrie- und Handelskammer hat in ihrer Vi-

sion 2025 das Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

aufgenommen und arbeitet mit ihren Mitgliedsunterneh-

men auf eine weitere Verbesserung in diesem Bereich hin. 

Seit 2019 zeichnet die Regierung besonders familien-

freundliche Unternehmen mit einem Preis aus. Die Unter-

nehmen erhalten damit ein Zertifikat, das ihr Engagement 

für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und Rahmen-

bedingungen wie flexible Arbeitszeitmodelle oder Angebo-

te zur Kinderbetreuung würdigt.

Der Staat als Arbeitgeber bekennt sich seit 2008 zur Ge-

schlechtergleichstellung und hat die Gewährleistung der 

Chancengleichheit von Frau und Mann als Zielsetzung der 

Personalpolitik im Staatspersonalgesetz ausdrücklich fest-

geschrieben. 

Im Jahr 2021 veröffentlichte das Amt für Statistik erstmals 

33 Gleichstellungsindikatoren, die einen Überblick über die 

Entwicklung der Gleichstellung zwischen Frau und Mann 

in Liechtenstein in den fünf Lebensbereichen Politik, Wirt-

schaft, öffentlicher Dienst, Gesundheit und Bildung geben. 

Ebenfalls seit 2021 gibt es einen Leitfaden für die ge-

schlechtergerechte Sprache, der für die gesamte Landes-

verwaltung gilt.

Zur Erreichung der Gleichstellung in politischen Gremien 

existieren zivilgesellschaftliche Initiativen wie «Vielfalt in 

der Politik», und staatlich unterstütze Massnahmen wie der 

Politiklehrgang für Frauen, der Frauen den Einstieg in die 

Politik erleichtern soll. Auch die politischen Parteien sind 

zunehmend um eine paritätische Zusammensetzung ihrer 

Wahllisten bemüht. 
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Bewertung  Positiv

Der Lohnunterschied zwischen Frauen und Männern hat 

sich reduziert.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Lohnunterschied zwischen Mann und Frau 

Verhältnis des Medianlohnes der Frauen zu jenem der Männer in Prozent
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Bewertung  Positiv

Die Anteile der Männer und Frauen unter den Studieren-

den aus Liechtenstein haben sich während des darge-

stellten Zeitraums angeglichen.

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Einschreibungen Tertiärbildung nach Geschlecht

in Prozent
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Bewertung  Negativ

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: keine Veränderung

Vorsitz in der Regierung nach Geschlecht

in Prozent
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Bewertung  Positiv

Der Frauenanteil in der Regierung hat sich erhöht.

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Anteil Regierungsmitglieder nach Geschlecht

in Prozent

 Männer   Frauen
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Bewertung  Positiv

Der Anteil von Frauen im Landtag hat zugenommen.

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Frauenanteil im Landtag
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Bewertung  Positiv

Der Anteil an Gemeinderätinnen nimmt zu.

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Frauenanteil in den Gemeinderäten

 Frauenanteil   Trend Frauenanteil 
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Bewertung  Neutral

Der Anteil von Frauen, die für den Landtag kandidieren, 

ist stabil.

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: keine wesentliche Änderung

Anteil Kandidierende für die Landtag

nach Geschlecht in Prozent
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Bewertung  Positiv

Der Anteil von Frauen, die für die Gemeinderäte 

 kandidieren, nimmt zu.

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Anteil Kandidierende für die Gemeinderäte

nach Geschlecht in Prozent
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Bewertung  Positiv

Der Anteil von Verwaltungsrätinnen nimmt zu.

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Verwaltungsräte nach Geschlecht

in Prozent
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Bewertung  Negativ

Der Anteil an Richterinnen nimmt ab.

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Abnahme

Vollamtliche Richterschaft nach Geschlecht

in Prozent
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Bewertung  Positiv

Der Anteil von Stiftungsrätinnen nimmt zu.

Quelle: Amt für Statistik – Gleichstellungsindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme
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SDG 6: Verfügbarkeit und  nachhaltige 
 Bewirtschaftung von Wasser und 
 Sanitärversorgung für alle  gewährleisten

Situation im Inland

Liechtenstein verfügt über reichlich Trinkwasservorkom-

men in ausgezeichneter Qualität. Dabei steht einerseits 

Quellwasser zur Verfügung, welches in den meisten Fäl-

len durch eine UV-Entkeimung schonend aufbereitet wird, 

 bevor es ins Netz gelangt. Andererseits wird aber auch un-

behandeltes Grundwasser als Trinkwasser genutzt. So hat 

jeder Mensch Zugang zu fliessendem und sauberem Trink-

wasser. Von der chemischen Zusammensetzung unter-

scheidet sich das Trinkwasser in Liechtenstein qualitativ 

kaum von gekauftem Mineralwasser. Dieser Umstand ist 

nicht zuletzt dem umfassenden Schutz der Einzugsgebie-

te der Quellen und Pumpwerke zu verdanken. Durch Ver-

ordnungen ist für Quellgebiete und Grundwasserpump-

werke jeweils sehr genau geregelt, welche Tätigkeiten wo 

und wann erlaubt sind, damit die Wasserressourcen ausrei-

chend geschützt sind.

Die Erstellung, Kontrolle und Wartung der Infrastruktur lie-

gen in der Verantwortung der Gemeinden. Sie betreiben 

landesweit sieben Wasserversorgungen. Vonseiten der Ge-

meinden finden regelmässig Investitionen statt. Sie inves-

tieren vorausschauend in einen hohen Standard, sodass die 

einwandfreie Qualität auch in Zukunft gewährleistet wer-

den kann. Die Trinkwasserqualität wird von den zuständi-

gen Stellen von Land und Gemeinden laufend kontrolliert. 

Auch in Bezug auf den Zugang zu sanitären Einrichtungen 

steht Liechtenstein überaus gut da. Jegliches Abwasser von 

Haushalten und Unternehmen wird der Abwasserreinigung 

zugeführt und gelangt nicht unbehandelt in die  Umwelt. 

Die Indikatoren zur nachhaltigen Bewirtschaftung des 

Trinkwassers entwickeln sich insgesamt positiv. So zeigt 

sich, dass der Trinkwasserverbrauch in Liechtenstein seit 

1982 um beinahe 40 % zurückgegangen ist. Sowohl die 

 Bevölkerung wie auch die Unternehmen gehen deutlich 

sorgsamer mit dem verfügbaren Trinkwasser um. Ebenfalls 

zeigt sich, dass die Nitrat-Konzentration im Grundwasser 

sich in den vergangenen Jahren praktisch nicht verändert 

hat. Die Nitrat-Konzentration ist auch ein Indikator für das 

Vorhandensein von weiteren Schadstoffen.

Herausforderungen

Auch wenn in Liechtenstein derzeit reichlich sauberes 

Trinkwasser vorhanden ist, bestehen in Zukunft insbeson-

dere durch den Klimawandel einige Risiken. So werden 

Auswirkungen auf den Wasserkreislauf erwartet, wie bei-

Gesamtbeurteilung
• In Liechtenstein ist die Verfügbarkeit von sauberem und bezahlbarem Trinkwasser für alle sowie der Zugang zu einer 

sicheren Sanitärversorgung gewährleistet.

• Die Wasserbewirtschaftung ist im Kontext des Klimawandels Risiken ausgesetzt, denen mit Massnahmen aus 

 diversen Programmen und Strategien entgegengewirkt werden soll.
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spielsweise Veränderungen in der saisonalen Verteilung 

von Niederschlägen, im Abflussregime und bei den Grund-

wasserständen. Auch vermehrt auftretende Extremereig-

nisse wie Trockenperioden oder Starkniederschläge stel-

len eine Herausforderung dar. Trockenperioden haben 

Wassernutzungskonflikten aufgrund einer verminderten 

Wasserverfügbarkeit zur Folge. Starkregen kann zu Ka-

pazitätsengpässen bei der Siedlungsentwässerung und zu 

Hochwasser führen. Neben den klimabedingten Auswir-

kungen auf die Wasserverfügbarkeit, die Entwässerung 

und Hochwasser sind auch qualitative Beeinträchtigungen 

der Wasserressourcen möglich, etwa durch die vermehrte 

Auswaschung von Schadstoffen ins Grundwasser oder auf-

grund von erhöhten Temperaturen.

Massnahmen

Zum Schutz der Oberflächengewässer und des Grundwas-

sers wurde 2015 eine Bestandesaufnahme der Gewässer 

vorgenommen und im Jahr 2019 ein Bewirtschaftungsplan 

und Massnahmenprogramm der Regierung veröffentlicht. 

In regelmässigen Abständen werden Zwischenberichte 

zum Umsetzungsstand erstellt (zuletzt 2022). Die nachhal-

tige Bewirtschaftung von Wasser ist ausserdem ein wich-

tiger Bestandteil der Klimastrategie 2050 und der Anpas-

sungsstrategie an den Klimawandel der Regierung. Auch 

Massnahmen im agrarpolitischen Bericht 2022 berühren 

den Gewässerschutz.

Zu den bestehenden Massnahmen im Rahmen dieser Stra-

tegien und Programmen gehören:

• Rückführung von nicht verschmutztem Regenwasser 

aus den Siedlungen in den natürlichen Wasserkreislauf;

• Sicherung von Gebieten, welche sich besonders zur 

Nutzung von Grundwasser eignen, indem sie als Schutz-

areale ausgewiesen werden;

• Installation von Rückschlagventilen, die verhindern, 

dass verunreinigtes Wasser in die Trinkwasserleitungen 

zurückfliesst;

• Präventionskampagne zur fachgerechten Entsorgung 

von verschmutztem Wasser;

• und agrarpolitische Massnahmen, um die Wasserquali-

tät zu verbessern.

Im Rahmen des Projekts «Sauberes Trinkwasser» wer-

den seit 2018 Gebäudeinhaberinnen und -inhaber Schritt 

für Schritt aufgefordert, die Hausinstallation für beste-
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Bewertung  Positiv

Die Nitrat-Belastung des Grundwassers hat sich 

 reduziert.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: keine wesentliche Änderung

Statistische Indikatoren

Nitratgehalt im Grundwasser

Konzentration (jährlicher Maximalwert) in NO3
-/l
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hende Liegenschaften und Gebäude sowie Neubauten auf 

 eigene Kosten überprüfen und allfällige Mängel beheben 

zu  lassen. Dabei werden sowohl die Installationen im Haus 

als auch die Absicherung zum Wassernetz hin kontrolliert. 
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Bewertung  Positiv

Der Trinkwasserverbrauch pro Einwohner/in und Tag hat 

abgenommen.
Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung 
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Trinkwasserverbrauch

in Liter pro Einwohner/in und Tag
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SDG 7: Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, 
 nachhaltiger und moderner Energie  
für alle sichern

Situation im Inland

Liechtenstein verfügt derzeit über eine gesicherte Versor-

gung mit Energie, welche für die breite Bevölkerung und 

für die Unternehmen jederzeit verfügbar und bezahlbar ist. 

Elektrizität ist mit einem Anteil von rund einem Drittel am 

Gesamtenergieverbrauch der bedeutendste Energieträger, 

gefolgt von Erdgas/Biogas (22.3 %) und Diesel (11.8 %). 

Insgesamt besteht eine hohe Abhängigkeit von Energie-

importen aus dem Ausland: Lediglich 12.6 % des gesamten 

Energieverbrauchs kann aus einheimischen Energie quellen 

gedeckt werden.

 

Im Hinblick auf eine langfristig gesicherte Energiever-

sorgung Liechtensteins verfolgt die Regierung seit Jah-

ren eine klare Strategie. Vor diesem Hintergrund wurden 

im Jahr 2020 die Energiestrategie 2030 und die Energie-

vision 2050 verabschiedet, die sich von der Klimavisi-

on 2050  ableiten und auf den Erfahrungen mit der 2012 

verabschiedeten Energiestrategie 2020 aufbauen. Die 

 Energiestrategie 2030 orientiert sich an nationalen, euro-

päischen und  globalen Zielsetzungen, wie den SDGs. Die 

Gesamtbeurteilung
• Liechtenstein verfügt grundsätzlich über eine sichere Energieversorgung. Das Land ist weltweit das erste «Energie-

land» und belegt einen Spitzenplatz bei der installierten fotovoltaischen Kapazität pro Person.

• Die aktuelle geopolitische Lage zeigt jedoch auf, dass die Eigenversorgung mit erneuerbaren Energien sowie die 

Energieeffizienz weiter gestärkt werden müssen. 

• Der Anteil der einheimischen erneuerbaren Energien steigt, allerdings verfehlt Liechtenstein das gesetzte Ziel für 

den Anteil weiterhin. 

Flüssiggas
0.1%

Elektrizität
33.8%

Erdgas/Biogas
22.3%

Heizöl
9.2%

Diesel
11.8%

Benzin
7.7%

Fernwärme
aus Kericht
10.9%

Sonnenkollektoren
0.8%

Holz
3.6%

Energieverbrauch 2021
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Energievision 2050 skizziert ein Bild der Zukunft, in dem 

der Energie bedarf in Liechtenstein gegenüber 2008 um 

40 % ver ringert, die Energieversorgung auf 100 % erneu-

erbare Energien umge stellt und die CO2-Emissionen im 

Energiebereich um 100 % reduziert sind. Als Zwischen-

ziel für das Jahr 2030 sieht die Energiestrategie 2030 eine 

Reduktion des  Energiebedarfs um 20 % gegenüber 2008 

(Ziel 1),  einen Anteil der erneuerbaren Energien von 30 % 

bei einer Produktion von 17 % im Inland (Ziel 2) sowie eine 

40 %-ige Reduktion von THG (Ziel 3) vor. Aktuell geht die 

Regierung davon aus, dass Ziel 2 erreicht werden kann, so-

fern der Energieverbrauch gemäss Ziel 1 reduziert wird. 

Die Regierung ist sich ebenso der Vorbildfunktion der Lan-

desverwaltung  bewusst und ergreift Massnahmen, um Ver-

waltungsgebäude auf nicht-fossile Heizsysteme umzustel-

len und das Potenzial für  (zusätzliche) Fotovoltaikanlagen 

zu nutzen.

Im Rahmen der Energieeffizienz- und CO2-Gesetzgebung 

wurden eine Vielzahl an Massnahmen umgesetzt und An-

reize zur Energieeffizienzerhöhung und zur Nutzung er-

neuerbarer Energiequellen geschaffen (z. B. finanzielle 

Förderung von erneuerbaren Energien und verbesserte 

Wärmedämmung bei Gebäuden). Zusätzlich zu den Förder-

beiträgen des Landes leisten auch die Gemeinden mit ih-

ren eigenen Massnahmen einen wichtigen Beitrag zur Um-

setzung der Energiestrategie 2030. Die Indikatoren  zeigen, 

dass diese Massnahmen eine signifikante Wirkung erzielt 

haben. So hat sich der Energieverbrauch pro Kopf seit 2006 

um rund 19 % reduziert. Der Anteil einheimischer erneu-

erbarer Energie am Gesamtenergieverbrauch hat sich im 

letzten Jahrzehnt erhöht. 

Das konsequente Engagement für eine Erhöhung der Ener-

gieeffizienz und des Anteils an erneuerbaren Energien 

zeigt sich insbesondere am Beispiel der installierten Leis-

tung der Fotovoltaik-Anlagen: Mit einer installierten fo-

tovoltaischen Kapazität von 883 Watt pro Person belegt 

Liechtenstein weltweit einen Spitzenplatz. Liechtenstein 

ist ausserdem der erste Staat weltweit, der sich «Energie-

land» nennen darf. Alle Gemeinden besitzen seit November 

2012 das sogenannte «Energiestadt»-Label. Dieses Zerti-

fikat wird an Gemeinden verliehen, die eine nachhaltige 

Energiepolitik vorleben und umsetzen. Energiestädte för-

dern erneuerbare Energien, umweltverträgliche Mobilität 

und setzen auf eine effiziente Nutzung der Ressourcen.

Herausforderungen

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und  damit 

einhergehend die drohende Energiemangellage im Winter 

2022/23 machten deutlich, dass ein Ausbau der erneuer-

baren Energien nicht nur eine klimapolitische Notwen-

digkeit ist: Die Abhängigkeit von fossilen Brenn- und 

 Treibstoffen hat politische Implikationen, deren Auswir-

kungen über die Energiepreise auch für jeden Haushalt in 

Liechtenstein spürbar sind. Es ist daher wichtig, die in der 

Energiestrategie 2030 vorgesehenen Massnahmen weiter-

hin konsequent umzusetzen, um das Netto-Null-Ziel bis 

2050 erreichen zu können. Der zweite jährliche Monitoring-

bericht aus dem Jahr 2021 zur Umsetzung der Energiestra-

tegie 2030 zeigte positive Trends bei der  Elektromobilität, 

dem Einsatz von Wärmepumpen und dem Fernwärme- und 

Ferndampfausbau sowie den  Installationen von Fotovoltaik-

anlagen auf. Limitierend sind jedoch aktuelle Lieferschwie-

rigkeiten sowie kurz- und  mittelfristig die Verfügbarkeit 

von Fachkräften zur Installation der  Systeme.

Massnahmen

Die drohende Energiemangellage im Winter 2022/23 

 erforderte kurzfristige Massnahmen der Regierung. Ent-

sprechend hat die Regierung im Frühsommer 2022 einen 

«Aktionsplans Energie 2022» verabschiedet. Neben Mass-

nahmen zur Stärkung der Versorgungssicherheit spielten 

auch zusätzliche Förderprogramme zur Energieeffizienz 

sowie solidarische Massnahmen zum Energiesparen eine 

bedeutende Rolle im Aktionsplan. 

Zur Abfederung der gestiegenen Energiepreise hat die 

 Regierung für das Jahr 2023 mehrere Massnahmen 

 er griffen, um energieintensive Unternehmen und einkom-

mensschwache Haushalte zu entlasten (siehe Ausführun-

gen zu SDG 2).

Die Energiestrategie 2030 zeigt mittelfristig auf, welche 

konkreten Ziele zwischen 2021 und 2030 erreicht wer-

den müssen und mit welchen Massnahmen die Energie-

effizienz und der Ausbau erneuerbarer Energien voranzu-

treiben sind, um das Netto-Null-Ziel bis 2050 zu erreichen. 

 Folgende Massnahmen wurden bereits umgesetzt:

• Mit einer Abänderung der Verordnung über die 

 Förderung der Energieeffizienz und der erneuerbaren 

 Energien (Energieeffizienzverordnung) per 1. März 2023 

wird die attraktive Marktvergütung von überschüssigem 
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Solarstrom, der ins Netz eingespeist wird, fort geführt 

und durch eine Mindestvergütung abge sichert. 

• Den Investitionskosten für Anlagen in Neubauten und 

bestehenden Bauten soll neu durch unterschiedlich hohe 

Investitionsförderungen Rechnung getragen  werden. 

• Nach dem heute geltenden Gesetz dürfen Förderbei-

träge für Massnahmen nur einmal ausgerichtet werden. 

Damit bestehende Anlagen durch neue ersetzt werden 

können, sollen künftig Förderbeiträge nach Ablauf einer 

ordentlichen Lebensdauer von 20 Jahren möglich sein. 

• Die Förderung von Heizungen basierend auf erneuer-

baren Energien wie Holz- und Pelletheizungen, Luft-

wärme- und Erdsondenwärmepumpen wird um 30–

50 % erhöht sowie der administrative Aufwand für den 

Förderantrag reduziert. Damit soll der Umstieg auf kli-

maschonende Energien im Gebäudebereich vorange-

trieben werden.

Der Landtag hat eine Motion an die Regierung über-

wiesen, wonach eine Fotovoltaikpflicht auf Wohnbauten 

und Nicht-Wohnbauten, beim Neubau und bei umfassen-

den Dachsanierungen eingeführt werden soll. Ebenfalls hat 

die Regierung eine Vorlage ausgearbeitet, um massgebli-

che Verbesserungen für die Energieeffizienz von Gebäu-

den, vor allem im Bereich Wärmeerzeugung und Gebäude-

dämmung zu erreichen. Sie befindet sich zurzeit in der 

 parlamentarischen Beratung. 
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Bewertung  Neutral

Der Anteil der einheimischen erneuerbaren Energien am 
Energieverbrauch hat sich erhöht, er liegt aber nicht auf 
dem Zielpfad.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung, 
 Energiestrategie 2030
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: keine wesentliche Veränderung
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SDG 8: Dauerhaftes, breitenwirksames und 
 nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive 
Voll beschäftigung und menschenwürdige Arbeit  
für alle fördern

Situation im Inland

Der liechtensteinische Wirtschaftsstandort zeichnet sich 

durch eine international herausragende Industrie, einen 

starken und innovativen Finanzplatz, einen qualitativ hoch-

stehenden Dienstleistungssektor und ein vielfältiges und 

heterogenes Gewerbe aus. Die breit diversifizierte Wirt-

schaftsstruktur Liechtensteins schafft Arbeitsplätze und 

trägt wesentlich zur Wohlfahrt des Landes bei. Dabei ge-

hören die stabile Wirtschafts-, Rechts- und Finanzlage des 

Staates, das politisch verlässliche Umfeld sowie eine libera-

le Wirtschaftsordnung zu den Erfolgsfaktoren des Landes. 

Durch den Zollvertrag mit der Schweiz und die Mitglied-

schaft im Europäischen Wirtschaftsraum hat Liechtenstein 

Zugang zum schweizerischen und europäischen Binnen-

markt. Dies ist für Liechtenstein besonders wichtig, denn 

der inländische Absatzmarkt ist aufgrund der Kleinheit des 

Landes begrenzt. Aufgrund der vergleichsweisen hohen 

Gesamtbeurteilung
• Die Wirtschaft Liechtensteins ist geprägt von einer hohen Innovationsleistung und einer breiten Diversifikation der 

Unternehmen.

• Die hohe Krisenresilienz der Wirtschaft zeigte sich in der COVID-19-Pandemie sowie bei der Bewältigung der Folgen 

des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine.

• Die Arbeitslosigkeit und insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit sind weiterhin auf einem sehr tiefen Niveau.

• Die Anzahl an Arbeitsplätzen übersteigt jene der Einwohnerinnen und Einwohner – dieser Umstand geht einher mit 

einem wachsenden Anteil an Zupendelnden.

Produktionskosten und dem starken Schweizer Franken ist 

die liechtensteinische Wirtschaft zudem auf Innovations- 

und Technologieführerschaft angewiesen und konnte diese 

in einzelnen Nischenbranchen etablieren. 

Die liechtensteinische Wirtschaft schafft in Relation zur 

Grösse des Landes sehr viele Arbeitsplätze: Einer Be-

völkerung von über 39 000 Personen standen Ende 2021 

knapp 44 000 erfasste Arbeitsstellen gegenüber. Wenn-

gleich sich die Erwerbsquote in Liechtenstein in den letz-

ten Jahren  etwas erhöht hat, kann der steigende Bedarf an 

Arbeitskräften mit inländischen Erwerbstätigen nicht ge-

deckt werden. Liechtenstein ist daher auf Arbeitskräfte aus 

dem benachbarten Ausland angewiesen. Dies zeigt sich am 

 Anteil der Zupendelnden an den gesamthaft Beschäftigten, 

der im Jahr 2021 56.2  % betrug und seit Jahren kontinuier-

lich ansteigt. 
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Die Wirtschaft des Landes spielt für die gesamte Boden-

see-Region (Grenzregion Deutschland, Österreich und 

Schweiz) eine wichtige Rolle, da hier sehr viele Arbeitsplät-

ze und Wertschöpfung geschaffen werden. Die Arbeits-

losigkeit ist seit Jahren sehr tief und weiter rückläufig. Sie 

betrug im Jahr 2021 lediglich 1.6 %. Auch die Jugendar-

beitslosigkeit war 2021 mit 1.5 % ausserordentlich tief. 

Im gleichen Jahr lag die durchschnittliche Bezugsdauer 

von Arbeitslosentaggeldern bei 71 Tagen. Die Unterneh-

men konkurrieren miteinander, um die Mitarbeitenden und 

Fachkräfte an sich zu binden, was die Stellung der qualifi-

zierten Arbeitnehmenden auf dem Arbeitsmarkt erheblich 

stärkt. 

Eine Grundvoraussetzung für diese Entwicklungen ist das 

hohe Bildungsniveau in Liechtenstein. Das duale Ausbil-

dungssystem hat sich bestens bewährt und sichert für die 

Zukunft Nachwuchs im Fachkräftebereich. Die Arbeits-

bedingungen sind in Liechtenstein sehr gut. Ein Beleg  dafür 

ist die relativ niedrige und rückläufige Anzahl der «Working 

poor» Haushalte. Es bestehen aktive Massnahmen gegen 

informelle Beschäftigung und Lohndumping. Die im inter-

nationalen Vergleich tiefe steuerliche Belastung der Ein-

kommen und die moderaten Lohnnebenkosten reduzieren 

das Risiko der informellen Beschäftigung. Durch Sozial-

partner ausgehandelte Gesamtarbeitsverträge (GAV) regeln 

Mindestlöhne und weitere Arbeitsbedingungen.  Deren Ein-

haltung wird regelmässig kontrolliert.  Solche GAV gelten 

für insgesamt 15 Branchen und re präsentieren rund ein 

Drittel der Arbeitskräfte in Liechtenstein. 

Die negativen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf 

die Wirtschaftsleistung konnten in Liechtenstein dank ei-

ner robusten Wirtschaft und umfangreicher wirtschafts-

politischer Stützungsmassnahmen gut eingedämmt wer-

den. Der unmittelbare Einbruch der Wirtschaftsleistung 

fiel zwar stark aus, doch die Wirtschaft konnte sich rascher 

erholen als in den meisten anderen Ländern. So konnte das 

Vorkrisenniveau des Bruttoinlandprodukts (BIP) von 2019 

bereits im Jahr 2021 wieder überschritten werden. Globale 

Lieferkettenprobleme sowie weltweit steigenden Energie- 

und Lebensmittelpreise aufgrund der globalen Auswirk-

ungen des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine ha-

ben auch in Liechtenstein bzw. im Schweizerfranken-Raum 

zu einem Anstieg der Teuerung geführt, die jedoch mit 

rund 3 % im Jahr 2022 deutlich geringer ausfiel als in den 

meisten anderen europäischen Ländern. 

Herausforderungen

Liechtenstein befindet sich in einer ausserordentlich gu-

ten Ausgangslage, was die Wirtschaftsleistung, den Ar-

beitsmarkt und die Arbeitsbedingungen betrifft. Die 

Kleinheit des Landes und der praktisch nicht vorhandene 

Binnenmarkt führen dazu, dass Liechtenstein auch künf-

tig seine Innovationsfähigkeit und die breite Diversifizie-

rung der Wirtschaft bewahren muss. Dies stellt eine dau-

erhafte  Herausforderung für den Staat und die Wirtschaft 

dar.

Das BIP und das BNE befinden sich bereits auf einem 

sehr hohen Niveau. Das BIP-Wachstum flacht jedoch seit 

Jahren ab. Gleichzeitig hat sich die Arbeitsproduktivi-

tät in den letzten Jahren nicht wesentlich verändert. Das 

 Wirtschaftswachstum beruht daher hauptsächlich auf dem 

Beschäftigungswachstum. Die Erhaltung von optimalen 

Rahmenbedingungen des Wirtschaftsstandorts Liechten-

stein und die weitere Förderung der Innovationsfähigkeit 

bleiben daher auch in Zukunft von zentraler Bedeutung.

Das SDG 8 ist im Inland gut umgesetzt, doch liechtenstei-

nische Unternehmen sind auch im Ausland tätig. Die Ver-

antwortung des Privatsektors bei der Einhaltung von Um-

welt-, Sozial-, Arbeits- und Menschenrechtsstandards bei 

den Produktions- und Lieferketten ist daher wichtig.

Massnahmen

Bereits 2019 stellte die liechtensteinische Regierung die 

«Digitale Agenda» vor, die in neun Handlungsfeldern – da-

runter e-Government, Bildung, Innovationsförderung oder 

FinTech – die Standortattraktivität Liechtensteins durch Di-

gitalisierungsvorhaben fördert. Mehrere Massnahmen, die 

auf dieser Agenda basieren, sind schon umgesetzt:

• Seit 2020 verfügt Liechtenstein über ein Token- und 

VT-Dienstleister-Gesetz. Dieses Gesetz definiert einen 

rechtlichen Rahmen für alle Anwendungen der Token-

Ökonomie, um die Rechtssicherheit bei vielen heutigen 

und zukünftigen Geschäftsmodellen zu gewährleisten. 

Mit dem «Token» wird ein neues Rechtsobjekt einge-

führt, das Rechte in digitalen Transaktionssysteme, die 

auf vertrauenswürdigen Technologien wie einer Block-

chain beruhen, abbildet. Neben der Rechtssicherheit 

wird auch der Kundenschutz verbessert und die Anwen-

dung geltender Gesetze geregelt. 

• Ende 2022 waren 99.2 % des Landes an das Glasfaser-
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netz angeschlossen, was dem höchsten Ausbaugrad der 

Welt entspricht.

• Seit Anfang 2023 können Unternehmen mit den Behör-

den komplett digital kommunizieren. Auch Privatperso-

nen steht ein Grossteil der behördlichen Prozesse digital 

zur Verfügung. 

Mit der Schaffung eines European Digital Innovation Hub in 

Liechtenstein sollen in den nächsten Jahren kleine und mitt-

lere Unternehmen (KMU) aber auch die öffentliche Verwal-

tung in ihrer digitalen Transformation begleitet, unterstützt 

und vorangetrieben werden. Die Fördermittel stammen 

zu 50 % aus staatlichen Geldern und zu 50 % aus EU-Gel-

dern. KMUs stehen mit den  Innovationsschecks und den 

Digitalschecks Förderinstru mente zur Verfügung, um den 

Einstieg in eine kontinuierliche Forschungs- und Innova-

tionstätigkeit resp. die Einführung modernster digitaler 

Technologien (inklusive Schulungsmassnahmen für Mitar-

beitende) zu  ermöglichen.

Die Vereinfachung von Gründungsprozessen eines Unter-

nehmens und der Ausbau des bestehenden Angebots zur 

Finanzierung von Start-ups und Jungunternehmen sind de-

finierte Massnahmen des Regierungsprogramms 2021–

2025. Seit 2022 übernimmt das Land Liechtenstein für 

 erfolgreiche Bewerbungen die Kosten für ein renommier-

tes Coaching-Programm für Start-ups. 

International setzen sich die liechtensteinische Regie-

rung und eine Reihe von bedeutenden Privatunternehmen 

und gemeinnützigen Stiftungen im Rahmen einer Public- 

Private-Partnership für die Bekämpfung von moderner 

Sklaverei und Menschenhandel ein. Durch die Förderung 

von Sorgfaltspflichten, die Entwicklung von verantwor-

tungsvollen Investitionen sowie die Förderung inklusi-

ver Finanztechnologien kann der globale Finanzsektor ei-

nen wesentlichen Beitrag zur Bekämpfung von moderner 

 Sklaverei und  Menschenhandel leisten. Durch die «FAST 

Initiative»  (Finance against Slavery and Trafficking) wurde 

ein Massnahmenkatalog insbesondere für Finanzinstitute 

ausgearbeitet, um diese Verbrechen zu verhindern bezie-

hungsweise zu deren Prävention beizutragen. Die Initiative 

wurde gemeinsam mit dem Center for Policy Research bei 

der Universität der Vereinten Nationen (UNU) ausgearbei-

tet und ist bei diesem verankert. FAST geniesst die finan-

zielle Unterstützung von fünf Partnerstaaten. 
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Bewertung  Neutral

Das BIP hat sich nicht wesentlich  verändert.

Anmerkung: Die Berechnungsmethode des BIP wurde 2013 von  
ESVG 95 auf ESVG 2010 umgestellt. Das Jahr 2013 ist das Bezugsjahr 
für die Bewertung. *Bei der Zahl von 2021 handelt es sich um eine 
Schätzrechnung.
Quelle: Amt für Statistik – Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: keine wesentliche Veränderung

Statistische Indikatoren
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in Mio. CHF zu laufenden Preisen
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Bewertung  Positiv

Die Zahl der Working Poor-Haushalte (inkl. Selbständige) 

hat abgenommen.
Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Working Poor

Anzahl Haushalte
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Bewertung  Positiv

Das BNE pro Einwohner/in hat sich erhöht.

Anmerkung: Die Berechnungsmethode des BNE wurde 2013 von  
ESVG 95 auf ESVG 2010 umgestellt. Das Jahr 2013 ist das Bezugsjahr 
für die Bewertung.
Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme
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Bewertung  Neutral

Die Arbeitsproduktivität hat sich nicht wesentlich 

 verändert.

Anmerkung: Die Berechnungsmethode der Bruttowertschöpfung wurde 
2013 von ESVG 95 auf ESVG 2010 umgestellt. Das Jahr 2013 ist das 
Bezugsjahr für die Bewertung.
Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: keine wesentliche Veränderung

Arbeitsproduktivität

Bruttowertschöpfung pro Beschäftigte/n (Vollzeitäquivalente) in CHF
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Bewertung  Positiv

Die Arbeitslosigkeit ist gesunken.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Arbeitslosenquote

in Prozent
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Bewertung  Positiv

Die Jugendarbeitslosigkeit nimmt ab.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Jugendarbeitslosigkeit

in Prozent
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Bewertung  Negativ

Der Anteil der Zupendelnden an den Beschäftigten 

nimmt zu.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Stabilität
Trend: Zunahme

Pendelanteil

Anteil der Zupendelnden an den Beschäftigten in Prozent
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Bewertung  Negativ

Die Fiskalquote der öffentlichen Haushalte hat sich seit 

2013 erhöht.

Anmerkung: Die Berechnungsmethode des BIP wurde 2013 von  
ESVG 95 auf ESVG 2010 umgestellt. Das Jahr 2013 ist das Bezugsjahr 
für die Bewertung.
Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Stabilität
Trend: Zunahme

Fiskalquote der öffentlichen Haushalte

Fiskaleinnahmen in Prozent des BIP
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Bewertung  Positiv

Die Erwerbsquote hat sich erhöht.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Erwerbsquote

Anteil der 15–64-jährigen Erwerbspersonen an der Bevölkerung  
derselben Altersklasse in Prozent
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Bewertung  Positiv

Die Erwerbsquote älterer Arbeitnehmenden  

hat sich erhöht.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Erwerbsquote älterer Arbeitnehmenden

Anteil der 55–64-jährigen Erwerbspersonen an der Bevölkerung  
derselben Altersklasse in Prozent
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SDG 9: Eine widerstandsfähige  Infrastruktur 
 aufbauen, breitenwirksame und  nachhaltige 
 Industrialisierung fördern und Innovationen 
 unterstützen

Situation im Inland

Liechtenstein verfügt über eine gut ausgebaute und zu-

verlässige Infrastruktur, welche die Grundlage für eine 

breitenwirksame und inklusive wirtschaftliche Entwicklung 

bildet. Die Verkehrs- sowie die Telekommunikationsinfra-

struktur weisen einen hohen Standard auf. So hat Liech-

Gesamtbeurteilung
• Der Industrialisierungsgrad Liechtensteins ist einer der höchsten der Welt und die Wirtschaft ist geprägt von einer 

hohen Innovationsfähigkeit.

• Grundlage für diese Entwicklung ist eine ausgezeichnete Infrastruktur, wobei insbesondere im Bereich des nach-

haltigen Verkehrs weiterhin Verbesserungspotenzial besteht.

Industrie
35.3%

Landwirtschaft
0.7%

Dienstleistungen
64.1%

Beschäftigte nach Wirtschaftssektor 2021

Industrie
41.7%

Landwirtschaft
0.2%

Dienstleistungen
58.1%

Anteil an der Bruttowertschöpfung 2020

tenstein den höchsten Ausbaugrad der Welt, was den An-

schluss aller Gebäude an das Glasfasernetz betrifft (vgl. 

Ausführungen zu SDG 8). Die liechtensteinische Wirtschaft 

ist breit diversifiziert und weist im internationalen Ver-

gleich einen besonders hohen Industrialisierungsgrad auf:
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Die Industrie und das produzierende Gewerbe leisten mit 

insgesamt 41.7 % einen wichtigen Beitrag zur Bruttowert-

schöpfung im Inland und bilden zusammen mit den Fi-

nanz- und Versicherungsdienstleistungen (ca. 21 %) die 

be deutendsten Sektoren der liechtensteinischen Volks-

wirtschaft.

Liechtenstein zeichnet sich durch eine hohe Innovationsfä-

higkeit aus. Grosse und kleine liechtensteinische Unterneh-

men sind auf den globalen Märkten erfolgreich und neh-

men in Nischenbereichen vielfach eine führende Rolle bei 

der technologischen Entwicklung ein. Auch der  Finanzplatz 

in Liechtenstein weist einen ausserordentlichen  hohen 

 Innovationsgrad auf, wie etwa im Bereich von Fintech. Die 

vergleichsweise hohe und tendenziell steigende Anzahl der 

Patentanmeldungen liechtensteinischer  Unternehmen ist 

ein Beleg für die hohe Innovationsleistung.

Wie bereits unter SDG 8 ausgeführt, bietet Liechtenstein 

eine hohe Anzahl an Arbeitsplätzen, welche zu mehr als der 

Hälfte mit Zupendelnden aus dem benachbarten  Ausland 

besetzt werden. Somit pendeln jeden Tag mehr als 20 000 

Menschen nach Liechtenstein. Dies führt insbesondere 

während Stosszeiten zu einer starken Belastung der Ver-

kehrsinfrastruktur.

Im Jahr 2020 verabschiedete die liechtensteinische Re-

gierung das Mobilitätskonzept 2030, das den Mobilitäts-

bedürfnissen der Bevölkerung gerecht werden und eine 

zukunftsorientierte, nachhaltige und sichere Mobilität in 

Liechtenstein gewährleisten soll. Das Konzept sieht Mass-

nahmen in den Bereichen des Ausbaus des öffentlichen 

Verkehrs, des Fuss- und Radverkehrs, der effizienteren 

Nutzung der bestehenden Infrastruktur, der Erstellung 

weiterer Verkehrsinfrastrukturanlagen sowie der Erhö-

hung der Sicherheit im Verkehr vor.

In der Landesverwaltung besteht ein betriebliches Mobili-

tätsmanagement, welches zum Ziel hat, den arbeitsbeding-

ten motorisierten Individualverkehr der Mitarbeitenden zu 

reduzieren. Seit dessen Einführung im Jahr 2008 konnte 

dieser Anteil von 72.5 % auf 54 % gesenkt werden.

Herausforderungen

Die Erhaltung und Erhöhung der Standortattraktivität 

Liechtensteins für Unternehmen stellt eine andauernde He-

rausforderung dar. Dies insbesondere vor dem Hinter grund 

der zunehmenden Globalisierung und Digitalisierung, wel-

che grosse Auswirkungen auf die Wirtschaft haben. Der 

Staat muss deshalb optimale Rahmenbedingungen schaf-

fen, damit sich die Privatwirtschaft auch im Zeitalter der 

Digitalisierung optimal entwickeln kann.

Die Sicherstellung einer nachhaltigen Mobilität ist für das 

Land von zentraler Bedeutung. Die Verkehrsinfrastruktur 

unterliegt immer grösseren Belastungen. Es muss aufgrund 

des steigenden Pendelanteils und des Bevölkerungswachs-

tums ein zunehmendes Verkehrsaufkommen bewältigt wer-

den. Die Erhöhung der Nachhaltigkeit des Verkehrs stellt 

somit eine der zentralen Aufgaben für die Zukunft dar. Die 

statistischen Indikatoren hierzu zeigen eine eher  negative 

Entwicklung. Die Motorisierungs quote in Liechtenstein, 

d. h. die Anzahl Personenwagen pro 1 000 Einwohnerinnen 

und Einwohner, steigt kontinuierlich an und ist im interna-

tionalen Vergleich relativ hoch. Zudem sank (im gleichen 

Zeitraum) der Anteil des Fuss- und  Rad verkehrs (FRV) und 

des öffentlichen Verkehrs (ÖV). Während dieser im Jahr 

1970 noch mehr als 50 % betrug, ist dieser im Jahr 2015 

auf 25 % gesunken. Wesentlicher Grund hierfür ist die Zu-

nahme des motorisierten Individualverkehrs.
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Bewertung  Positiv

Die Anzahl der Patentanmeldungen hat zugenommen.

Quelle: Europäisches Patentamt, Eurostat
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Statistische Indikatoren

Patentanmeldungen

beim Europäischen Patentamt pro Million Einwohner/innen
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Massnahmen

Um die Innovationsfähigkeit der liechtensteinischen Privat-

wirtschaft langfristig zu erhalten und zu erhöhen, hat die 

Regierung eine Reihe von Massnahmen umgesetzt. Für 

Massnahmen zur Digitalisierung und zur digitalen Trans-

formation wird auf die unter SDG 8 aufgeführten Massnah-

men verwiesen. 

Auch im Bereich der nachhaltigen Mobilität sind vie-

le Massnahmen in der Prüfung, Umsetzung oder wurden 

 bereits umgesetzt:

• Im Rahmen der Zielerreichung des Mobilitätskonzepts 

2030 wurde ein neues Busbevorzugungskonzept er-

arbeitet, das die Optimierung der ÖV-Priorisierung an 

Lichtsignalanlagen, die Verkehrsdosierung durch Pfört-

nerung mit Busbevorzugung und Haltestellen ohne 

Überholmöglichkeit vorsieht. Diese einzelnen Mass-

nahmen sollen bis 2025 umgesetzt werden. 

Bewertung  Negativ

Die Anzahl der Personenwagen pro 1000 Einwohner-

innen und Einwohner steigt an.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Zunahme

Bewertung  Negativ

Der Anteil des umweltfreundlichen Personenverkehrs 

 (öffentlicher Verkehr sowie Fuss- und Radverkehr) für 

den Arbeitsweg ist rückläufig.

Quelle: Amt für Statistik – Volkszählung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Abnahme

Motorisierungsquote

Personenwagen pro 1000 Einwohner/innen

Wahl des Verkehrsmittels für den Arbeitsweg

in Prozent

 Motorisierter Individualverkehr (MIV)   
 Öffentlicher Verkehr (ÖV)   Fuss- und Radverkehr (FRV)

• Zur Verbesserung der Kombinationsmöglichkeiten von 

ÖV und Fahrrad wird in einem Pilotprojekt aktuell ein 

Fahrradverleihsystem getestet.

• Das Netz an Verkehrszählstellen für den motorisierten 

Individualverkehr und Radverkehr wurde erheblich aus-

gebaut, um die Qualität und Genauigkeit der Verkehrs-

daten zu verbessern und so eine bessere Entscheidungs-

grundlage für die Politik zu schaffen. 

• Ein landesweites Radroutenkonzept befindet sich in der 

Ausarbeitung. 

• Es wurde ein ambitionierter Plan zur Elektrifizierung 

der Busflotte des öffentlichen Verkehrs erarbeitet. Erste 

Elektrobusse befinden sich seit 2022 im Betrieb und bis 

ins Jahr 2032 sollen alle Fahrleistungen im öffentlichen 

Verkehr elektrisch erbracht werden. 
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SDG 10: Ungleichheit in und zwischen den Ländern 
verringern 

Situation im Inland

Wie bereits unter SDG 1 und 2 erläutert, sind extreme 

 Formen von Armut in Liechtenstein nicht vorhanden. Die 

Ungleichheit in Bezug auf die Einkommensverteilung weist 

allerdings eine steigende Tendenz auf. Während das Ver-

hältnis zwischen den obersten 20 % der Einkommen zu 

den untersten 20 % im Jahr 2000 noch 11.8 betrug, ist es 

bis zum Jahr 2019 auf 13.3 angewachsen. Dies zeigt sich 

auch anhand des Gini-Koeffizienten zum Erwerb, welcher 

im  internationalen Vergleich eher hoch ausfällt. Gleiches 

gilt für die Vermögensverteilung im Land, für welche der 

Gini-Koeffizient bei rund 0.86 liegt. Gleichzeitig befindet 

sich die Wohlfahrt auf hohem Niveau, die Sozialhilfe quote 

ist extrem niedrig. Praktisch alle Gesellschaftsschichten 

profitieren von einem überdurchschnittlich hohen Einkom-

mensniveau.

Gesamtbeurteilung
• Die Chancengleichheit verbessert sich tendenziell durch das insgesamt zunehmende Bildungsniveau der Bevölke-

rung. Gleichzeitig nehmen die Bildungsunterschiede zwischen Liechtensteinerinnen und Liechtensteinern bzw. 

 Ausländerinnen und Ausländern tendenziell zu.

• Der Gini-Koeffizient1 beim Erwerb und insbesondere bei der Vermögensverteilung weist eine konstant hohe 

 Ungleichheit auf.

• Liechtenstein misst der internationalen Solidarität zur Reduktion der Ungleichheiten zwischen Staaten eine hohe 

Bedeutung bei. Dies zeigt sich in steigenden ODA-Ausgaben, welche jedoch noch nicht mit einem höheren ODA- 

Prozentsatz einhergehen.

Die Gewährleistung von Chancengleichheit sowie die Be-

kämpfung von Diskriminierung in all ihren Formen sind 

auch für die liechtensteinische Regierung bedeutende The-

men. Die Gleichheit vor dem Gesetz ist in Art. 31 der Landes-

verfassung verankert. Im Strafgesetzbuch ist zudem der 

öffentliche Aufruf zu Hass oder Diskriminierung aufgrund 

der Rasse, der Sprache, der Nationalität, der  Ethnie, der 

Religion, der Weltanschauung, des Geschlechts, einer Be-

hinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung ein 

Straftatbestand und wird mit bis zu zwei Jahren Gefängnis 

bedroht. Weitere Spezialgesetze, wie etwa das Geschlech-

tergleichstellungsgesetz sowie das Behindertengleichstel-

lungsgesetz, schützen vor Diskriminierung. Ebenfalls ist 

Liechtenstein Vertragspartei der Europäischen Menschen-

rechtskonvention (EMRK) sowie praktisch aller bedeuten-

den UNO-Menschenrechtsübereinkommen. Eine systema-

tische Diskriminierung einzelner Gruppierungen kann in 

Liechtenstein nicht festgestellt werden.

1 Der Gini-Koeffizient ist ein Ungleichheitsmass, das die gesamte Einkommens- bzw. Vermögensverteilung in der Bevölkerung berücksichtigt. Es zeigt das 
Ausmass der Ungleichheit auf einer Skala von 0 (vollkommene Gleichheit: alle haben gleich viel Einkommen/Vermögen) bis 1 (maximale Ungleichheit: 
eine Person verfügt über das gesamte Einkommen/Vermögen). Je tiefer der Wert, desto gleichmässiger ist die Verteilung.
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Die Migration spielt in der aktuellen weltpolitischen Lage 

sowie auch in der Innenpolitik eine prominente Rolle. 

Liechtenstein ist seit Jahrzehnten ein klassisches Einwan-

derungsland. Der Wanderungssaldo ist konstant positiv, 

was bedeutet, dass dauerhaft mehr Menschen nach Liech-

tenstein einwandern als auswandern. Dementsprechend 

hoch fällt auch der Anteil der ausländischen Bevölkerung 

in Liechtenstein aus. Dieser beträgt seit vielen Jahren kon-

tinuierlich rund ein Drittel. Ziel der Regierung ist es, den 

Ausländeranteil in der Bevölkerung langfristig konstant zu 

halten und eine gesellschaftlich, ökologisch und wirtschaft-

lich nachhaltige Migrationspolitik umzusetzen.

Im Jahr 2021 wurde basierend auf dem bestehenden Inte-

grationskonzept und einer Integrationsstudie aus dem Jahr 

2020 eine neue Integrationsstrategie für Liechtenstein ver-

abschiedet. Das zentrale Ziel dieser Strategie ist es, wei-

tere Verbesserungen der Chancen und Teilhabe von Mi-

grantinnen und Migranten zu ermöglichen. Integration 

wird dabei als komplexe Querschnittsaufgabe anerkannt. 

Neben der Verfolgung der Grundsatzziele des «Förderns 

und Forderns» von Migrantinnen und Migranten wird sie 

als ein wechselseitiger Prozess verstanden, der die Auf-

nahmegesellschaft mit einbeziehen muss. Die Ziele der 

Strategie sind in sechs Handlungsfelder gegliedert: Infor-

mation, Kommunikation und Beratung; Sprache; Bildung 

und Arbeit; Zusammenleben; Recht und Staat sowie Gleich-

behandlung, Anti-Rassismus und  Antidiskriminierung.

Die internationale Solidarität ist ein Schwerpunktbereich 

der liechtensteinischen Aussenpolitik, um einen Beitrag 

zur Reduktion der Ungleichheit zwischen den Staaten zu 

leisten. Im Jahr 2022 leistete Liechtenstein Beiträge an 

Hilfs- und Entwicklungsprojekte in Entwicklungsländern 

im Umfang von rund CHF 31.5 Millionen. Die Ausgaben 

sind damit im Vergleich zum Vorjahr um knapp 24 % ge-

stiegen und haben einen neuen Rekord erreicht. Damit 

reagiert Liechtenstein auf den gestiegenen Bedarf durch 

neue Krisen (siehe nähere Erläuterungen hierzu unter SDG 

17 und im Kapitel 5).

Herausforderungen

Die aktuellen europäischen und internationalen Entwick-

lungen im Bereich der Migration sind auch für Liechten-

stein von entscheidender Relevanz. Speziell der Krieg in 

der Ukraine und die damit ausgelösten Migrationsbewe-

gungen haben die davon betroffenen staatlichen Akteure in 
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Bewertung  Neutral

Der Gini-Koeffizient zeigt beim Erwerb und insbesonde-

re bei der Vermögensverteilung eine konstant hohe Un-

gleichheit auf.

Quelle: Amt für Statistik – Steuerstatistik
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: keine wesentliche Veränderung

Statistische Indikatoren

Gini-Koeffizient Vermögen und Erwerb

 Vermögen   Erwerb

Liechtenstein vor besondere Herausforderungen gestellt. 

Um die Grundlage für ein zeitlich und organisatorisch 

 effizientes Verfahren zur Bewältigung der grossen An-

zahl schutzsuchender Personen aus der Ukraine zu schaf-

fen, hat die Regierung die Verordnung über die vorüberge-

hende Schutzgewährung verabschiedet. Dadurch  erhalten 

 bestimmte Personengruppen aus der Ukraine ein befriste-

tes Aufenthaltsrecht in Liechtenstein, wobei sie kein ordent-

liches Asylverfahren durchlaufen müssen. Damit wird das 

Asylsystem entlastet und Schutzsuchende haben schnell 

Klarheit über ihren Aufenthaltsstatus in Liechtenstein. Ins-

gesamt stellten seit Beginn des Angriffskrieges gegen die 

Ukraine fast 600 Personen (Stand April 2023) ein Schutzge-

such in Liechtenstein, wobei sich etwa 450  davon in Liech-

tenstein aufhielten. Diese Zahlen übersteigen die üblichen 

Asylzahlen Liechtensteins, welche sich sonst bei rund 100 

pro Jahr bewegen, deutlich. Somit musste die Regierung 

auch rasch die Anmietung zusätzlicher Unterbringungs-

möglichkeiten sicherstellen, um allen  ukrainischen Schutz-
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suchenden angemessenen Wohnraum  anbieten zu können. 

Ukrainischen Schulkindern wurden mittels Deutsch-Inten-

sivkursen eine schnelle Eingliederung in das Schulsystem 

ermöglicht. Liechtenstein wird sich auf europäischer Ebe-

ne im Rahmen seiner Kapazitäten auch zukünftig für eine 

humane und ganzheitliche  Migrationspolitik einsetzen.

Die internationale Solidarität gehört nach wie vor zu den 

Schwerpunkten der Aussenpolitik und es wird eine  weitere 

Erhöhung des ODA-Prozentsatzes angestrebt. Trotz kons-

tanter und kräftiger Aufstockung der ODA- relevanten Aus-

gaben ist jedoch nicht mit einer baldigen Erreichung des 

0.7 %-Ziels zu rechnen. Die enge Vernetzung der liechten-

steinischen Volkswirtschaft mit dem Ausland  (hoher Pen-

delanteil, hoher Exportanteil) führen dazu, dass das BNE 

starken jährlichen Schwankungen unterliegt (teilweise im 

Bereich von ± 10 %). In den vergangenen Jahren wuchs das 

BNE regelmässig deutlich mehr als das BIP. Dieser Fak-

tor erschwert eine langfristig verlässliche Planung des 

 ODA-Prozent satzes.

Massnahmen

Basierend auf der Integrationsstrategie und den darin de-

finierten Zielen werden jährliche Massnahmenpläne durch 

eine Steuerungsgruppe erarbeitet (erstmals 2022). Diese 
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Bewertung  Negativ

Die Ungleichheit der Erwerbsverteilung hat sich erhöht.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung 
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Zunahme

Bewertung  Positiv

Die Zahl der Zuwandernden ist höher als jene der 

 Abwandernden.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung 
Gewünschte Entwicklung: Stabilität
Trend: keine wesentliche Veränderung

Ungleichheit der Erwerbsverteilung

Verhältnis Erwerb der obersten 20 % zum Erwerb der untersten 20 %

Wanderungssaldo

pro 1000 Einwohner/innen

Bewertung  Negativ

Anmerkung: Die Berechnungsmethode des BNE wurde 2013 von  
ESVG 95 auf ESVG 2010 umgestellt. Das Jahr 2013 ist das Bezugsjahr 
für die Bewertung.
Quelle: Amt für Auswärtige Angelegenheiten
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Abnahme
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enthalten jeweils klare Vorhaben und Zuständigkeiten und 

werden am Ende des Jahres ausgewertet. 2022 wurden un-

ter anderem folgende Massnahmen umgesetzt:

• Sprache: Die Integrationsstrategie wurde als Kurzform 

in «Leichte Sprache» übersetzt.

• Information, Kommunikation und Beratung: Es wurde 

eine neue Informationsplattform Integration.li erstellt, 

um den Zugang zu den wichtigen Informationen und 

die erste Orientierung in Liechtenstein für Migrantinnen 

und Migranten zu erleichtern.

• Übergreifend: Die Regierung lud zu einem Integrations-

dialog ein, um Migrantinnen und Migranten aktiv an den 

Integrationsbemühungen des Landes zu beteiligen und 

das gegenseitige Verständnis zu verbessern.

Anlässlich des Tags gegen rassistische Diskriminierung 

lancierte die Gewaltschutzkommission gemeinsam mit 

dem Verein für Menschenrechte und dem Fachbereich für 

Chancengleichheit des Amtes für Soziale Dienste im Früh-

jahr 2023 die landesweite Sensibilisierungskampagne «Dis-

kriminierung ist strafbar – Toleranz ist dein Recht». Durch 

die Kampagne soll das Bewusstsein für die Strafbarkeit von 

Bewertung  Negativ

Der Anteil von Liechtensteinerinnen und Liechtensteinern, die mindestens über eine berufliche Bildung (d. h. mehr 

als die obligatorische Schule) verfügen, steigt schneller als jener der Ausländerinnen und Ausländer. Damit nehmen 

die Bildungsunterschiede tendenziell zu.

Quelle: Amt für Statistik – Volkszählung Gewünschte Entwicklung: Differenz des Bildungsgrads zwischen In- und Ausländern nimmt ab
Trend: Zunahme

Bildungsstand Bevölkerung Liechtensteins
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diskriminierenden Aussagen und Handlungen geschärft 

werden. Sie soll dazu beitragen, dass Diskriminierungen 

vermieden werden und betroffene Personen dazu ermuti-

gen, Anzeige zu erstatten. Die Kampagne ist ebenfalls Teil 

der jährlichen Massnahmenpläne zur Integrationsstrategie.

Viele weitere Massnahmen befinden sich in der Umsetzung 

oder werden aktuell geprüft. Zu nennen sind beispielswei-

se Massnahmen zum Spracherwerb (u.a. verbesserte Kom-

munikation des Angebots, Sprachkurse für Erwachsene 

mit schwachen Lernfähigkeiten), zur «frühen Förderung» 

als Grundlage für gerechte Bildungschancen, zum Dialog 

zwischen und mit verschiedenen Religionsgemeinschaf-

ten oder zur Förderung der interkulturellen Kompetenz von 

Gemeindeverwaltungen und Stellen in der Landesverwal-

tung.

Im Bereich der internationalen Solidarität ist die Regierung 

bestrebt, das Engagement zu verstärken, was sich insbe-

sondere an der regelmässigen Erhöhung der ODA-Ausga-

ben zeigt. Ziel ist es, dass sich dadurch mittelfristig auch 

der ODA-Prozentsatz signifikant erhöht. 
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SDG 11: Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, 
 widerstandsfähig und nachhaltig gestalten

Situation im Inland

Liechtenstein weist eine Gesamtfläche von insgesamt 

160 km2 auf, wovon rund 42 % Waldfläche, 32 % landwirt-

schaftliche Nutzfläche und lediglich 11 % Siedlungsfläche 

sind. Die Siedlungsfläche entspricht somit gut 18 km2. Das 

Land besteht aus elf Gemeinden, wobei die grösste Ge-

meinde knapp mehr als 6 000 Einwohnerinnen und Ein-

wohner aufweist. Auf dem Territorium Liechtensteins exis-

tieren keine Städte im klassischen Sinne, das Land weist 

einen ländlichen Charakter auf. Die Gemeinden Liech-

tensteins und die benachbarten Regionen der Schweiz  

(St .Gallen und Graubünden) und Österreichs (Vorarlberg) 

bilden ein eng vernetztes Agglomerationsgebiet.

Die totale Siedlungsfläche Liechtensteins hat zwischen 

1984 und 2014 um rund 45 % zugenommen, was ins-

besondere zulasten der landwirtschaftlichen Nutzfläche 

ging. Wird das Bevölkerungswachstum in derselben Perio-

de berücksichtigt, so hat sich die Siedlungsfläche pro Kopf 

seit 1984 nicht wesentlich verändert. Der Zugang zu be-

zahlbarem Wohnraum ist für alle Menschen in Liechten-

stein gewährleistet, es besteht ein Überangebot an Woh-

nungen. Dennoch steigen die realen Wohnkosten seit 1980 

kontinuierlich an, was sich jüngst durch die Inflation noch 

Gesamtbeurteilung
• Das Netz der öffentlichen Verkehrsmittel ist gut ausgebaut, die gesamte Bevölkerung hat in unmittelbarer Nähe zum 

Wohngebiet Zugang.

• Verbesserungspotenzial besteht bei der Nachhaltigkeit der Wahl der Verkehrsmittel.

• Die Zunahme der Siedlungsfläche führt gerade in einem Land mit begrenzter Fläche, aber gleichzeitig wachsender 

Wohnbevölkerung zu steigenden Wohnkosten.

weiter verstärkt hat. Für die Bevölkerung steht eine Viel-

zahl an Grünflächen und Naherholungsgebieten zur Ver-

fügung.

Der Landesrichtplan ist das zentrale Planungsinstrument, 

welches alle bedeutenden raumwirksamen Tätigkeiten auf-

zeigt und miteinander koordiniert. Er befasst sich schwer-

punktmässig mit den Sachbereichen der Landschaft, der 

Siedlung, der Infrastrukturen und öffentlichen Bauten und 

Anlagen sowie des Verkehrs. Der aktuell gültige Landes-

richtplan aus dem Jahr 2011 befindet sich zurzeit in Über-

arbeitung. Neue Strategien und Konzepte wie das Mobi-

litätskonzept 2030 fliessen in diese Arbeiten ein. Zudem 

verfügen alle Gemeinden Liechtensteins über diverse 

 Planungsinstrumente der Ortsplanung (insbesondere Bau-

ordnung und Zonenplan).

Die Entsorgung der Siedlungsabfälle funktioniert in Liech-

tenstein sehr zuverlässig. Der Abfall aus den Haushaltun-

gen wird wöchentlich abgeholt und der Verbrennung zu-

geführt. Ein Grossteil der Siedlungsabfälle wird jedoch 

separat verwertet. Die Gemeinden verfügen über entspre-

chende Wertstoffsammelstellen, bei welchen die Abfälle 

getrennt und zur Wiederverwertung gesammelt werden. 



50

Die Siedlungsabfälle haben seit den 1970er-Jahren um etwa 

590 % zugenommen, in jüngster Vergangenheit ist jedoch 

wieder eine leicht sinkende Tendenz festzustellen. Die Ab-

fallrecyclingquote liegt derzeit bei knapp 68 % und steigt 

tendenziell.

Das öffentliche Verkehrsnetz in Liechtenstein ist gut aus-

gebaut, womit die gesamte Bevölkerung in der Nähe des 

Wohnortes Zugang zu den öffentlichen Verkehrsmitteln 

hat. Zudem besteht eine ausgezeichnete grenzüberschrei-

tende Verkehrsanbindung. Es muss jedoch auch festge-

stellt werden, dass der motorisierte Individualverkehr im-

mer noch den Grossteil des Verkehrs in Liechtenstein 

ausmacht (siehe Ausführungen zu SDG 9). Die Luftqualität 

entwickelt sich in Liechtenstein positiv, die Konzentration 

von Ozon, Stickstoffdioxid sowie Feinstaub nimmt tenden-

ziell ab.

Die Katastrophenvorsorge und der Bevölkerungsschutz ha-

ben in Liechtenstein einen hohen Stellenwert. Es besteht 

ein gut ausgebauter Schutz vor Naturgefahren aller Art, 

wie etwa Hochwasser, Hangrutschungen, Murgängen oder 

Lawinen. Eine zentrale Schutzfunktion nimmt dabei auch 

der Wald ein: Über 52 % der Wälder (3 611 ha) haben eine 

solche Funktion, wobei davon wiederum rund 27 % eine 

«wichtige» oder «sehr wichtige» Schutzfunktion aufwei-

sen.

Herausforderungen

Das Bevölkerungswachstum wie auch der zunehmende Pen-

delverkehr stellen eine grosse Herausforderung in Bezug auf 

die Nachhaltigkeit der Siedlungen dar. Die gleichbleibende 

Siedlungsfläche pro Kopf bei zunehmender Bevölkerungs-

grösse bedeutet, dass die Siedlungsfläche künftig voraus-

sichtlich weiter zunehmen wird. Ein wesentlicher Grund da-

für liegt darin, dass in Liechtenstein immer noch sehr viele 

Einfamilienhäuser im Verhältnis zu Mehrfamilienhäusern 

bestehen.

Auch die nachhaltigere Gestaltung der Mobilität wird für 

die Zukunft eine zentrale Herausforderung darstellen. 

Hierzu finden sich unter SDG 9 detaillierte Ausführungen.

In Bezug auf die Katastrophenvorsorge sind zudem Aus-

wirkungen aufgrund des Klimawandels zu erwarten. Insbe-

sondere wird davon ausgegangen, dass die folgenden Risi-

ken in Liechtenstein künftig zunehmen werden:
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Bewertung  Neutral

Der CO2-Ausstoss von neuen Personenwagen hat sich 

 reduziert, der Zielwert konnte aber nicht erreicht  werden.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung 
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: keine wesentliche Veränderung

Statistische Indikatoren

Durchschnittlicher CO2-Ausstoss  

von neuen  Personenwagen

in g CO2/km

 Durchschnittlicher CO2-Ausstoss   Zielpfad

• Hochwassersituationen

• Rutschungen und Murgänge

• Steinschläge und Felsstürze

• Waldbrände aufgrund von verlängerten  Trockenperioden

• Stürme

Massnahmen

Eine Reihe von Massnahmen wird heute bereits umgesetzt:

• Anpassung von Naturgefahrenkarten des Landes an sich 

verändernde Situationen

• Statistische Auswertung von extremen Niederschlags-

ereignissen

• Integrales Risikomanagement (Monitoring sowie Um-

setzung von baulichen und raumplanerischen Schutz-

massnahmen und Notfallkonzepten)

• Überarbeitung der Waldgesellschaftenkartierung unter 

Berücksichtigung des Klimawandels

• Einführung von Notfalltreffpunkten als zentrale Anlauf-

stelle für Informationen und Unterstützung im Falle ei-

ner Katastrophe oder Notlage
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 Vaduz (Landesbibliothek)   Grenzwert
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Bewertung  Negativ

Der Anteil des umweltfreundlichen Personenverkehrs 

 (öffentlicher Verkehr sowie Fuss- und Radverkehr) für 

den Arbeitsweg ist rückläufig.

Quelle: Amt für Statistik – Volkszählung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Abnahme

Wahl des Verkehrsmittels für den Arbeitsweg

in Prozent

 Motorisierter Individualverkehr (MIV)   
 Öffentlicher Verkehr (ÖV)   Fuss- und Radverkehr (FRV)
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Bewertung  Negativ

Die Menge an produzierten Siedlungsabfällen hat 

 zugenommen.

Quelle: Amt für Statistik – Umweltindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Zunahme

Siedlungsabfälle
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Bewertung  Neutral

Die Feinstaubbelastung hat sich nicht verändert.

Quelle: Amt für Statistik – Umweltindikatoren 
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: keine wesentliche Veränderung

Feinstaubkonzentration

Jahresmittelwert (PM2.5)  
in μg/m3

Die Klimastrategie 2050 enthält konkrete Massnahmen zum 

Umgang mit den erhöhten klimabedingten Risiken.

2020 wurde das Raumkonzept als konzeptionelle Basis für 

die Überarbeitung des Landesrichtplans verabschiedet. Im 

Konzept sind mehrere Handlungsansätze definiert, die im 

Landesrichtplan mit Massnahmen konkretisiert werden 

sollen:

• Die gemeindeübergreifende und regionale Zusammen-

arbeit für eine gute Verkehrs-, Energie- und Kommuni-

kationsinfrastruktur soll intensiviert werden.

• Siedlungen sollen verdichtet, die Bedeutung der Orts-

zentren erhöht und die Kulturlandschaften geschützt 

werden.

• Das Verkehrsangebot wird auf die konzentrierte Sied-

lungsentwicklung ausgerichtet, um dem öffentlichen 

Verkehr und dem Fuss- und Radverkehr eine grössere 

Bedeutung in der Gesamtmobilität zu geben.

• Die naturnahen Erholungs- und Tourismusgebiete wer-

den umwelt- und landschaftsverträglich weiterentwickelt.
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Bewertung  Negativ

Die Siedlungsfläche erhöht sich.

Quelle: Amt für Statistik – Umweltindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Stabilität
Trend: Zunahme

Bewertung  Negativ

Die Netto-Mietkosten pro m2 haben sich erhöht.

Quelle: Volkszählung, Landesindex der Konsumentenpreise
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Zunahme

Bewertung  Positiv

Die Siedlungsfläche im Vergleich zur Anzahl der 

 Einwohnerinnen und Einwohner bleibt konstant.

Quelle: Amt für Statistik 
Gewünschte Entwicklung: Stabilität
Trend: keine wesentliche Veränderung

Siedlungsfläche

in ha

Wohnkosten

Durchschnittlicher Netto-Mietpreis (ohne Nebenkosten) pro Monat und m2 
in CHF

Siedlungsfläche pro Einwohner/in

in m2 pro Einwohner/in

Mit dem Mobilitätskonzept 2030 wurde die Grundlage für 

eine langfristige und nachhaltige Verkehrs- und Mobilitäts-

planung geschaffen, die bei der Zielerreichung des Raum-

konzepts und anderer politischer Programme im Bereich 

der Nachhaltigkeit und Umweltverträglichkeit helfen soll 

(siehe SDG 9 für nähere Erläuterungen). Auch die Klima-

strategie 2050 und der agrarpolitische Bericht 2022 ent-

halten Massnahmen, die zur Umsetzung des Raumkon-

zepts beitragen.

Als Reaktion auf die zunehmende Verkehrsbelastung im 

Liechtensteiner Unterland wurde zudem die Plattform 

«Entwicklungskonzept Liechtensteiner Unterland und 

Schaan» ins Leben gerufen. Ihr Ziel ist die Erarbeitung ei-

nes Masterplans, der die langfristig angestrebte Entwick-

lung von Verkehr, Siedlungs- und Wirtschaftsraum sowie 

Landschaft aufzeigt und die künftige Raumstruktur defi-

niert. Eine Vision 2050 wurde bereits erarbeitet und vorge-

stellt. Ausgehend von der Vision wird derzeit eine Strate-

gie mit Handlungsfeldern und Massnahmen ausgearbeitet. 
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Bewertung  Positiv

Die Ozon-Belastung der Luft ist gesunken.

Anmerkung: Das Jahr 2015 ist das Bezugsjahr für die Bewertung.
Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung 
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Bewertung  Positiv

Die Stickstoffdioxid-Belastung der Luft sinkt.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Ozonkonzentration

Anzahl Stunden, in welchen der Immissionsgrenzwert von 120 μg/m3 
 überschritten wurde

Stickstoffdioxid-Konzentration

Jahresmittelwert in μg/m3 an verschiedenen Messstationen

 Anzahl Stunden, in welchen 
der Immissionsgrenzwert von 
120 μg/m3 überschritten wurde

 Grenzwert

 Schaan (Lindenplatz)  Schellenberg (im Dorf) 

 Eschen (Schwarze Strasse)  Triesenberg (Malbun) 

 Grenzwert
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SDG 12: Nachhaltige Konsum- und 
 Produktionsmuster sicherstellen

Gesamtbeurteilung
• Die Konsum- und Produktionsmuster in Liechtenstein werden tendenziell nachhaltiger.

• Der Ressourcenverbrauch ist jedoch nach wie vor zu hoch und muss weiter reduziert werden.

Situation im Inland

Im Jahr 2021 produzierte ein Einwohner bzw. eine Einwoh-

nerin in Liechtenstein durchschnittlich 4.68 Tonnen CO2-

Äquivalente (CO2eq) an THG. Knapp 80 % gehen auf den 

Energiesektor zurück mit Heizung und Verkehr, gefolgt 

von der Landwirtschaft mit 12.4 %, den industriellen Ga-

sen mit 4.3 % und Abfall und Abwasser mit 1 %. Nicht in-

begriffen sind dabei die THG-Emissionen aus Importgütern 

oder dem Konsum von Waren im Ausland, die etwa doppelt 

so hoch sein dürften wie im Inland (siehe Unterkapitel zu 

Herausforderungen). Auch die Emissionen aus den Land-

nutzungsänderungen und dem Wald sind nicht miteinge-

rechnet.

Die verfügbaren statistischen Indikatoren weisen darauf 

hin, dass die Ressourceneffizienz in Liechtenstein sich po-

sitiv entwickelt. So steigt die Abfallrecycling-Quote seit 

Jahren an. Dies unterstreicht auch, dass die Menschen in 

Liechtenstein sich des Themas bewusst sind und aktiv die 

Wiederverwertung von Abfällen unterstützen. Die  Energie- 

und CO2-Intensität der liechtensteinischen Volkswirtschaft 

nehmen seit Ende der 1990er-Jahre ab. Da gleichzeitig 

auch der Trinkwasserverbrauch sinkt (siehe SDG 6), deu-

tet dies auf eine insgesamt positive Entwicklung hin, wenn-

gleich der ökologische Fussabdruck eines Einwohners bzw. 

einer Einwohnerin in Liechtenstein sehr hoch ist.

Der Staat hat bereits verstärkt Anreize geschaffen, ressour-

ceneffizienter und weniger umweltschädlich zu wirtschaf-

ten. Dazu zählen Massnahmen für eine umweltfreundli-

chere Mobilität oder die Unterstützung für den Ausbau 

von Fotovoltaikanlagen. Gemessen an den gesamten Fis-

kaleinnahmen sinken die Einnahmen an umweltbezogenen 

Steuern seit einigen Jahren, wobei sie in absoluten Zahlen 

gestiegen sind. Eine eindeutige Aussage der Auswirkung 

dieser Steuern auf nachhaltige Konsum- und Produktions-

muster kann anhand der vorliegenden Indikatoren nicht ge-

troffen werden. 

Herausforderungen

Liechtenstein ist aufgrund seiner Grösse abhängig von Im-

porten und von der Produktion im Ausland. Die positiven 

Entwicklungen bei der Ressourceneffizienz sollten daher 

etwas differenzierter betrachtet werden. So hängt die Ver-

besserung der Ressourceneffizienz der Produktion im In-

land auch damit zusammen, dass die energie- und ressour-

cenintensive Produktion zumindest teilweise ins Ausland 

verlagert wurde. Darüber hinaus fallen die meisten THG, 

die durch den Konsum in Liechtenstein entstehen, im Aus-

land an, beispielsweise durch importierte Roh stoffe, die in 

Liechtenstein verarbeitet werden, durch Importgüter, die 

im Inland gekauft werden, aufgrund von Reisen ins Ausland 

oder wegen Investitionen auf dem Finanzplatz. Genaue 

Zahlen zu den Ausmassen dieser THG sind nur  schwierig 
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eruierbar. Es wird jedoch geschätzt, dass die indirekten 

 Emissionen pro Person aufgrund des Konsums  importierter 

Güter rund 14 Tonnen CO2eq betragen – ein Vielfaches der 

errechneten Belastbarkeitsgrenze unseres Planeten von 

0.6 Tonnen CO2eq – und damit ungefähr zwei Drittel der to-

talen THG-Emissionen im Ausland an fallen. Dazu kommt, 

dass nicht nur THG produziert, sondern aufgrund des 

Konsums natürliche Lebensräume zerstört  werden. Zum 

Schutz des Klimas ist jedoch auch eine intakte Biodiver-

sität notwendig. Ziel ist es, die Bevölkerung dahingehend 

zu sensibilisieren und beispielsweise im  Konsum, wo mög-

lich und sinnvoll, lange Transportwege zu vermeiden und 

somit die Regionalität und die Nachhaltigkeit zu stärken. 

Trotz positivem Trend sind daher zweifelsfrei weitere An-

strengungen erforderlich, um die Ressourcen effizienz zu 

verbessern.

Massnahmen

Die Regierung hat in der Klimastrategie 2050 verschiedene 

Handlungsfelder definiert, um den nachhaltigen  Konsum 

zu fördern und damit das Emissionsniveau im Konsum 

 signifikant zu senken: 

• Klimafreundliche Ernährung: Der Fokus liegt auf der 

Sensibilisierung der Bevölkerung. Dazu wird ämterüber-

greifend ein Konzept ausgearbeitet, das die Einflüsse 

der täglichen Ernährungsentscheidungen auf das Klima 

und den Erhalt der Biodiversität aufzeigt. Der Schwer-

punkt liegt dabei auf der Aufklärung über die Vorteile 

von biologisch produzierten, saisonalen und  regionalen, 

mehrheitlich pflanzlichen Nahrungsmitteln. 

• Klimafreundliche öffentliche Beschaffung: Neu sollen 

die THG-Emissionen der Beschaffungen über den ge-

samten Lebenszyklus hinweg berücksichtigt und mög-

lichst vermieden werden. Dafür werden in der Leis-

tungsbeschreibung und/oder bei den Eignungs- oder 

Zuschlagskriterien von öffentlichen Auftragsvergaben 

Vorgaben betreffend die Ökologie und den Klimaschutz 

definiert. Dies stärkt nicht nur die Vorbildrolle der öf-

fentlichen Beschaffung, sondern hat einen grossen Ein-

fluss auf eine möglichst klimaneutrale Produktion und 

Lieferkette und kann gesamthaft betrachtet kostenspa-

rende Effekte haben.

• Nachhaltiger Konsum: Eine funktionierende Kreislauf-

wirtschaft ermöglicht einen nachhaltigen Umgang mit 

Ressourcen, erhöht die Versorgungssicherheit von Roh-

stoffen und stärkt den Wirtschaftsstandort. In Anlehnung 
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Bewertung  Positiv

Die Abfall-Recyclingquote hat sich erhöht.

Quelle: Amt für Statistik – Umweltindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Statistische Indikatoren

Abfall-Recyclingquote

in % der Siedlungsabfälle

an die Entwicklungen in der Schweiz und EU und aufbau-

end auf der bestehenden Abfallplanung 2070 wird für 

Liechtenstein geprüft, wie die Rahmenbedingungen und 

Anreize zur Förderung der Kreislaufwirtschaft weiterent-

wickelt werden können.

Klimaneutrale Finanzflüsse: Heutige  Investitionsentscheide 

bestimmen, wie THG künftig ausgestossen werden. Das 

Potenzial für einen Finanzplatz, hier einen Beitrag zu 

leisten, ist entsprechend gross. Akteurinnen und Akteu-

re des Finanzplatzes sollen auf die Auswirkungen ihrer 

 Geschäftstätigkeiten sensibilisiert und das Thema Klima 

und Finanzplatz soll zunehmend in die Aus- und Weiterbil-

dung eingebunden werden. Ausserdem sollen öffentliche 

Unternehmen unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit geprüft 

 werden sowie das staatliche Finanzvermögen und die be-

rufliche Vorsorge längerfristig klimaneutral angelegt bzw. 

ausgestaltet werden. 
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Bewertung  Positiv

Die CO2-Intensität der Volkswirtschaft sinkt.

Anmerkung: Die Berechnungsmethode des BIP wurde 2013 von  
ESVG 95 auf ESVG 2010 umgestellt. Das Jahr 2013 ist das Bezugsjahr 
für die Bewertung.
Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

CO2-Intensität der Volkswirtschaft

CO2-Emissionen im Verhältnis zum BIP in g CO2 pro CHF
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Bewertung  Positiv

Die Energieintensität ist gesunken.

Anmerkung: Die Berechnungsmethode des BIP wurde 2013 von  
ESVG 95 auf ESVG 2010 umgestellt. Das Jahr 2013 ist das Bezugsjahr 
für die Bewertung.
Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Energieintensität der Volkswirtschaft

Energieverbrauch im Verhältnis zum BIP  
in kWh pro CHF

5

4

3

2

1

0

19
98

19
99

20
01

20
03

20
05

20
07

20
09

20
11

20
13

20
15

20
17

20
19

20
20

20
21

20
00

20
02

20
04

20
06

20
08

20
10

20
12

20
14

20
16

20
18

Bewertung  Negativ

Der Anteil an Einnahmen aus umweltbezogenen Steuern 

an den Fiskaleinnahmen hat sich reduziert.

Quelle: Amt für Statistik – Umweltindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Abnahme

Umweltbezogene Steuern

Einnahmen aus umweltbezogenen Steuern des Landes in Prozent der 
 Fiskaleinnahmen



57

SDG 13: Umgehend Massnahmen zur  Bekämpfung 
des Klimawandels und seiner Auswirkungen 
 ergreifen

Situation im Inland

Der Klimaschutz geniesst sowohl in der Innen- wie auch in 

der Aussenpolitik des Landes eine hohe Priorität. Zusam-

men mit Partnerstaaten setzt sich Liechtenstein seit vielen 

Jahren für eine ambitionierte Klimapolitik ein, welche für 

alle Staaten gleichermassen verbindlich ist. Gleichzeitig ist 

sich Liechtenstein seiner Verantwortung, als hoch industri-

alisierter Staat beim Klimaschutz voranzugehen, bewusst. 

Die Regierung verfolgt ambitionierte Klimaziele und setzt 

diese konsequent um.

Auf internationaler Ebene ist Liechtenstein Vertragspartei 

des UNO-Rahmenübereinkommens über Klimaänderun-

gen (UNFCCC), des Protokolls von Kyoto (inkl. dessen Ab-

änderung von 2012) sowie des Übereinkommens von Paris 

(Klimaübereinkommen). Im Rahmen der zweiten Verpflich-

tungsperiode des Kyoto-Protokolls, für dessen Inkrafttre-

ten sich Liechtenstein jahrelang aktiv eingesetzt hatte, ver-

pflichtete sich das Land, seine THG-Emissionen bis zum 

Jahr 2020 um 20 % gegenüber dem Referenzjahr 1990 

zu reduzieren. Dieses Ziel wurde 2020 ohne Kompensa-

tionsmassnahmen im Ausland erreicht, wobei ein wichti-

ger Grund hierfür die COVID-19-Pandemie war. Durch die 

Gesamtbeurteilung
• Liechtenstein weist im internationalen Vergleich relativ geringe THG-Emissionen pro Kopf aus und möchte bis 2050 

klimaneutral werden.

• Die getroffenen Massnahmen zur Emissionsreduktion zeigen Wirkung, es besteht aber weiteres Verbesserungs-

potenzial.

Massnahmen, welche die Regierung zur Eindämmung der 

Pandemie ergriffen hatte, erreichte der Verkehr im Jahr 

2020 einen Tiefststand. Es ist davon auszugehen, dass das 

Ziel ohne die Pandemie nicht ohne Massnahmen im Aus-

land erreicht worden wäre.

Zwar hat die Pandemie zur Erreichung des Reduktions-

ziels beigetragen. Gleichzeitig ist jedoch hervorzuheben, 

dass die direkten THG-Emissionen in Liechtenstein schon 

seit 2006 signifikant sinken, was auf den Ausbau erneuer-

barer Energien sowie weitreichender Verbesserungen im 

Bereich der Energieeffizienz zurückzuführen ist. Während 

die THG-Emissionen im Inland zwischen 1990 und 2020 

um 20 % abgenommen haben, hat sich das BIP im selben 

Zeitraum mehr als vervierfacht und die Bevölkerung ist um 

knapp 35 % gewachsen. Die konstante Reduktion der THG-

Emissionen bei stark wachsender Wirtschaft und Bevölke-

rung zeugt von der Wirksamkeit der liechtensteinischen 

Klimapolitik.

Mit der Ratifizierung des Übereinkommens von Paris hat-

te Liechtenstein sein nationales Klimaziel (Nationally De-

termined Contribution, NDC) auf die Reduktion der THG-
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Emissionen um 40 % gegenüber 1990 bis zum Jahr 2030 

festgelegt. Dieses Ziel wurde auch im Emissionshandelsge-

setz festgehalten, womit die Erreichung des Ziels rechtlich 

verpflichtend ist. Im Herbst 2020 verabschiedete die Regie-

rung die Klimavision 2050, mit welcher die Klimaneutralität 

Liechtensteins bis zum Jahr 2050 als Ziel festgelegt und im 

Emissionshandelsgesetz ebenfalls rechtlich verankert wur-

de. Im Herbst 2022 genehmigte der Landtag die langfris-

tige Klimastrategie der Regierung, welche eine Erhöhung 

des THG-Reduktionsziels auf 50 % im Vergleich zum Jahr 

1990 vorsah. Im März 2023  erhöhte der Landtag mit der 

Anpassung des Emissionshandelsgesetzes Liechtensteins 

Reduktionsziel bis zum Jahr 2030 nun auf 55 %. Die Ver-

minderung gegenüber 1990 ist zu mindestens 40 % durch 

Massnahmen im Inland zu erreichen. Der Klimaschutz 

schlägt sich auch in vielen sektorspezifischen Politiken und 

Strategien der Regierung nieder. Hierzu gehören etwa die 

Energiestrategie 2030, die Energievision 2050 sowie das 

Mobilitätskonzept 2030 (siehe hierzu die Ausführungen zu 

den SDGs 7 und 9).

Im März 2020 hatte die Regierung beschlossen, dass Liech-

tenstein erstmals am international koordinierten Klimaver-

träglichkeitstest PACTA 2020 teilnimmt. Der Test wurde 

vom gemeinnützigen und globalen Think Tank «2° Inves-

ting Initiative» durchgeführt und misst die Kompatibilität 

der Anlagen in den klimarelevanten Sektoren mit 2°C-Ziel 

des Übereinkommens von Paris. Im Rahmen des Tests wur-

den die extern verwalteten Vermögen des Landes analy-

siert. Banken, Vermögensverwalter, Pensionskassen und 

Versicherungen konnten freiwillig daran teilnehmen. Die 

Resultate wurden 2021 veröffentlicht und zeigten, dass 

die durch liechtensteinische Institute verwaltete Vermö-

gen noch nicht vollumfänglich mit den Zielen des Überein-

kommens von Paris kompatibel sind. 2022 wurde erneut 

ein Klimaverträglichkeitstest durchgeführt, dessen Ergeb-

nisse aber noch nicht vorliegen. Die Teilnahme des Finanz-

sektors an dieser Untersuchung ist positiv und zeigt dessen 

Bereitschaft, seine Aktivitäten mit den Zielen des Überein-

kommens von Paris in Einklang zu bringen.

Liechtenstein beteiligt sich freiwillig an der Klimafinanzie-

rung, welche im Rahmen der UNFCCC und des Überein-

kommens von Paris vorgesehen ist. Seit 2012 wurden rund 

CHF 15 Millionen für klimarelevante Projekte in Entwick-

lungsländern bereitgestellt, wobei der Fokus insbesondere 

auf der Anpassung an den Klimawandel liegt (Adaptation).

Herausforderungen

Bei der Umsetzung der Klimaziele ist insbesondere dar-

auf zu achten, dass diese sozial- und wirtschaftsverträg-

lich sind. Wie die Erläuterungen zu SDG 7 ebenfalls zeigen, 

spielen die fossilen Energieträger weiterhin eine wichtige, 

wenn auch abnehmende Rolle bei der Energieversorgung 

des Landes. Diese Abhängigkeit zu durchbrechen ist die 

grösste Herausforderung für die kommenden  Jahrzehnte. 

Generell zeigt sich, dass das gewichtigste Reduktions-

potenzial für Emissionen im Verkehrs- und im Gebäude-

bereich liegt. Griffige Vorschriften für bestehende Gebäu-

de und Neubauten sind erforderlich, um die  Abhängigkeit 

von den fossilen Energieträgern künftig weiter zu redu-

zieren. Ohne neue Regeln sind Reduktionen im Industrie-

sektor kaum zu erzielen. Im Verkehrsbereich zeigen zu-

dem die bis heute getroffenen Massnahmen noch nicht die 

 gewünschte Wirkung. Der Trend zu leistungsstarken und 

schweren Fahrzeugen ist weiterhin ansteigend und der mo-

torisierte Individualverkehr nimmt tendenziell zu. Ausser-

dem muss auch die Landwirtschaft einen weiteren Beitrag 

zur Emissionsreduktion leisten, was ebenfalls eine Heraus-

forderung darstellen wird.

Die direkten THG-Emissionen fallen pro Kopf im europäi-

schen Vergleich mit rund 4.8 Tonnen CO2eq (EU27 = 7.0 Ton-

nen CO2eq pro Kopf) zwar relativ gering aus. Zu berück-

sichtigen ist jedoch, dass insbesondere Konsum, die 

Material- und Produktbeschaffung sowie die zunehmenden 

Pendelströme indirekte THG-Emissionen im Ausland verur-

sachen. Auch diese müssen künftig verstärkte Berücksichti-

gung finden.

Massnahmen

Die Klimavision 2050 vom Oktober 2020 beinhaltet eine 

Reihe von Zielen, die bis zum Jahr 2050 erreicht werden 

müssen, damit Liechtenstein klimaneutral werden kann:

• Inländischen THG-Emission sollen um 90 % gesenkt wer-

den, wobei der Rest über Negativemissionstechnologien 

oder Kompensation im In- und Ausland reduziert werden 

soll.

• Im Energiebereich sollen dabei die THG-Emissionen um 

100 % reduziert und komplett auf erneuerbare Energie 

umgestellt werden. Im Landwirtschaftsbereich sollen 

die Emissionen bis 2050 um 52 % verringert werden.
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• Die indirekten Emissionen im Ausland sollen durch Kon-

sumveränderungen soweit gesellschaftlich und wirt-

schaftlich möglich reduziert werden.

• Die Emissionen via Finanzanlagen sollen überprüft und 

soweit wirtschaftlich und gesellschaftlich möglich ge-

senkt werden.

In der langfristig angelegten Klimastrategie 2050 wurden 

die in der Klimavision 2050 formulierten Ziele mit konkre-

ten Handlungsfeldern und teilweise weitreichenden Mass-

nahmen in folgenden Bereichen ausgefüllt:

• Energie – Gebäude und Industrie  

sowie Mobilität und Raum

• Landwirtschaft

• Industrielle Gase

• Abfall und Wasser

• Landnutzungsänderungen und Wald

• Indirekte Emissionen

Ein Beispiel für eine konkrete Massnahme der Klima-

strategie 2050 ist etwa die massgebliche Verbesserung für 

die Energieeffizienz von Gebäuden, vor allem im Bereich 

Wärmeerzeugung und Gebäudedämmung ab 2024. Dies 

beinhaltet insbesondere den Umstieg auf umweltschonen-

de Heizsysteme. Diese Massnahmen werden derzeit im 

Landtag beraten.

Des Weiteren hat die Regierung einen Prozess lanciert, um 

einen Aktionsplan klimafreundliche Verwaltung zu erarbei-

teten, welcher die Bereiche fossilfreie Heizungen, erneu-

erbare Stromproduktion, Mobilität (Geschäfts- und Pen-

delverkehr), Verpflegung, öffentliche Beschaffungen (IT, 

Papier usw.) sowie Kompensationszertifikate umfassen 

wird. Der Aktionsplan soll bis Ende 2023 vorliegen, womit 

die öffentliche Verwaltung im Klimaschutz eine Vorbild-

funktion einnehmen möchte.

International setzt sich Liechtenstein für einen ehrgeizigen 

Klimaschutz sowie Klimagerechtigkeit ein. Im Rahmen der 

UNFCCC-Vertragsstaatentreffen fordert Liechtenstein re-

gelmässig ambitioniertere Klimaziele. Insbesondere sollte 

der Kreis der Staaten, welche sich hohe Ziele zur Reduk-

tion der THG-Emissionen setzten, auf alle grossen Emit-

tenten ausgeweitet werden. Ergänzend zu den UNFCCC-

Verhandlungen beteiligte sich Liechtenstein als Mitglied 

einer Kerngruppe unter der Führung von Vanuatu aktiv an 

der Einbringung einer Resolution2 in die UNO-Generalver-

sammlung, mit welcher der Internationale Gerichtshof um 

eine Rechtsmeinung zur Verantwortlichkeit der Staaten für 

Klimaschäden, insbesondere bei den am wenigsten ent-

wickelten Ländern (LDCs), gebeten wird. Damit soll mehr 

Klarheit zu Rechtsstaatlichkeit im Kontext des Klimawan-

dels geschaffen werden. 

2 Die Resolution A/77/276 wurde von der UNO-Generalversammlung am 29. März 2023 im Konsens verabschiedet.
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Bewertung  Positiv

Das Ziel einer Reduktion der THG von 80 % für das Jahr 

2020 im Vergleich zum Basisjahr 1990 wurde erreicht.

BBF: Bodennutzung, Bodennutzungsveränderung und Forstwirtschaft
Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: Abnahme

Statistische Indikatoren

Entwicklung der Treibhausgasemissionen

 Treibhausgasemissionen in 
1000 Tonnen CO2-Äquivalente 
inkl. BBF

 Zielpfad

 Pro-Kopf-Treibhausgasemis-
sionen Emissionen in Tonnen 
CO2-Äquivalente
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SDG 14: Ozeane, Meere und Meeresressource  
im Sinne nachhaltiger Entwicklung erhalten und 
nachhaltig nutzen

Liechtenstein gehört zusammen mit Usbekistan zu den 

 einzigen beiden Staaten, welche keinen direkten Zugang 

zum Meer haben und dazu noch von Nachbarstaaten um-

geben sind, die ebenfalls keinen direkten Zugang zum Meer 

haben (Doubly Landlocked).

Dennoch ist sich Liechtenstein bewusst, dass Ozeane und 

Meere für das globale Ökosystem eine zentrale  Rolle spie-

len. Durch die Verbesserung der Nachhaltigkeit im  Inland 

und mithilfe seiner internationalen Solidarität (siehe SDG 

17) trägt Liechtenstein indirekt auch zur nachhaltigen Ent-

wicklung von Ozeanen, Meeren und Meeresressourcen bei.

Die zunehmende Recyclingquote (siehe SDG 14)  sowie 

 diverse konkrete Projekte tragen zur Reduktion von 

 Plastikabfällen bei, welche in den Meeren landen könnten. 
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SDG 15: Landökosysteme schützen, 
 wiederherstellen und ihre nachhaltige  
Nutzung fördern, Wälder nachhaltig 
 bewirtschaften, Wüstenbildung bekämpfen, 
 Bodendegradation beenden und umkehren  
und dem Verlust der biologischen Vielfalt  
ein Ende setzen

Situation im Inland

Liechtenstein ist Vertragspartei aller bedeutenden völker-

rechtlichen Instrumente im Bereich des Umwelt- und Na-

turschutzes und engagiert sich aktiv für deren Umsetzung. 

Insbesondere die nachhaltige Bewirtschaftung von Wäl-

dern ist von Bedeutung, da diese in vielen Fällen eine wich-

tige Schutzfunktion gegen Naturgefahren einnehmen. Die 

Waldfläche hat in den vergangenen 30 Jahren aufgrund 

der Extensivierung der Alpbewirtschaftung tendenziell 

 zugenommen, ebenso die ökologische Qualität des Waldes. 

Allerdings weisen die Schutzwälder mangels einer natürli-

chen Verjüngung eine Tendenz zur Überalterung auf. 

Gesamtbeurteilung
• Die Ökosysteme wie Land- und Binnenwasserökosysteme Wälder, Feuchtgebiete und Berge befinden sich in einem 

guten Zustand und sind ausreichend geschützt.

• Liechtenstein engagiert sich für den globalen Umwelt- und Naturschutz und beteiligt sich an der engen regionalen 

Zusammenarbeit innerhalb Europas.

• Die Biodiversität in Liechtenstein – wie auch global – ist immer stärker bedroht.

Im Bereich der Biodiversität zeigt sich, dass sich gemäss 

den letzten Erhebungen zum Rote-Liste-Index der bedroh-

ten Arten die Gefährdung der Reptilien, Amphibien und Fi-

sche nicht wesentlich erhöht hat, jene der Brutvögel ist so-

gar leicht gesunken. In den vergangenen Jahren wurden 

zudem diverse Wildtiere, die vor Jahrzehnten ausgerottet 

wurden, wieder in Liechtenstein oder der näheren Umge-

bung gesichtet.

Gewässer im Talraum Liechtensteins sind häufig durch 

extensiv genutzte, ungedüngte Wiesenstreifen gegen die 

intensivere Landnutzung wie die Landwirtschaft abge-

puffert. Nur vereinzelt weisen sie eine Belastung der Was-

serqualität auf. Die Wasserentnahme für die Bewässerung 
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in der Landwirtschaft erfolgt primär aus dem Binnenkanal 

und teils aus vom Binnenkanal bewässerten Gewässern. 

Daraus ergeben sich gerade bei geringer Wasserführung 

Probleme. 

Über weite Strecken geradlinig verlaufende und struktur-

arme Gewässer wie der Binnenkanal werden nach und nach 

revitalisiert. Dadurch entsteht nicht nur neuer  Lebensraum 

für Flora und Fauna, die Gebiete stehen in  Teilen auch der 

Bevölkerung zur Naherholung zur Verfügung. Somit  dienen 

die Renaturierungsmassnahmen auch der Sensibilisierung 

für die Artenvielfalt der Flora und Fauna.

Sowohl das Quellwasser des voralpinen Berggebietes wie 

auch das Grundwasser im Wasserkörper der Rheinebe-

ne sind weitgehend frei von Beeinträchtigungen und er-

füllen damit die an Trinkwasser gestellten hohen Anforde-

rungen. Während die Menge des Quellwassers langfristig 

abnehmen wird aufgrund der veränderten Niederschlags-

verteilung, ist davon auszugehen, dass ausreichend Grund-

wasser in der Rheinebene auch in Zukunft zur Verfügung 

stehen und es keine Übernutzung geben wird. Zudem wer-

den Grundwasserschutzgebiete erweitert und bei Umzo-

nierungen spielt der Grundwasserschutz eine übergeord-

nete Rolle.

Herausforderungen

Die Erhaltung und Verbesserung der Biodiversität stellt im 

Zusammenhang mit SDG 15 aktuell die grösste Heraus-

forderung dar. Insbesondere wird erwartet, dass der Klima-

wandel weitere negative Effekte mit sich bringen wird. In 

der Anpassungsstrategie an den Klimawandel wurden die 

folgenden Risiken identifiziert:

• Gefährdung der Lebensräume und Arten

• Gefährdung von Biotopverbund und Vernetzung

• Ausbreitung gebietsfremder Arten

• Reduktion des Genpools führt zur Reduktion der gene-

tischen Vielfalt

• Beeinträchtigung der Leistungen von Ökosystemen

Die Ausweitung der Siedlungsfläche in Liechtenstein stellt 

eine weitere Herausforderung für die Biodiversität dar. 

Mit der Zunahme der versiegelten Flächen durch Asphalt 

oder Beton geht die ökologische Funktion des Bodens als 

 Lebensraum verloren (siehe SDG 11). 

8000

7000

6000

5000

4000

3000

2000

1000

0

20191984 1996 2002 2008 2014

6516 6660 6630 6626 6675 6770

Bewertung  Positiv

Quelle: Amt für Statistik – Umweltindikatoren
Gewünschte Entwicklung: Stabilität
Trend: keine wesentliche Veränderung

Statistische Indikatoren
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Bewertung  Neutral

Die Anzahl der einheimischen Arten hat sich nicht 

 wesentlich verändert.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: keine wesentliche Veränderung

Einheimische Arten

Anzahl nachgewiesene einheimische Arten

 Brutvögel    Reptilien    Amphibien    Fische
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das Wiedervernässen von Mooren, die Ausarbeitung eines 

 Biodiversitätskonzepts für öffentliche Bauten und Anlagen, 

die Begrünung öffentlicher Flächen und die Förderung 

naturnaher Gärten. Eine besonders wichtige Massnahme 

stellt die Renaturierung von strukturarmen und geradlinig 

verlaufenden Fliessgewässern in der Talebene dar. Durch 

gezielte Renaturierungsmassnahmen sollen die Lebens-

räume verbessert und die Vernetzung gefördert werden.

Bereits umgesetzt wird ein Neophytenkonzept, welches 

auf Früherkennung und Bekämpfung invasiver gebiets-

fremder Arten sowie auf die Erhaltung besonders betrof-

fener Lebensräume abzielt. Im Jahr 2022 wurde landesweit 

eine Sträuchertauschaktion durchgeführt, bei der Einwoh-

nerinnen und Einwohner Liechtensteins gebietsfremde 

Pflanzen oder Neophyten aus ihrem Garten kostenlos zur 

Entsorgung bringen und gegen einheimische, ökologisch 

wertvolle Sträucher aus dem Landesforstbetrieb eintau-

schen konnten.

Im Jahr 2023 wurde eine Verordnung über die Förde-

rung von Biodiversitätsförderflächen (Biodiversitäts-För-

derungs-Verordnung; BFV) eingeführt. Damit wird die 

Grundlage für die gezielte Förderung von Biodiversitäts-

förderflächen in der Landwirtschaft geschaffen und weiter 

verbessert. Insbesondere wird neu die botanische Qualität 

von Lebensräumen sowie deren räumliche Vernetzung ver-

stärkt gefördert.

Derzeit wird ausserdem die Liechtensteiner Waldstrategie 

2030+ ausgearbeitet, die zu einem robusten und klimafit-

ten Wald mit einer hohen Biodiversität beitragen soll. 
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Bewertung  Neutral

Die Gefährdung der einheimischen Arten hat sich nicht 

wesentlich verändert.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: keine wesentliche Veränderung

Rote Liste Index

 Brutvögel    Reptilien    Amphibien    Fische

Auch in der Landwirtschaft ist der Biodiversitätsschutz 

sehr wichtig und stellt eine laufende Herausforderung dar. 

Auch wenn der Anteil der Biodiversitätsförderflächen an 

der Landwirtschaftsfläche mit 21 % vergleichsweise hoch 

ist und bereits einiges zur Verbesserung der Biodiversität 

unternommen wurde, wird bei vielen landwirtschaft lichen 

Flächen die für einen wirksamen Biodiversitätsschutz 

 notwendige Qualität nicht erreicht. 

Massnahmen

Die Erhaltung und Förderung der Biodiversität ist ein pri-

oritäres Ziel der liechtensteinischen Regierung. Im März 

2023 beschloss sie die Erarbeitung eines Aktionsplans 

 Biodiversität, um die von der 15. Vertragsstaatenkonferenz 

der Biodiversitätskonvention (COP 15) in Montreal verab-

schiedeten Ziele umzusetzen. 

Der Aktionsplan Biodiversität wird die Massnahmen er-

gänzen, die bereits im Rahmen der Klimaanpassungsstra-

tegie und der Klimastrategie 2050 zur Erhaltung und För-

derung der Biodiversität festgelegt wurden. Dazu gehören 
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SDG 16: Friedliche und inklusive Gesellschaften für 
nachhaltige Entwicklung fördern, allen Menschen 
Zugang zur Justiz ermöglichen und leistungsfähige, 
rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen 
auf allen Ebenen aufbauen

Situation im Inland

Die liechtensteinische Landesverfassung gewährleistet 

einen umfassenden Schutz der Grund- und Bürgerrech-

te. Zudem ist Liechtenstein Vertragspartei der Europäi-

schen Menschenrechtskonvention (EMRK) sowie der gros-

sen Mehrheit der UNO-Menschenrechtskonventionen. Alle 

Menschen in Liechtenstein geniessen  gleichberechtigten 

Zugang zur Justiz. Ihnen stehen vielfältige Klage- und 

Beschwerdemöglichkeiten gegen behördliche Entschei-

dungen zur Verfügung. Der Staatsgerichtshof fungiert 

als Verfassungsgericht. Er kann Gesetze und Verordnun-

gen auf ihre Verfassungsmässigkeit prüfen sowie Indivi-

dualbeschwerden gegen Verstösse verfassungsmässig ge-

währleisteter Rechte behandeln. Nach Ausschöpfung aller 

inländischen Instanzen ist den Einwohnerinnen und Ein-

wohnern des Landes als letztes Mittel auch eine Beschwer-

de beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 

(EGMR) möglich. Auch hat Liechtenstein das Individual-

Gesamtbeurteilung
• Liechtenstein ist ein gut funktionierender Rechtsstaat mit einem stabilen und inklusiven politischen System.

• Liechtenstein zeichnet sich international durch einen aktiven und konsequenten Einsatz zum Schutz und der 

 Förderung der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit und des Völkerrechts aus.

• Insbesondere die Förderung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, aber auch der Kampf gegen Korruption und 

Geldwäsche sowie die Umsetzung aller Standards im Bereich der internationalen Steuerkooperation gehören zu  

den Schwerpunktbereichen des liechtensteinischen Engagements.

beschwerderecht bei den UNO-Ausschüssen für bürger-

liche und politische Rechte, gegen Folter, Rassendiskrimi-

nierung, Diskriminierung der Frau sowie für die Rechte des 

Kindes anerkannt. 

Das politische System Liechtensteins ist sehr transpa-

rent und partizipativ gestaltet. Die Landesverfassung de-

finiert Liechtenstein als eine konstitutionelle Erbmonar-

chie auf demokratischer und parlamentarischer Grundlage. 

Kein Gesetz kann ohne die Zustimmung des Fürsten und 

des Landtags in Kraft treten. Dem Volk stehen, neben der 

Wahl des Landtags alle vier Jahre, zahlreiche effektive Ins-

trumente für die politische Teilhabe zur Verfügung. Die 

 Regierung führt bei Gesetzesvorlagen vor der Befassung 

des Landtags jeweils eine Vernehmlassung durch, an wel-

cher sich alle interessierten Kreise zur Vorlage äussern kön-

nen. Zur Stärkung der Politikkohärenz im Hinblick auf die 

Nachhaltigkeit hat sich die Regierung im Jahr 2022 selbst 
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dazu  verpflichtet, alle neuen Gesetzesvorlagen einer SDG-

Analyse zu unterziehen. So sind die SDGs fixer Bestandteil 

bei allen Vernehmlassungsberichten sowie Berichten und 

 Anträgen an den Landtag.

Während der COVID-19-Pandemie galt in Liechtenstein nie 

Notrecht. Der Landtag war stets handlungsfähig und wur-

de von der Regierung regelmässig über die aktuelle Situati-

on informiert. Er traf sich auch während der Pandemie und 

unter Einhaltung der jeweils geltenden Regeln zu regel-

mässigen Sitzungen und beschloss beispielsweise ein Ge-

setz über Begleitmassnahmen in der Verwaltung und Justiz 

in Zusammenhang mit dem Coronavirus  (COVID-19-VJBG), 

drei Massnahmenpakete mit umfassenden und differen-

zierten wirtschaftlichen Unterstützungsmassnahmen so-

wie verschiedene Nachtragskredite. In jeder Sitzung stand 

die Regierung den Landtagsabgeordneten Rede und Ant-

wort zur aktuellen Situation und den ergriffenen Massnah-

men. Diese Diskussionen wurden  jeweils per Livestream im 

Internet und auf dem Landeskanal über tragen. Nicht zu-

letzt durch diese Einbindung der Volksvertretung genoss 

die Politik der Regierung während der  COVID-19-Pandemie 

einen breiten Rückhalt.

Gegen Beschlüsse des Landtags können die Stimmbür-

gerinnen und Stimmbürger mit 1 000 Unterschriften das 

Referendum ergreifen und damit eine Volksabstimmung 

verlangen. Ebenfalls kann das Volk Gesetzes- (1 000 Unter-

schriften) oder Verfassungsinitiativen (1 500 Unterschrif-

ten) lancieren, welche vom Landtag behandelt werden 

müssen. Lehnt der Landtag eine Initiative ab, ist über diese 

eine Volksabstimmung durchzuführen. 

Liechtenstein ist ein sicheres Land, die Kriminalität oder 

die Gewalt im öffentlichen Raum stellen kein offenkundiges 

Problem dar. Die soziale Kohäsion und der gesellschaft-

liche Frieden sind gewährleistet. Die Anzahl der polizeilich 

registrierten Gewaltdelikte bewegt sich im langjährigen 

Durchschnitt zwischen 200 und 250 pro 100 000 Einwoh-

nerinnen und Einwohner. Die Aufklärungsrate der Straf-

tatbestände gemäss Strafgesetzbuch lag 2022 bei knapp 

70 %. Seit 2019 erfasst die Polizei auch Zahlen zu Cyber-

crime, wobei durch Cybercrime im engeren Sinn (Straf-

taten, bei denen Angriffe auf Daten oder Computersysteme 

unter Ausnutzung der Informations- und Kommunikations-

technik begangen wurden) und im weiteren Sinn (Straf-

taten, bei denen die Informations- und Kommunikations-

technik zur Planung, Vorbereitung und Ausführung für die 

Delikte eingesetzt werden) unterschieden wird. Der kurze 

Erhebungszeitraum lässt noch keine Aussage über die Ent-

wicklung dieser Straftatbestände zu. 

Es existieren griffige Massnahmen zur Bekämpfung und 

Prävention von Gewalt. Zur Bekämpfung aller Formen von 

Gewalt im öffentlichen Raum gibt es eine Gewaltschutz-

kommission, welche verschiedene Sensibilisierungsmass-

nahmen umsetzt. Erwähnenswert sind insbesondere die 

erfolgreichen Massnahmen der Kommission zur Präventi-

on von Extremismus und Radikalisierung. So wurden seit 

2011 keine rechtsextremistisch motivierten Gewaltvorfäl-

le mehr in der Öffentlichkeit registriert. Zur Bekämpfung 

häuslicher Gewalt wird auf die Ausführungen zu SDG 5 ver-

wiesen. Besonders hervorzuheben ist der Beitritt 2021 zum 

Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Be-

kämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher  Gewalt 

(Istanbul-Konvention). Dieser hatte u.a. Anpassungen in 

der Zivilprozessordnung und des Ausserstreitgesetzes zur 

weiteren Verbesserung des Opfer- und Zeugenschutzes zur 

Folge, zudem wurde eine Koordinierungsgruppe geschaf-

fen zur Koordinierung, Umsetzung, Beobachtung und Be-

wertung der politischen und  sonstigen Massnahmen zur 

Verhütung und Bekämpfung der in der Konvention erfass-

ten Formen von Gewalt.

Im Bereich des Finanzplatzes verfolgt Liechtenstein eine 

klare Strategie der Transparenz und Steuerkooperati-

on. Mit der Liechtenstein-Erklärung 2009 und der Regie-

rungserklärung 2013 wurde der Grundstein für einen of-

fenen und international ausgerichteten Finanzplatz gelegt. 

Über die Mitgliedschaft in internationalen Organisatio-

nen hat sich Liechtenstein zur Umsetzung internationaler 

Standards im Bereich der Korruptions- und Geldwäsche-

bekämpfung verpflichtet und unterzieht sich regelmässi-

gen Überprüfungen. Dazu zählen beispielsweise die Eva-

luierung durch die Staatengruppe des Europarats gegen 

Korruption (GRECO) oder die Überprüfung im Rahmen des 

UNO-Übereinkommens gegen Korruption (UNCAC). Zu-

dem ist Liechtenstein Mitglied der «Global Forum on Trans-

parency and Exchange of Information for Tax  Purposes» 

der OECD sowie des «OECD/G20 Inclusive Framework on 

Base  Erosion and Profit Shifting» und setzt die in diesen 

Gremien festgelegten Standards im Bereich der Steuerko-

operation  konsequent um. 
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Die konsequente Umsetzung dieser Standards wird auch 

durch diverse Überprüfungen bestätigt: Im Rahmen der 

Überprüfung des automatischen Informationsaustauschs 

durch das Global Forum der OECD erzielte Liechtenstein 

zuletzt 2022 ein sehr gutes Ergebnis. Ausserdem stellte der 

Expertenausschuss des Europarates zur Bewertung von 

Massnahmen gegen Geldwäscherei und Terrorismusfinan-

zierung (MONEYVAL) im Rahmen des 5. Länder berichts 

2022 ein sehr gutes Zeugnis aus. 

Eine enge Zusammenarbeit mit dem Finanzplatz zur Be-

kämpfung illegaler Finanzflüsse bietet die von Liechten-

stein initiierte «FAST Initiative» (Finance against Slavery 

and Trafficking). Die Initiative bringt den Privatsektor und 

die Regierung in einer Public-private-Partnership zusam-

men. Die Expertise des liechtensteinischen Finanzplatzes 

wird so für ein Projekt im Bereich der Nachhaltigkeitsziele 

eingesetzt (siehe hierzu auch SDG 8).

Herausforderungen

Liechtenstein verfügt über eine schlanke, kundenfreund-

liche und leistungsfähige Verwaltung. Die Regierung 

will gemeinsam mit den Amtsstellen eine fortlaufende 

 Optimierung sicherstellen. Dazu zählt auch der Ausbau von 

digitalen Angeboten, um die Behördengänge auf verschie-

denen Kanälen zu vereinfachen. Damit verbunden sind die 

Herausforderungen, sowohl höchste Sicherheitsstandards 

 einzuhalten als auch die Angebote für alle Personengrup-

pen anwenderfreundlich zu gestalten.

Das Justizsystem Liechtensteins funktioniert sehr gut, den-

noch besteht Potential zur weiteren Optimierung des Sys-

tems, um den Bedürfnissen einer modernen und den Ver-

hältnissen Liechtensteins angemessenen Justiz auch in 

Zukunft zu entsprechen. 

Für die langfristige Sicherstellung des sozialen Zusammen-

halts ist ein konstantes Engagement erforderlich. Im  Falle 

Liechtensteins sind hier insbesondere zwei Bereiche zu 

nennen, wo Herausforderungen identifiziert wurden:

• Die Entwicklung des Extremismus hat sich aufgrund 

der zunehmenden Digitalisierung im Kommunikations-

bereich und insbesondere im Zuge der COVID-19- Pan-

demie nochmals verstärkt. In Zeiten des «Social Dis-

tancing» waren digitale Kommunikationsalternativen 

besonders gefragt. Dabei wurde deutlich, dass die 

 weltweite digitale Vernetzung von Personen, welche den 

gleichen Auffassungen, Ansichten und Überzeugungen 

sind, sehr einfach und in einer enormen  Geschwindigkeit 

möglich ist. Diese Vernetzungs möglichkeiten werden 

international immer stärker von Gruppen genutzt, die 

menschenfeindliche, antidemokratische Positionen tei-

len oder Verschwörungs ideologien verbreiten.

• Beleidigende oder allenfalls gar diskriminierende Kom-

mentare gegen einzelne Gesellschaftsgruppen haben 

entsprechend in Zeitungen und Internetforen zugenom-

men. Im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie 

wurden auf Kundgebungen gegen Regierungsmass-

nahmen problematische Inhalte gezeigt, auch wurden 

ähnlich wie in anderen europäischen Staaten die Mass-

nahmen als fundamentale Bedrohung der verfassungs-

mässigen Freiheitsrechte dargelegt und daraus ein Wi-

derstandsrecht abgeleitet. Die mittel- und langfristigen 

Auswirkungen dieser sich radikalisierenden Tendenzen 

sind in Liechtenstein noch nicht klar. Sogenannte «Hass-

reden» (Hate Speech) können sich langfristig negativ auf 

den politischen Diskurs wie auch auf die soziale Kohä-

sion auswirken. 

Massnahmen

Die Digitalisierung des Staates ist seit Längerem ein prio-

ritäres Ziel der Regierung. In SDG 8 wird auf die «Digitale 

Agenda» und diverse Massnahmen, die bereits umgesetzt 

wurden, eingegangen. Im Bereich transparente Institutio-

nen sind folgende bereits umgesetzte Mass nahmen bei-

spielhaft zu nennen:

• Seit 2020 haben natürliche Personen in Liechtenstein 

die Möglichkeit, sich mittels einer digitalen Identität – 

der eID – für die Dienste der Landesverwaltung sicher zu 

identifizieren und anzumelden. Die eID  erfüllt höchste 

Sicherheitsanforderungen im Hinblick auf das Vertrau-

ensniveau, die Datensicherheit und den Datenschutz 

und kann seit Kurzem auch in anderen europäischen 

Staaten als Identifizierungsmittel benutzt werden. 

• Bis 2026 sollen zudem integrierte digitale Verwaltungs-

leistungen geschaffen werden, so dass natürliche und 

juristische Personen Daten und Informationen nur ein-

mal hinterlegen müssen («Once Only»-Prinzip). 

• Als grundsätzliche Kompetenz zur Nutzung dieser 

 Angebote spielt die Medienkompetenz eine wichtige 

Rolle in der Bildungsstrategie 2025+, die sich an alle Al-

tersgruppen richtet.
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Um die Umsetzungsfortschritte der im Regierungspro-

gramm enthaltenen Massnahmen transparent darzustellen 

und zugänglich zu machen, schaltete die Regierung im Mai 

2023 die Webseite www.regierungsprogramm.li auf. Die-

se gibt Auskunft zum Status der Massnahmen (erledigt/in 

Umsetzung) und wird laufend aktualisiert. Auch wird erläu-

tert, wie die Massnahmen umgesetzt wurden bzw. werden.

In Bezug auf das Justizsystem hat die Regierung Massnah-

men zur weiteren Professionalisierung der Justiz sowie der 

Effizienzsteigerung der Gerichte und der Verbesserung 

der Qualität der Rechtsprechung vorgeschlagen. So sollen 

in Zukunft beispielsweise mehr vollamtliche Richterinnen 

und Richter als nebenamtliche Richterinnen und Richter 

an den Gerichten tätig sein sowie je ein Fachsenat für das 

Stiftungs- und das Trustrecht geschaffen werden. Nach Ab-

schluss des Vernehmlassungsverfahrens prüft die Regie-

rung nun die verschiedenen Eingaben.

International setzt Liechtenstein sein langjähriges Engage-

ment für den Schutz und die Förderung der Menschenrech-

te, für die Rechtsstaatlichkeit auf internationaler Ebene und 

für die Bekämpfung der Straflosigkeit für die schwersten 

Verbrechen gemäss Völkerrecht fort. Des Weiteren trägt 

Liechtenstein auch zur Erreichung des Unterziels 16.7 bei, 

indem es die Bedeutung von Selbstverwaltungs- und Au-

tonomieregelungen im Einklang mit dem Selbstbestim-

mungsrecht als Mittel zur Verhinderung und nachhaltigen 

Lösung von Konflikten hervorhebt.

Die von Liechtenstein ausgearbeitete GV-Resolution 

76/262, auch bekannt als «Veto-Initiative», zielt darauf ab, 

die Rolle der Generalversammlung im Einklang mit ihrem 

Mandat gemäss UN-Charta zu stärken und im Fall von 

 Blockaden des Sicherheitsrats durch den Gebrauch des 

Vetos aktiv zu werden. Durch die Aufwertung der Rolle der 

Generalversammlung zielt die Veto-Initiative darauf ab, den 

inklusiven Multilateralismus und die internationale Rechts-

staatlichkeit zu stärken. Ebenso führt Liechtenstein Be-

mühungen zur Förderung des ACT-Verhaltenskodex’3 zur 

Prävention und Beendigung von Völkermord, Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen fort.

3 ACT steht für accountability, coherence and transparency – Verantwortlichkeit, Kohärenz und Transparenz. Mit der Unterstützung des 
 ACT-Verhaltenskodex verpflichten sich Staaten unter anderem, nicht gegen Sicherheitsratsprodukte betreffend Völkermord, Kriegsverbrechen  
und Verbrechen zu stimmen.
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Bewertung  Positiv

Die Anzahl Vereine hat sich erhöht.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Anzahl Vereine

300

250

200

150

100

50

0

20
04

20
05

20
06

20
07

20
08

20
09

20
10

20
11

20
12

20
13

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

Bewertung  Neutral

Die Zahl der Gewaltdelikte hat sich nicht wesentlich 

 verändert.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Abnahme
Trend: keine wesentliche Veränderung
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Liechtenstein setzt sich aktiv und gemeinsam mit gleich-

gesinnten Staaten für die Schaffung eines internationalen 

Sondertribunals für das Verbrechen der Aggression ein. 

Dieses Engagement dient nicht zuletzt auch der Rechts-

staatlichkeit auf internationaler Ebene und der Abschre-

ckung massivster Verletzungen des Gewaltverbots in Zu-

kunft. Auch die Anpassung der Kampala-Zusätze zum 

Römer Statut, die dem Internationalen Strafgerichtshof die 

Gerichtsbarkeit über das Aggressionsverbrechen geben, 

ist eine Priorität Liechtensteins: Ziel ist es, die Gerichtsbar-

keit über dieses Verbrechen mit jener für die anderen drei 

Kernverbrechen – Genozid, Kriegsverbrechen und Verbre-

chen gegen die Menschlichkeit – in Einklang zu bringen. 
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SDG 17: Umsetzungsmittel stärken und die  
Globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung 
mit neuem Leben füllen

Internationale Solidarität

Die internationale Solidarität – bestehend aus der Entwick-

lungszusammenarbeit sowie der humanitären Hilfe – stellt 

das zentrale Instrument dar, mit welchem Liechtenstein 

substanziell zu einer globalen nachhaltigen Entwicklung 

beiträgt. Dies erfolgt hauptsächlich durch die Finanzierung 

von Hilfs- und Entwicklungsprojekten in Entwicklungslän-

dern. Leitgedanke der internationalen Solidarität ist es, 

Entwicklungsländer dabei zu unterstützen, die Rahmenbe-

dingungen für Entwicklung gezielt zu verbessern, die Men-

schen zu einem eigenständigen Leben zu befähigen und 

hierfür Partnerschaften mit verschiedenen Akteuren zu 

fördern (Staaten, Nichtregierungsorganisationen und Pri-

vate). Liechtensteins Engagement im Rahmen der inter-

nationalen Solidarität ist möglichst breitenwirksam und 

insbesondere darauf ausgerichtet, die ärmsten und verletz-

lichsten Menschen auf dem Globus zu erreichen und deren 

Perspektiven zu verbessern. Damit leistet Liechtenstein ei-

nen wesentlichen Beitrag zur Erreichung des übergeord-

neten Ziels der Agenda 2030, «niemanden zurückzulassen» 

(«Leave no-one behind»).

Gesamtbeurteilung
• Ein funktionierender und konstruktiver Multilateralismus ist ein Kernanliegen Liechtensteins, auch in Bezug auf die 

globale Umsetzung der SDGs.

• Hilfs- und Entwicklungsprojekte Liechtensteins sind darauf ausgerichtet, langfristige und konkrete Beiträge zur 

nachhaltigen Entwicklung zu leisten.

• Liechtenstein setzt sich für ein universelles, regelbasiertes, inklusives und nicht-diskriminierendes Handelssystem 

mit der WTO an der Spitze ein.

Dabei hat Liechtenstein in jüngster Vergangenheit auf den 

gestiegenen Bedarf an Unterstützung mit einem signifikan-

ten Ausbau der internationalen Solidarität reagiert. Liech-

tenstein ist sehr bemüht, dass neue und ausserordentliche 

Krisen nicht dazu führen, dass das Engagement in beste-

henden Partnerländern reduziert werden muss. Hierzu 

sind zwei Beispiele zu nennen:

• Aufgrund der COVID-19-Pandemie wurde im Jahr 2020 

ein Zusatzbudget in Höhe von CHF 1 Million für die in-

ternationale Solidarität gesprochen. Damit konnten zu-

sätzliche Nothilfe- und Gesundheitsprojekte in Entwick-

lungsländern unterstützt werden.

• Aufgrund des Angriffskriegs gegen die Ukraine ge-

nehmigte der Landtag 2022 ein Zusatzbudget von CHF 

1.8 Millionen für humanitäre Projekte in der Ukraine und 

den Nachbarstaaten.

So erreichten die totalen Ausgaben des Landes für die of-

fizielle Entwicklungszusammenarbeit (ODA) im Jahr 2022 

insgesamt rund CHF 31.5 Millionen, was einer Zunahme 
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von rund 24 % im Vergleich zu 2021 entspricht. Damit ver-

deutlicht Liechtenstein auch, dass es die Interessen des 

Globalen Südens ernst nimmt und sein Engagement in be-

stehenden Regionen auch nicht reduziert, wenn ein neuer 

Krisenherd in Europa aufflammt.

Alle durch Liechtenstein unterstützten Projekte im Rahmen 

der internationalen Solidarität werden im Hinblick auf ih-

ren Beitrag zur Umsetzung einzelner SDGs überprüft. So-

mit kann detailliert darüber informiert werden, zu welchen 

SDGs diese Projekte beitragen. Jedes Projekt trägt in der 

Regel zu mehreren SDGs gleichzeitig bei. Die Analyse er-

gibt, dass durch Liechtenstein finanzierte Projekte insge-

samt einen Beitrag zur Umsetzung von beinahe allen SDGs 

leisten. Die nachfolgende Grafik zeigt auf, welche Schwer-

punkte die internationale Solidarität Liechtensteins ver-

folgt:

Die grosse Mehrheit der liechtensteinischen Projekte leis-

tet unmittelbar oder mittelbar einen Beitrag zur Bekämp-

fung von Armut (SDG 1), was auch dem übergeordneten 

Ziel der internationalen Solidarität entspricht. Die thema-

tischen Schwerpunkte liegen dabei in den folgenden Be-

reichen: 

• Grundschul- und Berufsbildung (SDG 4)

• Ernährungssicherheit durch nachhaltige Landwirtschaft 

(SDG 2)

• Schutz und Förderung von Menschenrechten und 

Rechtsstaatlichkeit (SDG 16)

• Migration (SDG 10)

• Förderung eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums 

und menschenwürdiger Arbeit (SDG 8).

Die Grafik zeigt zudem, dass Liechtenstein im Jahr 2022 

knapp CHF 2.8 Millionen für die Klimafinanzierung (SDG 13) 

zur Verfügung gestellt hat.

Insbesondere bei Bildungsprojekten können die positiven 

Erfahrungen des liechtensteinischen Bildungssystems ge-

nutzt werden. Die Partnerstaaten werden im Rahmen der 

Projekte gezielt bei der Verbesserung der Bildungsinf-

rastruktur, der pädagogischen Grundlagen sowie bei der 

besseren Vernetzung zwischen Bildungseinrichtungen und 

der Privatwirtschaft im Bereich der Berufsbildung unter-

stützt.

Darüber hinaus gibt es Transversalthemen, welche in allen 

Entwicklungs- und Hilfsprojekten eine wichtige Projekt-

komponente darstellen:

• Die Projekte sind geschlechtersensitiv und fördern die 

Gleichstellung und die Befähigung von Frauen.

• Die Projekte fördern die Inklusion von verletzlichen 

Gruppen und gesellschaftlichen Minderheiten.

Der aktuellste verfügbare ODA-Prozentsatz von 0.41 

stammt aus dem Jahr 2020. Seither sind die ODA-relevan-

ten Ausgaben deutlich gestiegen und haben im Jahr 2022 

einen neuen Höhepunkt erreicht. Die Regierung ist zuver-

sichtlich, dass damit auch der ODA-Prozentsatz für die Jah-

re 2021 und 2022 signifikant steigen wird.
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Die geografische Priorität der internationalen Solidarität 

liegt dabei in Afrika:
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Bewertung  Positiv

Die Anzahl der Mitgliedschaften hat sich erhöht.

Quelle: Amt für Statistik – Indikatoren nachhaltige Entwicklung
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Zunahme

Bewertung  Negativ

Anmerkung: Die Berechnungsmethode des BNE wurde 2013 von  
ESVG 95 auf ESVG 2010 umgestellt. Das Jahr 2013 ist das Bezugsjahr 
für die Bewertung.
Quelle: Amt für Auswärtige Angelegenheiten
Gewünschte Entwicklung: Zunahme
Trend: Abnahme

Statistische Indikatoren

Mitgliedschaften in internationalen Organisationen

Offizielle Entwicklungszusammenarbeit

in Prozent des Bruttonationaleinkommens (BNE)

Afrika
46 %

Süd- und 
Zentralamerika
14 %

Asien
2 %

International
15 %

Naher Osten
5 %

Europa
18 %

Aufteilung der liechtensteinischen Beiträge 2022  

nach Regionen

Multilaterales Engagement

Seit 1868 hat Liechtenstein keine Streitkräfte mehr und 

war seither in keinerlei bewaffnete Konflikte involviert. Die 

Achtung des Völkerrechts und ein multilaterales System, in 

welchem die souveräne Gleichheit aller Staaten gilt, sind 

die Grundlage für Liechtensteins Sicherheit und Anerken-

nung auf internationaler Ebene. Dabei ist Liechtenstein der 

Überzeugung, dass eine globale nachhaltige Entwicklung 

ohne einen konstruktiven und inklusiven Multilateralismus 

nicht erreicht werden kann. Liechtenstein ist seit 1990 Mit-

glied der UNO und betrachtet diese als das zentrale Forum, 

um Lösungen für gemeinsame globale Herausforderungen 

zu finden und die internationale Rechtsstaatlichkeit sowie 

das Völkerrecht zu fördern. Für die Lösung globaler Fra-

gen sind globale Partnerschaften erforderlich, wofür sich 

Liechtenstein einsetzt. Schwerpunkte des liechtensteini-

schen Engagements sind der Schutz und die Förderung der 

Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit und des Völker-

rechts. Diese Themen bilden die Grundlage für einen kons-

truktiven Multilateralismus und die kollektive Sicherheit. 
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Aus Liechtensteinischer Sicht ist es von höchster Bedeu-

tung, die derzeitige internationale Ordnung zu schützen 

und die UNO-Charta zu verteidigen. Der russische An-

griffskrieg gegen die Ukraine stellt eine schwerwiegende 

Verletzung dieser Ordnung dar. Liechtenstein hat daher zu-

sammen mit anderen Staaten den Angriffskrieg von Beginn 

an klar verurteilt, hat die von der EU erlassenen Sanktionen 

zeitnah und konsequent umgesetzt und hat sich mit dem 

ukrainischen Volk und den Opfern des Krieges solidarisch 

gezeigt. Es ist zentral, dass die Rechenschaftspflicht für die 

begangenen Verbrechen in der Ukraine gewährleistet wird. 

Liechtenstein unterstützt daher auch Projekte, die sich mit 

der Sicherung von Beweisen für künftige Strafprozesse be-

schäftigen. Hierzu wird auf die zwei unter SDG 16 aufge-

führten Initiativen Liechtensteins verwiesen.

Ein weiteres zentrales Zukunftsthema ist der Klimawandel, 

welcher sich künftig auch auf die Wahrnehmung der Men-

schenrechte auswirken kann. Liechtenstein unterstützt ak-

tiv die Weiterentwicklung des Völkerrechts und der Rechts-

staatlichkeit im Zusammenhang mit dem Klimawandel. 

Unter der Führung Vanuatus war Liechtenstein Mitglied 

der Kerngruppe, welche eine Resolution in die UNO-Gene-

ralversammlung einbrachte, mit welcher der Internationale 

Gerichtshof eingeladen wird, eine Rechtsmeinung zu den 

Verpflichtungen der Staaten im Kontext des Klimawandels 

zu formulieren. Die Rechtsmeinung soll zu einem besse-

ren Verständnis führen, welche Verantwortlichkeiten Staa-

ten für die Auswirkungen des Klimawandels insbesondere 

auf die am wenigsten entwickelten Länder haben. Resolu-

tion 77/276 wurde am 29. März 2023 im Konsens durch die 

UNO-Generalversammlung verabschiedet. 



73

5. Nicht-staatliche Akteure und die Nachhaltigkeit

Die Umsetzung der SDGs auf nationaler wie auch auf glo-

baler Ebene kann nicht alleine durch die Staaten erfolgen. 

Es sind auch signifikante Beiträge und Verhaltensänderun-

gen durch die Privatwirtschaft, die Zivilgesellschaft und In-

dividuen erforderlich. In der breiten Bevölkerung ist eine 

zunehmende Sensibilisierung auf die Bedeutung der nach-

haltigen Entwicklung im Allgemeinen festzustellen. Der 

Erarbeitungsprozess des Berichts wurde durch eine Kon-

sultation von Interessensvertretungen und der Privatwirt-

schaft begleitet. Die hohe Anzahl an Rückmeldungen zeigt, 

dass die befragten Akteure ein hohes Interesse an der Um-

setzung der SDGs zeigen.

In einer Online-Umfrage konnten die Teilnehmenden je-

weils ihre Bewertung zur Umsetzung der einzelnen SDGs 

abgeben, jenes SDG nennen, bei welchem sie den grössten 

Handlungsbedarf sehen, und die drei SDGs bestimmen, de-

nen sie aus der Sicht ihrer Organisation eine besondere Be-

deutung beimessen. Gleichzeitig wurden sie gebeten, ihre 

Bewertungen zu erläutern und das Engagement ihrer Or-

ganisation zur Umsetzung der SDGs zu beschreiben.

Insgesamt zeigte sich, dass die Teilnehmenden beim SDG 7 

(Energie) den grössten Handlungsbedarf für die Zukunft 

sehen, gefolgt von den SDGs 11 (nachhaltige Städte und 

Siedlungen) und 13 (Klimawandel). 

Hauptaussagen
• Die Online-Umfrage zur Umsetzung der SDGs in der Zivilgesellschaft und der Privatwirtschaft stiess auf ein breites 

Echo. Die über 50 Rückmeldungen zeigen das grosse Interesse, das diesem Thema entgegengebracht wird.

• Die Teilnehmenden sehen den grössten Handlungsbedarf bei den SDGs 7 (Energie), 11 (nachhaltige Städte und 

 Siedlungen) und 13 (Klima).

• Die Umsetzung der SDGs 6 (Sauberes Wasser und Sanitäreinrichtungen), 16 (Frieden, Gerechtigkeit und starke 

 Institutionen), 8 (menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum), 17 (Partnerschaften) und 4 (Bildung) wird  

am besten bewertet.

• Bei den qualitativen Rückmeldungen zeigte sich, dass das Sozialsystem, das Gesundheitssystem und das Bildungs-

system in Liechtenstein insgesamt positiv bewertet werden.

• Am stärksten bemängelt wurde die Energiesituation (Abhängigkeit von Importen und Energiekosten), der hohe Anteil 

an motorisiertem Individualverkehr und der hohe CO2-Fussabdruck.

• Mehrere Teilnehmende regten ausserdem an, die Datenlage zur nachhaltigen Entwicklung zu verbessern und das 

 Indikatorensystem zur Messung der Umsetzung der SDGs zu überarbeiten.

SDG 1
5 %

SDG 17
5 %

SDG 3
5 %

SDG 4
7 %

SDG 5
9 %

SDG 7
19 %

SDG 9
9 %

SDG 11
12 %

SDG 12
9 %

SDG 13
12 %

SDG 8
2 %

SDG 10
2 %

SDG 15
2 %

SDG 16
2 %

Grösster Handlungsbedarf für die Zukunft

«Bei welchem SDG sehen Sie den grössten Handlungsbedarf für die 
 Zukunft?» (Anteil Nennungen aus 43 Antworten)
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Die Umsetzung der SDGs in Liechtenstein auf einer Skala 

von 1 (sehr schlecht) bis 7 (sehr gut) wird im Durchschnitt 

mit 4.8 bewertet, wobei die SDGs 6 (Sauberes Wasser und 

Sanitäreinrichtungen; 5.9), 16 (Frieden, Gerechtigkeit und 

starke Institutionen; 5.5), 8 (menschenwürdige Arbeit und 

Wirtschaftswachstum; 5.5), 17 (Partnerschaften; 5.4) und 4 

(Bildung; 5.3) am besten abschneiden. 

Bei der Frage nach dem SDG mit besonderer Bedeutung 

wurden alle SDGs genannt, am häufigsten wurden jedoch 

die SDGs 4 (Bildung; 14 %), 5 (Geschlechtergleichstellung; 

13 %) und 3 (Gesundheit; 11 %) angewählt.

«Wie schätzen Sie die Umsetzung dieses SDGs in Liechtenstein ein?» 
(Mittelwert der Bewertungen von insgesamt 51 Teilnehmenden;  
1 = sehr schlecht; 7 = sehr gut)

«Welchen Nachhaltigkeitszielen messen Sie aus Sicht Ihrer  Organisation 
eine besondere Bedeutung bei?» (Anteil Nennungen  
aus 51 Antworten, bis zu drei Nennungen möglich)
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4 %
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11 %
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3 %
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SDG 13
9 %

SDG 16
9 %

SDG 10
2 %

SDG 15
2 %

SDG 1
2 %

SDG 17
3 %

Bewertung Umsetzung in Liechtenstein

SDGs mit besonderer Bedeutung

Qualitative Eischätzung der einzelnen SDGs

SDG 1: Das Sozialsystem wird zwar grundsätzlich positiv 

bewertet, kritisiert wird jedoch die mangelhafte Datenlage 

zum Thema Armut4. Einige Teilnehmende wiesen jedoch 

darauf hin, dass die Armutsrisiken einiger Bevölkerungs-

schichten und -gruppen (z.B. für den Mittelstand, Frauen 

und Menschen mit Behinderungen) aus ihrer Sicht zuneh-

men. Zudem wurde auch mehrfach das Engagement ge-

meinnütziger Stiftungen bei der Erbringung von Sozialhilfe 

genannt, welches derzeit nicht systematisch erfasst wird.

SDG 2: Der hohe Anteil an Biolandwirtschaft wird viel-

fach begrüsst und ein weiterer Ausbau der nachhaltigen 

Nahrungsmittelproduktion befürwortet. Einige Akteurin-

nen und Akteure sehen in diesem Zusammenhang insbe-

sondere das Konsumverhalten kritisch und weisen darauf 

hin, dass gerade nachhaltig und/oder regional produzierte 

Lebensmittel teuer sind. Gleichzeitig wird auch das be-

schränkte Potenzial des Landes, sich selbst mit Nahrungs-

mitteln zu versorgen erkannt.

4 Zum Zeitpunkt der Umfrage lag der Armutsbericht (siehe SDG 1) noch 
nicht vor.
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SDG 3: Während das Gesundheitssystem von  mehreren 

Teilnehmenden als sehr gut wahrgenommen wird,  sehen 

viele Teilnehmende die stetig steigenden Gesundheits-

kosten als problematisch an. Einzelne Teilnehmende 

 weisen auf Defizite hin wie zum Beispiel die Versorgung 

im  psychosozialen Bereich, der Zugang von Menschen mit 

Behinderungen sowie die Wohn- und Pflegesituation von 

älteren Menschen im Hinblick auf den demographischen 

Wandel.

SDG 4: Das Bildungssystem wird insgesamt als sehr gut 

wahrgenommen und als entscheidender Faktor für die 

nachhaltige Entwicklung des Landes gesehen. Gleichzei-

tig sehen mehrere Teilnehmende Verbesserungspotenzial 

im Bereich der Inklusion von Kindern mit Behinderungen 

sowie Kindern mit Migrationshintergrund. Einzelne Akteu-

rinnen und Akteure sind der Ansicht, dass die frühe Ein-

teilung der Kinder in drei separate Schultypen Nachteile in 

Bezug auf die Chancengleichheit hat.

SDG 5: Die Fortschritte in diesem Bereich werden zwar zur 

Kenntnis genommen. Dennoch wird von nahezu allen Teil-

nehmenden, die sich zu diesem SDG geäussert haben, auf 

den verbleibenden Handlungsbedarf hingewiesen. Insbe-

sondere wird die immer noch vorhandene Unterrepräsen-

tation von Frauen in Führungspositionen, aber auch in der 

Politik, von vielen Teilnehmenden bemängelt. Die mangel-

hafte Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist ein mehrfach 

genannter Faktor, welcher für die Erreichung der Gleich-

stellung als wichtig erachtet wird. Des Weiteren wurden 

auch Forderungen nach einer Gleichstellungsstrategie wie 

auch nach einem besseren Schutz vor häuslicher Gewalt 

geäussert.

SDG 6: Die nationale Umsetzung von SDG 6 wird zwar 

grundsätzlich sehr gut bewertet. Einige Teilnehmende 

 geben jedoch zu bedenken, dass das Bewusstsein für einen 

sparsamen Umgang mit Trinkwasser fehlt. Die Risiken des 

Klimawandels in Bezug auf die Verfügbarkeit von Wasser 

in der Zukunft werden dabei ebenfalls erwähnt. Einige 

sprechen sich für eine stärkere Sensibilisierung der Bevöl-

kerung für einen nachhaltigen Umgang mit Wasser aus.

SDG 7: Die Abhängigkeit von Energieimporten wird von 

einer Mehrheit der Teilnehmenden als grosse Herausfor-

derung gesehen, die nur beschränkt mit einem Ausbau an 

eigenen erneuerbaren Energien verringert werden kann. 

Es wird zwar begrüsst, dass bereits viel zur Förderung 

von nachhaltigen Energiequellen gemacht und diese auch 

subventioniert werden. Gleichzeitig wird beim Ausbau der 

 erneuerbaren Energien noch grösserer Bedarf gesehen 

und auch darauf hingewiesen, dass der Energieverbrauch 

insgesamt zu hoch ist.
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SDG 8: Die Umsetzung wird insgesamt gut bewertet. Als 

grosse Herausforderung für die Wirtschaft wird mehr-

fach der Arbeits- und Fachkräftemangel genannt. Zudem 

 weisen einige Akteurinnen und Akteure darauf hin, dass 

Liechtensteins Wirtschaft stark von Zupendelnden abhängt 

und dies Herausforderungen in Bezug auf die Mobilität und 

die Erreichbarkeit mit sich bringt. Einige Teil nehmende 

regten zudem an, die Sicht auf die wirtschaftliche Entwick-

lung weniger stark auf quantitative wirtschaftliche Mess-

grössen zu beschränken, um die nachhaltige Entwicklung 

der Wirtschaft zu beurteilen.

SDG 9: Der hohe Anteil an Individualverkehr wird kritisiert 

und fast ausnahmslos der Ausbau des öffentlichen Ver-

kehrs gefordert. Zudem wird angeregt, vor allem auch für 

eine gute grenzüberschreitende Anbindung des öffentli-

chen Verkehrs zu sorgen. Dabei geht es den Teilnehmen-

den primär darum, den Bedürfnissen der vielen Zupen-

delnden aus dem Ausland gerecht zu werden, die für die 

Unternehmen des Landes von zentraler Bedeutung sind.

SDG 10: Nur wenige Teilnehmende haben sich zu  diesem 

SDG qualitativ geäussert. Die Ungleichheit im Inland wird 

nicht als Problem erachtet, sondern insbesondere die 

 Sicherstellung der Chancengleichheit für alle in den Mittel-

punkt gestellt. 

SDG 11: Auch bei diesem SDG werden das hohe Ver-

kehrsaufkommen bemängelt und Massnahmen zur För-

derung und zum Ausbau eines nachhaltigen Verkehrs 

gefordert. Ebenfalls erwähnt wird die Zersiedelung, die 

einerseits aufgrund steigender Wohnkosten entsteht und 

andererseits zu erhöhten Anforderungen an die Infra-

struktur führt.

SDG 12: Der hohe Ressourcenverbrauch im In- und Aus-

land, welcher insbesondere durch das Konsumverhalten 

induziert ist, wird von einigen Teilnehmenden kritisiert. Es 

werden teilweise Forderungen für Massnahmen geäussert, 

um den Fussabdruck des Konsums zu reduzieren. Dies 

umfasst sowohl Sensibilisierungsmassen als auch Ideen 

für eine stärkere Regulierung des Imports oder auch eine 

bessere Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien bei 

öffentlichen Vergaben. 
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SDG 13: Die in der Klimastrategie 2050 festgelegten Klima-

ziele werden von einzelnen Akteurinnen und Akteuren 

 positiv gewürdigt, wobei sich zunächst noch zeigen müsse, 

wie gut die Strategie auch umgesetzt wird. Mehrere Teil-

nehmende sind der Ansicht, dass insbesondere die durch 

den Konsum im Ausland generierten Emissionen stärker 

einbezogen werden müssen. Vereinzelt wird allerdings 

auch vorgebracht, dass Liechtenstein als kleines Land den 

Klimawandel nicht wesentlich beeinflussen kann und da-

her insbesondere grosse Emittenten mehr tun sollten. 

SDG 15: Teilnehmende, welche sich zu diesem SDG ge-

äussert haben, betonten unter anderem, dass die Anstren-

gungen zur Verbesserung der Biodiversität erhöht werden 

müssen, mehr Schutzflächen geschaffen werden soll-

ten oder den Schutzwäldern mehr Beachtung geschenkt 

 werden sollte.

SDG 16: Die Umsetzung von SDG 16 wird grundsätzlich 

 positiv bewertet. Von einzelnen Interessensvertretungen 

werden bessere Präventions- und Schutzmassnahmen be-

treffend Gewalt gegen bestimmte gesellschaftliche Grup-

pen (z.B. Frauen, Menschen mit Behinderungen, Menschen 

mit Migrationshintergrund) gefordert. Es wird angeregt, 

weitere Indikatoren für dieses SDG zu  verwenden.

SDG 17: Nur wenige Teilnehmende äusserten sich zu 

 diesem SDG. Bei den wenigen Rückmeldungen wurde 

insbesondere die Erhöhung des Engagements in der Ent-

wicklungszusammenarbeit und damit einhergehend die 

 Erhöhung des ODA-Prozentsatzes angeregt. Auch die 

Nachhaltigkeit des globalen Handels- und Finanzsystems 

wurde kritisch hinterfragt.
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Beiträge der Umfrageteilnehmenden

Die Akteurinnen und Akteure aus der Zivilgesellschaft und 

Privatwirtschaft tragen massgeblich zur Erreichung der 

SDGs bei. Inhaltlich werden sowohl sehr spezifische, auf 

den Fokus der Organisation oder des Unternehmens aus-

gelegte Beiträge wie beispielsweise Massnahmen zur Ver-

meidung von Lebensmittelverschwendung in der Gastro-

nomie umgesetzt. Aber auch übergreifende Massnahmen 

– beispielsweise im Bereich der Bildung und der Gleichstel-

lung – werden ergriffen. So zeigen die Rückmeldungen auf, 

dass die Akteurinnen und Akteure mehrere SDGs gleich-

zeitig in ihren Aktivitäten berücksichtigen und die Nach-

haltigkeit somit als umfassender Begriff verstanden wird. 

Akteurinnen und Akteure betreiben auch Öffentlichkeits-

arbeit: Sie tun dies entweder konkret zur Umsetzung eines 

oder mehrerer SDGs oder im Bekanntmachen ihrer Akti-

vitäten durch Nachhaltigkeitsberichte. So  berichtete eine 

 Organisation von ihren Aktivitäten zur Förderung eines 

nachhaltigen Verkehrs, während gerade Wirtschaftsver-

bände durch Berichterstattungen zur Nachhaltigkeit aufzei-

gen wollen, wie ihre Mitgliedsunternehmen zur  Umsetzung 

der SDGs beitragen, womit gleichzeitig Mitglieder und Ge-

sellschaft durch die Berichte auf das Thema sensibilisiert 

werden. Die Rückmeldungen zeigen ebenfalls auf, dass der 

Philanthropiesektor sehr aktiv zur Förderung von Projek-

ten im In- und Ausland beiträgt und sich dabei an konkre-

ten SDGs sowie an den Zusammenhängen zwischen den 

Zielen  orientiert. 
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Im Rahmen dieses Berichtes wurde der nationale Umset-

zungsstand der SDGs auf Basis der zur Verfügung stehen-

den Informationen ermittelt. Der Bericht zeigt auf, wo sich 

die Nachhaltigkeit in Liechtenstein in eine positive Rich-

tung entwickelt und wo weitere Massnahmen gesetzt wer-

den müssen. Dabei ist festzuhalten, dass Liechtenstein in 

fast allen Bereichen eine gute bis sehr gute Ausgangsla-

ge hat, auf welcher weitere Verbesserungen erzielt werden 

können. Besonderes Augenmerk ist aber in Zukunft denje-

nigen Themen zu widmen, wo die Entwicklung negativ ist 

und noch wirksame Lösungen gefunden werden müssen. 

Das ist in erster Linie der Bereich der Mobilität. Gleichzei-

tig muss auch die tendenziell zunehmende Ungleichheit im 

Auge behalten werden. Die Regierung erachtet diese nicht 

als Problem, solange die Chancengleichheit für alle Bevöl-

kerungsgruppen und -schichten gewährleistet ist. Dies ist 

derzeit der Fall. Es ist aber dafür Sorge zu tragen, dass dies 

auch künftig so bleibt. 

6. Handlungsfelder für die Zukunft

Die Regierung erachtet im Bereich der allgemeinen Umset-

zung der SDGs künftig insbesondere folgende Handlungs-

felder als besonders wichtig:

• Insgesamt stehen trotz Verbesserungen der Datenlage 

immer noch zu wenig Indikatoren zur systematischen 

Bewertung des Umsetzungsstandes und der Entwick-

lung der SDGs im Inland zur Verfügung. Im statistischen 

Programm 2023–2024 ist vorgesehen, dass die beste-

henden Indikatoren überarbeitet und näher an die SDGs 

herangeführt werden. Dieser Prozess hat für eine noch 

bessere Beurteilung der Nachhaltigkeitssituation in 

Liechtenstein eine hohe Bedeutung.

• Mit der systematischen Prüfung von Gesetzesvorlagen 

sowie internationalen Verträgen in Bezug auf deren 

Auswirkungen auf die SDGs wurde eine wichtige Grund-

lage gelegt, um die Politikkohärenz zu stärken. Damit 

dieses Instrument jedoch seine volle Wirksamkeit ent-

falten kann, ist es wichtig, dass die durch die Regierung 

erstellten SDG-Analysen auch in den Vernehmlassun-

gen und im Parlament als Diskussionsgrundlage genutzt 

werden. Hier sind alle Akteure gefordert.

• Die Zusammenarbeit zwischen dem Staat und allen Sta-

keholdern ist in Liechtenstein bereits sehr ausgeprägt. 

Eine konstruktive und enge Zusammenarbeit wird wei-

terhin entscheidend sein, insbesondere wenn es darum 

geht, tragfähige Lösungen für die aufgezeigten Heraus-

forderungen für die Zukunft zu finden. 



80

7. Methodik

Die Indikatoren für nachhaltige Entwicklung, die Umwelt-

indikatoren und die Gleichstellungsindikatoren bilden die 

Grundlage für die Messung der Umsetzung der Nachhal-

tigkeitsziele. Insgesamt wurden 69 Indikatoren verwendet, 

die den einzelnen SDGs zugeordnet wurden.

Die Bewertung der einzelnen Indikatoren setzt sich aus 

dem gemessenen Trend und der gewünschten Entwick-

lung zusammen:

 Positiv (in Richtung Nachhaltigkeit):  

Trend = gewünschte Entwicklung 

 Negativ (weg von der Nachhaltigkeit):  

Trend ≠ gewünschte Entwicklung

 Neutral: Es ist kein Trend erkennbar oder der 

 beobachtete Trend ist nicht ausreichend, um ein von der 

Regierung festgelegtes quantitatives Ziel zu erreichen.

Der Trend bildet die Veränderung zwischen dem Bezugs-

jahr und dem letzten verfügbaren Wert ab. Das Bezugsjahr 

ist in der Regel das erste Jahr in der Zeitreihe, bei Ausnah-

men ist das Bezugsjahr mit einem  gekennzeichnet. Ist die 

Veränderung zwischen Ausgangswert und Endwert klei-

ner oder gleich ± 5 %, so wird dies als «keine wesentliche 

Veränderung» bewertet. Ist die Veränderung  grösser als 

± 5 %, wird die Entwicklung als Zunahme bzw.  Ab nahme 

 bewertet.

Die gewünschte Entwicklung basiert auf den Bewertungs-

kriterien, die in der Methodik zu den Indikatoren für nach-

haltige Entwicklung bzw. den Umweltindikatoren  festgelegt 

wurden. Für die Bewertung der Gleichstellungsindikatoren 

wurden die gleichen Bewertungskriterien  herangezogen. 




